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Beschlussvorlage
Gemeinde Bad Kleinen

Federführend:
Bauamt

Vorlage-Nr:
Status:
Aktenzeichen:
Datum:
Einreicher:

VO/GV08/2013-1163
öffentlich

21.05.2013

Satzung über den Bebauungsplanes Nr. 23 der Gemeinde Bad Kleinen 
für das Gebiet  "Mühle", für das Mühlengelände
Abwägungsbeschluss über den Vorentwurf
Beratungsfolge:
Beratung Ö / N Datum Gremium

Ö 19.06.2013 Gemeindevertretung Bad Kleinen

Beschlussvorschlag:
1. Die während der frühzeitigen Beteiligung von Behörden und sonstigen Trägern 

öffentlicher Belange nach § 4 Abs. 1 BauGB und den Nachbargemeinden nach 
§ 2 Abs. 2 BauGB eingegangenen Stellungnahmen sowie die Stellungnahmen und 
Anregungen der Öffentlichkeit im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung nach 
§ 3 Abs. 1 BauGB hat die Gemeinde Bad Kleinen unter Beachtung des 
Abwägungsgebotes geprüft. Im Rahmen der Abwägung  ergeben sich
- zu berücksichtigende,
- teilweise zu berücksichtigende und
- nicht zu berücksichtigende Stellungnahmen.
Das Abwägungsergebnis gemäß Anlage 1 ist Bestandteil dieses Beschlusses. 

2. Die Verwaltung wird beauftragt diejenigen, die Anregungen erhoben bzw. 
Stellungnahmen abgegeben haben, von diesem Ergebnis mit Angabe der Gründe in 
Kenntnis zu setzen.

Sachverhalt:
Die Gemeinde Bad Kleinen hat das Beteiligungsverfahren mit dem Vorentwurf zur 
Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 23 in Bad Kleinen durchgeführt. Die Behörden und 
sonstigen Träger öffentlicher Belange wurden am Aufstellungsverfahren beteiligt. Die 
Öffentlichkeit hat Gelegenheit zur Stellungnahme genommen. Das Beteiligungsverfahren 
wurde nach § 3 Abs. 1 BauGB und nach § 4 Abs. 1 BauGB durchgeführt.

Im Ergebnis ergeben sich 
- zu berücksichtigende,
- teilweise zu berücksichtigende,
- nicht zu berücksichtigende Anregungen und Stellungnahmen.

Das Konzept ist entsprechend zu überarbeiten. Die Gemeinde Bad Kleinen hat sich 
entschieden, die Arten der Nutzung entsprechend anders festzulegen. Anstelle der 
Sondergebiete sollen Mischgebiete festgelegt werden, um hier den Anspruch des Wohnens 
entsprechend zu würdigen. Dies findet im Abwägungsvorschlag seinen Niederschlag. 
Abstimmungen mit Behörden sind diesbezüglich zu führen, so dass die Gemeinde Sicherheit 
vor Durchführung des erneuten Beteiligungsverfahrens und vor dem Beschluss über den 
Entwurf des Bebauungsplanes erhält.

Die Erkenntnisse aus dem frühzeitigen Beteiligungsverfahren fließen in die Erarbeitung der 
Entwurfsunterlagen ein. In Auswertung des frühzeitigen Beteiligungsverfahrens kann 
beurteilt werden, dass die Anwendbarkeit des Verfahrens nach § 13a BauGB vom Grundsatz 
her bestätigt wurde. Voraussetzung ist der ergänzende Nachweis insbesondere dazu, dass 
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die Europäische Schutzgebietskulisse (SPA-Gebiet Schweriner See) nicht beeinträchtigt 
wird.

Beratungsergebnis Bauausschuss vom 28.05.2013

 B-Plan Nr. 23 – Zustimmung einstimmig
Herr Mahnel erläutert den Beschlussgegenstand:

 Verkehrszählung im Uferweg (Schülerprojekt)

 am Silo geschossweise Schallgrenzen festlegen

 wg. gleichberechtigter Nutzung von Wohnen und touristischer Infrastruktur 
kann so nicht bleiben – Mischgebiet

 im Mischgebiet sind FEWO nicht zulässig, aber Pensionen und Hotels

 Mischgebiet – einstimmig ja

 Höhe von Mühle und Silo soll so bleiben

 Beherbergung 100 Betten, 80 Zimmer?

 Anzahl WE`s?

 SPA-Prüfung: Mischgebiet

 Ausschluss von Tankstellen, Vergnügungsstätten, Gartenbaubetrieben

Anlage/n:
Bad Kleinen B23 Vorentwurf TÖB A3
Text Teil B – 3
Begründung -2
kurz Vorentwurf B 23 Bad Kleinen ohne Bürger 1
Abw Vorentwurf B 23 Bad Kleinen – 1
kurz Vorentwurf B 23 Bad Kleinen Bürger - 1

Abstimmungsergebnis:

Gesetzliche Anzahl der Mitglieder des Gremiums
Davon besetzte Mandate
Davon anwesend
Davon Ja- Stimmen
Davon Nein- Stimmen
Davon Stimmenthaltungen
Davon Befangenheit nach § 24 KV M-V
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Fremdenbeherbergung und touristische Infrastruktur

Sonstiges Sondergebiet (gem. § 11 BauNVO)
Touristische Infrastruktur und Gewerbe

SONSTIGE PLANZEICHEN

§ 16 (5) BauGB

269/1

5
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1.   Aufstellungsbeschluss 
Aufgestellt aufgrund des Aufstel lungsbeschlusses der Gemeindevertretung vom …………….. . Die ortsübliche 
Bekanntmachung des Aufstellungsbeschlusses ist durch Veröffentlichung im amtlichen Bekanntmachungs- und 
Informationsblatt „Mäckelbörger Wegweiser“ des Amtes Dorf Mecklenburg-Bad Kleinen am .................. erfolgt. 
 
Gemeinde Bad Kleinen, den ..................................                                                                        ............................. 

Der Bürgermeister 
 
 
2.      Beteiligung der Raumordnung und Landesplanung 
Die für Raumordnung und Landesplanung zuständige Stelle ist gemäß § 17 Landesplanungsgesetz (LplG) mit Schreiben 
vom ...................  beteil igt worden. 
 
Gemeinde Bad Kleinen, den ..................................                                                                        ............................. 

Der Bürgermeister 
 
 
3.      Verfahrenswechsel - Beteil igung der Öffentl ichkeit 
Die Gemeindevertretung hat am…………………..beschlossen, das Verfahren gemäß § 13a BauGB weiterzuführen. Der 
Verfahrenswechsel und die frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 1 BauGB ist nach ortsüblicher 
Bekanntmachung durch Veröffentl ichung im amtlichen Bekanntmachungs- und Informationsblatt „Mäckelbörger 
Wegweiser“ des Amtes Dorf Mecklenburg-Bad Kleinen am .................. erfolgt. Mit dieser Bekanntmachung des 
Verfahrenswechsels wurde auch ortsüblich bekannt gemacht, dass der Bebauungsplan im beschleunigten Verfahren 
ohne Durchführung einer Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4 BauGB aufgestellt werden soll. 
 
Gemeinde Bad Kleinen, den ..................................                                                                        ............................. 

Der Bürgermeister 
 
 
4.  Frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit 
Die frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit nach § 3 Bas. 1 Satz 1 BauGB ist vom ………………. Bis zum ………………. 
Durchgeführt worden.  
 
Gemeinde Bad Kleinen, den ..................................                                                                        ............................. 

 
Der Bürgermeister 

 
5.      Beteiligung der Behörden 
Die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange, deren Aufgabenbereich durch die Planung berührt werden 
kann, sind gemäß § 4 Abs. 1 BauGB mit Schreiben vom ……........... zur Äußerung auch im Hinblick auf den 
Verfahrenswechsel aufgefordert worden. 
 
Gemeinde Bad Kleinen, den ..................................                                                                        ............................. 

Der Bürgermeister 
 
 
6.      Öffentliche Auslegung 
Die Gemeindevertretung hat den Entwurf des Bebauungsplanes Nr. 23 und der Begründung dazu am .................... 
gebilligt und die öffentliche Auslegung gemäß § 3 Abs. 2 BauGB beschlossen. 
 
Gemeinde Bad Kleinen, den ..................................                                                                        ............................. 

Der Bürgermeister 
 
 
7.      Öffentliche Auslegung 
Der Entwurf des Bebauungsplanes Nr. 23 bestehend  aus der Planzeichnung (Teil A) und dem Text (Teil B) und der 
Entwurf der Begründung sowie das schalltechnische Gutachten zum Verkehrslärm haben in der Zeit vom .................... bis  
zum ......................... während der Dienststunden nach § 3 abs. 2 BauGB öffentl ich ausgelegen. Die öffentliche Auslegung 
ist mit den Hinweis, dass Stellungnahmen während der Auslegungsfrist von jedermann schriftlich oder zur  Niederschrift  
vorgebracht  werden  können, dass nicht fristgerecht abgegebene Stellungnahmen bei der Beschlussfassung über den 
Plan unberücksichtigt bleiben können und dass ein Antrag nach § 47 der Verwaltungsgerichtsordnung unzulässig ist, 
wenn mit ihm Einwendungen geltend gemacht werden, die vom Antragsteller im Rahmen der Auslegung nicht oder 
verspätet geltend gemacht wurden, aber hätten geltend gemacht werden können, am ..................... durch 
Veröffentl ichung im amtlichen Bekanntmachungs- und Informationsblatt „Mäckelbörger Wegweiser“ des Amtes Dorf 
Mecklenburg-Bad Kleinen ortsüblich bekannt gemacht worden. Die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange 
sind mit Schreiben vom .................. über die öffentliche Auslegung informiert und gemäß § 4 Abs. 2 BauGB zur Abgabe 
einer Stellungnahme aufgefordert worden. 
 
Gemeinde Bad Kleinen, den ..................................                                                                        ............................. 

Der Bürgermeister     

8.      Katastermäßiger Bestand 
Der katastermäßige Bestand am .............. wird als richtig dargestellt bescheinigt. Hinsichtl ich der lagerichtigen 
Darstellung der Grenzpunkte gil t der Vorbehalt, dass eine Prüfung nur grob erfolgte, da die rechtsverbindliche Flurkarte 
im Maßstab .................. vorl iegt. Regressansprüche können nicht abgeleitet werden. 
 
Gemeinde Bad Kleinen, den ..................................                                                                        ............................. 

Der Bürgermeister 
 
 
9.      Stellungnahmen 
Die Gemeindevertretung hat die Stellungnahmen der Öffentl ichkeit sowie die Stellungnahmen der Behörden und 
sonstiger Träger öffentl icher Belange am ..................... geprüft. Das Ergebnis is t mitgeteilt worden. 
 
Gemeinde Bad Kleinen, den ..................................                                                                        ............................. 

Der Bürgermeister 
 
 
10.      Satzungsbeschluss 
Der Bebauungsplan Nr. 23, bestehend aus der Planzeichnung (Teil A) und dem Text (Teil B), sowie die örtl ichen 
Bauvorschriften wurden am …................... von der Gemeindevertretung als Satzung beschlossen, die Begründung dazu 
wurde gebilligt. 
 
Gemeinde Bad Kleinen, den ..................................                                                                        ............................. 

Der Bürgermeister 
 
 
11.     Ausfertigung 
Der Bebauungsplan Nr. 23, bestehend aus der Planzeichnung (Teil A) und dem Text (Teil B), sowie die Satzung über die 
örtlichen Bauvorschriften werden hiermit am …….…............ ausgefertigt. 
 
Gemeinde Bad Kleinen, den ..................................                                                                        ............................. 

 
 
Der Bürgermeister 

12.     Bekanntmachung 
Der Satzungsbeschluss und die Stelle, bei der der Plan auf Dauer während der Dienststunden von jedermann 
eingesehen werden kann und über den Inhalt Auskunft zu erhalten ist, wurde durch Veröffentlichung im amtlichen 
Bekanntmachungs- und Informationsblatt „Mäckelbörger Wegweiser“ des Amtes Dorf Mecklenburg-Bad Kleinen am 
.................. ortsüblich bekanntgemacht. In der Bekanntmachung ist auf die Geltendmachung der Verletzung von 
Verfahrens- und Formvorschriften und von Mängeln in der Abwägung sowie auf die Rechtsfolgen (§ 215 Abs. 1 BauGB) 
und weiter auf Fälligkeit und Erlöschen von Entschädigungsansprüchen (§44 BauGB) hingewiesen worden.  
Die Satzung ist mit Ablauf des  .................... in Kraft getreten. 
 
Gemeinde Bad Kleinen, den ..................................                                                                        ............................. 

Der Bürgermeister 
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1.   Aufstellungsbeschluss 
Aufgestellt aufgrund des Aufstel lungsbeschlusses der Gemeindevertretung vom …………….. . Die ortsübliche 
Bekanntmachung des Aufstellungsbeschlusses ist durch Veröffentlichung im amtlichen Bekanntmachungs- und 
Informationsblatt „Mäckelbörger Wegweiser“ des Amtes Dorf Mecklenburg-Bad Kleinen am .................. erfolgt. 
 
Gemeinde Bad Kleinen, den ..................................                                                                        ............................. 

Der Bürgermeister 
 
 
2.      Beteiligung der Raumordnung und Landesplanung 
Die für Raumordnung und Landesplanung zuständige Stelle ist gemäß § 17 Landesplanungsgesetz (LplG) mit Schreiben 
vom ...................  beteil igt worden. 
 
Gemeinde Bad Kleinen, den ..................................                                                                        ............................. 

Der Bürgermeister 
 
 
3.      Verfahrenswechsel - Beteil igung der Öffentl ichkeit 
Die Gemeindevertretung hat am…………………..beschlossen, das Verfahren gemäß § 13a BauGB weiterzuführen. Der 
Verfahrenswechsel und die frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 1 BauGB ist nach ortsüblicher 
Bekanntmachung durch Veröffentl ichung im amtlichen Bekanntmachungs- und Informationsblatt „Mäckelbörger 
Wegweiser“ des Amtes Dorf Mecklenburg-Bad Kleinen am .................. erfolgt. Mit dieser Bekanntmachung des 
Verfahrenswechsels wurde auch ortsüblich bekannt gemacht, dass der Bebauungsplan im beschleunigten Verfahren 
ohne Durchführung einer Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4 BauGB aufgestellt werden soll. 
 
Gemeinde Bad Kleinen, den ..................................                                                                        ............................. 

Der Bürgermeister 
 
 
4.  Frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit 
Die frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit nach § 3 Bas. 1 Satz 1 BauGB ist vom ………………. Bis zum ………………. 
Durchgeführt worden.  
 
Gemeinde Bad Kleinen, den ..................................                                                                        ............................. 

 
Der Bürgermeister 

 
5.      Beteiligung der Behörden 
Die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange, deren Aufgabenbereich durch die Planung berührt werden 
kann, sind gemäß § 4 Abs. 1 BauGB mit Schreiben vom ……........... zur Äußerung auch im Hinblick auf den 
Verfahrenswechsel aufgefordert worden. 
 
Gemeinde Bad Kleinen, den ..................................                                                                        ............................. 

Der Bürgermeister 
 
 
6.      Öffentliche Auslegung 
Die Gemeindevertretung hat den Entwurf des Bebauungsplanes Nr. 23 und der Begründung dazu am .................... 
gebilligt und die öffentliche Auslegung gemäß § 3 Abs. 2 BauGB beschlossen. 
 
Gemeinde Bad Kleinen, den ..................................                                                                        ............................. 

Der Bürgermeister 
 
 
7.      Öffentliche Auslegung 
Der Entwurf des Bebauungsplanes Nr. 23 bestehend  aus der Planzeichnung (Teil A) und dem Text (Teil B) und der 
Entwurf der Begründung sowie das schalltechnische Gutachten zum Verkehrslärm haben in der Zeit vom .................... bis  
zum ......................... während der Dienststunden nach § 3 abs. 2 BauGB öffentl ich ausgelegen. Die öffentliche Auslegung 
ist mit den Hinweis, dass Stellungnahmen während der Auslegungsfrist von jedermann schriftlich oder zur  Niederschrift  
vorgebracht  werden  können, dass nicht fristgerecht abgegebene Stellungnahmen bei der Beschlussfassung über den 
Plan unberücksichtigt bleiben können und dass ein Antrag nach § 47 der Verwaltungsgerichtsordnung unzulässig ist, 
wenn mit ihm Einwendungen geltend gemacht werden, die vom Antragsteller im Rahmen der Auslegung nicht oder 
verspätet geltend gemacht wurden, aber hätten geltend gemacht werden können, am ..................... durch 
Veröffentl ichung im amtlichen Bekanntmachungs- und Informationsblatt „Mäckelbörger Wegweiser“ des Amtes Dorf 
Mecklenburg-Bad Kleinen ortsüblich bekannt gemacht worden. Die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange 
sind mit Schreiben vom .................. über die öffentliche Auslegung informiert und gemäß § 4 Abs. 2 BauGB zur Abgabe 
einer Stellungnahme aufgefordert worden. 
 
Gemeinde Bad Kleinen, den ..................................                                                                        ............................. 

Der Bürgermeister     

8.      Katastermäßiger Bestand 
Der katastermäßige Bestand am .............. wird als richtig dargestellt bescheinigt. Hinsichtl ich der lagerichtigen 
Darstellung der Grenzpunkte gil t der Vorbehalt, dass eine Prüfung nur grob erfolgte, da die rechtsverbindliche Flurkarte 
im Maßstab .................. vorl iegt. Regressansprüche können nicht abgeleitet werden. 
 
Gemeinde Bad Kleinen, den ..................................                                                                        ............................. 

Der Bürgermeister 
 
 
9.      Stellungnahmen 
Die Gemeindevertretung hat die Stellungnahmen der Öffentl ichkeit sowie die Stellungnahmen der Behörden und 
sonstiger Träger öffentl icher Belange am ..................... geprüft. Das Ergebnis is t mitgeteilt worden. 
 
Gemeinde Bad Kleinen, den ..................................                                                                        ............................. 

Der Bürgermeister 
 
 
10.      Satzungsbeschluss 
Der Bebauungsplan Nr. 23, bestehend aus der Planzeichnung (Teil A) und dem Text (Teil B), sowie die örtl ichen 
Bauvorschriften wurden am …................... von der Gemeindevertretung als Satzung beschlossen, die Begründung dazu 
wurde gebilligt. 
 
Gemeinde Bad Kleinen, den ..................................                                                                        ............................. 

Der Bürgermeister 
 
 
11.     Ausfertigung 
Der Bebauungsplan Nr. 23, bestehend aus der Planzeichnung (Teil A) und dem Text (Teil B), sowie die Satzung über die 
örtlichen Bauvorschriften werden hiermit am …….…............ ausgefertigt. 
 
Gemeinde Bad Kleinen, den ..................................                                                                        ............................. 

 
 
Der Bürgermeister 

12.     Bekanntmachung 
Der Satzungsbeschluss und die Stelle, bei der der Plan auf Dauer während der Dienststunden von jedermann 
eingesehen werden kann und über den Inhalt Auskunft zu erhalten ist, wurde durch Veröffentlichung im amtlichen 
Bekanntmachungs- und Informationsblatt „Mäckelbörger Wegweiser“ des Amtes Dorf Mecklenburg-Bad Kleinen am 
.................. ortsüblich bekanntgemacht. In der Bekanntmachung ist auf die Geltendmachung der Verletzung von 
Verfahrens- und Formvorschriften und von Mängeln in der Abwägung sowie auf die Rechtsfolgen (§ 215 Abs. 1 BauGB) 
und weiter auf Fälligkeit und Erlöschen von Entschädigungsansprüchen (§44 BauGB) hingewiesen worden.  
Die Satzung ist mit Ablauf des  .................... in Kraft getreten. 
 
Gemeinde Bad Kleinen, den ..................................                                                                        ............................. 

Der Bürgermeister 
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SATZUNG
DER GEMEINDE BAD KLEINEN ÜBER DEN BEBAUUNGSPLAN NR. 23
FÜR DAS GEBIET "MÜHLE“, FÜR DAS MÜHLENGELÄNDE
GEMÄSS PAR.10 UND PAR. 13a BAUGB
Aufgrund der §§ 10 Abs. 1, 13a des Baugesetzbuches (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 23. September 2004 
(BGBI. I S. 2414), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 22. Juli 2011 (BGBI. I S. 1509), sowie nach der  Baunutz-
ungsverordnung  (BauNVO)  in  der Fassung  der  Bekanntmachung  vom  23. Januar  1990  (BGBl. I S. 132),  geändert  durch
Artikel 3  des  Investitionserleichterungs-  und   Wohnbaulandgesetz   vom  22. April 1993   (BGBl. I S. 466)   sowie   nach   der 
Landesbauordnung   Mecklenburg- Vorpommern  (LBauO  M-V)  in  der  Fassung  der  Bekanntmachung  vom  18.  April  2006 
(GVOBl. M-V S. 102)  zuletzt  geändert  durch  Artikel 2   des   Gesetzes  vom  20. Mai 2011  (GVOBI. M-V S. 323),  wird  nach 
Beschlussfassung durch die Gemeindevertretung der  Gemeinde  Bad Kleinen  vom .............................. folgende Satzung über
den  Bebauungsplan Nr. 23 für das Gebiet "Mühle“, im Verfahren gemäß § 13a BauGB, für das Mühlengelände, bestehend aus
der Planzeichnung (Teil A) und dem Text (Teil B), erlassen.
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TEIL B – TEXT 
 

zur Satzung über den Bebauungsplan Nr. 23 für das Gebiet „Mühle“ für das 
Mühlengelände der Gemeinde Bad Kleinen 
 
I. PLANUNGSRECHTLICHE FESTSETZUNGEN 

 
1. ART DER BAULICHEN NUTZUNG 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB) 
 

SO 1.1 - Sonstiges Sondergebiet Fremdenbeherbergung und touristische 
Infrastruktur 
(§ 11 Abs. 2 BauNVO) 
 
1. Das Sonstige Sondergebiet Fremdenbeherbergung und touristische Infrastruktur 

dient der Unterbringung von Einrichtungen der touristisch genutzten 
Fremdenbeherbergung, der touristischen Infrastruktur und von Schank- und 
Speisewirtschaften. 

 
2. Innerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen des Gebietes SO 1.1 sind folgende 

Nutzungen zulässig: 
- Betriebe des Beherbergungswesens, 
- Schank- und Speisewirtschaften, 
- touristische Informations- und Serviceeinrichtungen (z.B. Fahrradverleih, 

Bootsverleih, etc.), 
- Anlagen und Einrichtungen für kulturelle, gesundheitliche, sportliche und 

sonstige touristische Zwecke, die den Betrieben des 
Beherbergungswesens dienen und diese nicht wesentlich stören, 

- Wohnungen für Aufsichts- und Bereitschaftspersonen sowie für 
Betriebsinhaber und Betriebsleiter im Sinne des § 8 Abs.3 BauNVO. 

 
SO 1.2 - Sonstiges Sondergebiet Fremdenbeherbergung, touristische Infrastruktur 
und Wohnen 
(§ 11 Abs. 2 BauNVO) 
 
1. Das Sonstige Sondergebiet Fremdenbeherbergung, touristische Infrastruktur und 

Wohnen dient der Unterbringung von Einrichtungen der touristisch genutzten 
Fremdenbeherbergung, der touristischen Infrastruktur, von Schank- und 
Speisewirtschaften und dem Wohnen. 

 
2. Innerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen des Gebietes SO 1.2 sind folgende 

Nutzungen zulässig: 
- Wohnungen, 
- Betriebe des Beherbergungswesens, 
- Schank- und Speisewirtschaften, 
- touristische Informations- und Serviceeinrichtungen (z.B. Fahrradverleih, 

Bootsverleih, etc.), 
- Anlagen und Einrichtungen für kulturelle, gesundheitliche, sportliche und 

sonstige touristische Zwecke, die den Betrieben des 
Beherbergungswesens dienen und diese nicht wesentlich stören, 
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- Wohnungen für Aufsichts- und Bereitschaftspersonen sowie für 
Betriebsinhaber und Betriebsleiter im Sinne des § 8 Abs.3 BauNVO. 

 
3. Innerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen des Gebietes SO 1.2 sind folgende 

Nutzungen ausnahmsweise zulässig: 
- Ferienwohnungen. 

 
SO 2 - Sonstiges Sondergebiet Sport- und Spielanlagen 
(§ 11 Abs. 2 BauNVO) 
 
1. Das Sonstige Sondergebiet Sport- und Spielanlagen dient der Unterbringung von 

Anlagen und Einrichtungen für sportliche und sonstige Freizeitzwecke. 
 
2. Innerhalb des Sonstigen Sondergebietes Sport- und Spielanlagen sind folgende 

Nutzungen zulässig: 
- Anlagen die sportlichen und sonstigen Freizeitzwecken und deren 

Verwaltung dienen und die die zulässigen Nutzungen des Gebietes SO 1 
und SO 3 nicht wesentlich stören, 

- Wohnungen für Aufsichts- und Bereitschaftspersonen sowie für 
Betriebsinhaber und Betriebsleiter im Sinne des § 8 Abs.3 BauNVO. 

 
3. Innerhalb des Sonstigen Sondergebietes Sport- und Spielanlagen sind folgende 

Nutzungen ausnahmsweise zulässig: 
- Schank- und Speisewirtschaften. 
 

SO 3 - Sonstiges Sondergebiet touristische Infrastruktur, Wohnen und Gewerbe 
(§ 11 Abs. 2 BauNVO) 
 
1. Das Sonstige Sondergebiet touristische Infrastruktur, Wohnen und Gewerbe dient 

vorwiegend der Unterbringung von Einrichtungen der touristischen Infrastruktur, 
dem touristischen Gewerbe und von Schank- und Speisewirtschaften sowie dem 
Wohnen. 

 
2. Innerhalb des Sonstigen Sondergebietes touristische Infrastruktur und touristisches 

Gewerbe sind folgende Nutzungen zulässig: 
- Wohnungen, 
- Anlagen für kulturelle, gesundheitliche und sportliche Zwecke, die das 

Wohnen nicht wesentlich stören 
- nicht störende Gewerbebetriebe, die der touristischen Infrastruktur dienen 

und das Wohnen nichtwesentlich stören, 
- Schank- und Speisewirtschaften, 
- Wohnungen für Aufsichts- und Bereitschaftspersonen sowie für 

Betriebsinhaber und Betriebsleiter im Sinne des § 8 Abs.3 BauNVO, 
- Stellplätze, die den Gebieten SO 1.1 und SO1.2, SO 2 und SO 3 dienen. 

 
3. Innerhalb des Sonstigen Sondergebietes touristische Infrastruktur und touristisches 

Gewerbe sind innerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen folgende Nutzungen 
ausnahmsweise zulässig: 

- Lagereinrichtungen, Lagerräume, 
- Mobilfunkanlagen auf oder an vorhandenen baulichen Anlagen, 
- Photovoltaikanlagen auf oder an vorhandenen baulichen Anlagen, 
- andere Anlagen regenerativer Energien. 
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2. MAß DER BAULICHEN NUTZUNG 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB, §18 BauNVO) 

 
Höhe baulicher Anlagen 
 
1. Die zulässige Höhe der baulichen Anlagen wird durch Festsetzung der maximalen 

First- und Gebäudehöhe bestimmt. 

2. Als unterer Bezugspunkt für die Festlegung der Höhe der baulichen Anlagen gilt die 
mittlere Fahrbahnhöhe der angrenzenden öffentlichen Verkehrsfläche „Uferweg“. 

 
3. Die maximal zulässige Firsthöhe ist in der Planzeichnung festgesetzt. Die Firsthöhe 

wird definiert als Höhe der oberen Dachbegrenzungskante, also der äußere 
Schnittpunkt der beiden Dachschenkel des Gebäudes. 

4. Die maximal zulässige Gebäudehöhe ist in der Planzeichnung festgesetzt. Die 
Gebäudehöhe wird definiert als das senkrecht gemessene maximale Maß vom 
festgesetzten Bezugspunkt bis zur Oberkante des Gebäudes oder der baulichen 
Anlage. 

5. Im Gebiet SO 1.2 ist eine Überschreitung der festgesetzten maximalen Firsthöhe 
durch Lüftungsrohre, Schornsteine und Antennenanlagen bis zu höchsten 2,00 m 
zulässig. 

6. Eine Überschreitung der festgesetzten maximalen Gebäudehöhe durch 
untergeordnete technische und betriebliche notwendige Dachaufbauten (z.B. 
Klimaanlagen, Aufzüge, Schornsteine, etc.) sind ausnahmsweise zulässig. Die 
Überschreitung darf maximal nur 20% der Dachfläche und höchsten 3,00 m 
betragen. 

 
7. Im Gebiet SO 3 ist eine Überschreitung der festgesetzten maximal zulässigen 

Gebäudehöhe durch Mobilfunkanlagen zulässig, wenn das Landschaftsbild nicht 
unzulässig beeinträchtigt wird. 

 
8. Im Gebiet SO 3 ist die Überschreitung der festgesetzten maximal zulässigen 

Gebäudehöhe ausnahmsweise durch ein Staffelgeschoss mit Dachterrasse zulässig.  
 

3. BAUWEISE 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB) 

 
1. Im Gebiet SO 1.1 gilt für das bestehende denkmalgeschützte Mühlengebäude die 

abweichende Bauweise mit der Maßgabe, dass Gebäudelängen über 50,00 m mit 
seitlichem Grenzabstand zulässig sind. Im Übrigen gilt die offene Bauweise. 

 
2. Im Gebiet SO 1.2, SO 2 und SO 3 gilt die offene Bauweise. 

 
4. FLÄCHEN FÜR NEBENANLAGEN UND STELLPLÄTZE 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 4 und 22 BauGB) 
 
1. In den festgesetzten Sondergebieten SO 1.1,SO 2, und SO 3 sind Nebenanlagen im 

Sinne des § 14 BauNVO sowie Stellplätze nach § 12 BauNVO nur innerhalb der 
überbaubaren Grundstücksflächen sowie in den dafür festgesetzten Flächen für 
Nebenanlagen und Stellplätze zulässig. 

 



Planungsstand: Vorentwurf 24.10.2012   4 

2. Innerhalb des festgesetzten Sondergebietes SO 1.2 sind Nebenanlagen im Sinne 
des § 14 BauNVO sowie Garagen, überdachte Stellplätze (Carports) und Stellplätze 
nach § 12 BauNVO außerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen zulässig. 

 
5. GRÜNFLÄCHEN 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 15 BauGB) 
 

1. Im nordöstlichen Plangebiet ist eine private Grünfläche mit der Zweckbestimmung 
Streuobstwiese festgesetzt. Vorhandene Gehölze sind zu erhalten. 

 
2. Zwischen den Baugebieten SO 1.1/ SO 1.2 und SO 2 ist eine private Grünfläche mit 

der Zweckbestimmung „Gliederungsgrün“ festgesetzt. Das Anlegen von fußläufigen 
Verbindungswegen ist zulässig. 

 
3. Im Plangebiet sind private Grünflächen mit der Zweckbestimmung „Parkanlage“ 

festgesetzt. Innerhalb dieser Grünflächen ist das Anlegen von Wegen und 
Kommunikationsbereichen zulässig. Die Grünflächen sind durch das Anpflanzen 
von Gehölzgruppen und Solitärgehölzen parkartig zu gestalten. 

 
6. BAULICHE UND SONSTIGE VORKEHRUNGEN ZUM SCHUTZ VOR SCHÄDLICHEN 

UMWELTEINWIRKUNGEN  
(§ 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB) 

 
1. Zum Schutz vor Verkehrslärm von den Anlagen der Deutschen Bahn sind aktive 

Lärmschutzmaßnahmen an der nordwestlichen Grundstücksgrenze (Grenze des 
Plangeltungsbereiches) erforderlich. Die Errichtung einer mindestens 4 m hohen 
Lärmschutzeinrichtung ist erforderlich. Die Lärmschutzeinrichtung ist als 
Lärmschutzwand, Lärmschutzwall oder als Kombination aus Lärmschutzwand und 
Lärmschutzwall herzustellen. Anstelle der Lärmschutzwand können vorhandene 
Gebäude die Lärmschutzfunktion übernehmen. Diese sind dann dauerhaft in 
Kubatur und Lage zu erhalten. 

 
2. Zum Schutz vor Verkehrslärm von den Anlagen der Deutschen Bahn sind zusätzlich 

passive Lärmschutzmaßnahmen erforderlich. Neben Grundrissanordnungen 
(Anordnung der nicht schutzbedürftigen Räume und Flure an der der Bahnstrecke 
zugewandten Gebäudeseite) muss die Luftschalldämmung von Außenbauteilen 
mindestens die Anforderung des entsprechenden Lärmpegelbereiches der DIN 
4109 – Schallschutz im Hochbau – erfüllen. Alle zum ständigen Aufenthalt 
bestimmten Räume sind mit schallgedämmten Lüftungselementen gemäß VDI-
Richtlinie 2719 auszustatten.  
 
Im Gebiet SO 3 sind für das bestehende Silogebäude (im 2. OG) an den jeweiligen 
Gebäudeseiten folgende Lärmpegelbereiche (LPB) einzuhalten: 
- an der der Bahnstrecke zugewandten Gebäudeseite tags der LPB IV und nachts 

der LPB VI, 
- für die Seitenfronten (senkrecht zur Bahnstecke) tags der LPB III/ IV und nachts 

der LPB V/ VI, 
- an der der Bahnstrecke abgewandten Gebäudeseite tags der LPB II und nachts 

der LPB IV. 
 
Im Gebiet SO 1.2 sind für das bestehende Wohngebäude (im 1. OG) an den 
jeweiligen Gebäudeseiten folgende Lärmpegelbereiche (LPB) einzuhalten: 
- an der der Bahnstrecke zugewandten Gebäudeseite tags der LPB III und nachts 

der LPB V, 
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- für die südwestliche Seitenfront (senkrecht zur Bahnstecke) tags der LPB III und 
nachts der LPB V, 

- für die nordöstliche Seitenfront (senkrecht zur Bahnstecke) tags der LPB II und 
nachts der LPB IV, 

- an der der Bahnstrecke abgewandten Gebäudeseite nur nachts der LPB III. 

Außenwohnbereiche (Balkone, Loggien, Terrassen) sind ab Lärmpegelbereich IV 
unzulässig. 
 
Die Lärmpegelbereiche werden im weiteren Verfahren abschließend gutachterlich 
bestimmt. 

 
3. Innerhalb der festgesetzten Lärmpegelbereiche (LPB) sind passive Maßnahmen 

zum Schutz gegen Verkehrslärm zu treffen. Zum Schutz vor Außenlärm sind für 
Außenbauteile von Aufenthaltsräumen die Anforderungen der Luftschalldämmung 
nach DIN 4109 „Schallschutz im Hochbau“, Ausgabe November  1989, einzuhalten. 
Die erforderlichen resultierenden Schalldämm-Maße der Außenbauteile ergeben 
sich nach DIN 4109 aus den in der Tabelle aufgeführten Lärmpegelbereichen. Nach 
außen abschließende Bauteile von schutzbedürftigen Räumen sind so auszuführen, 
dass sie folgende resultierenden Schalldämm- Maße aufweisen: 

 
Die Tabelle ist ein Auszug aus der DIN 4109 „Schallschutz im Hochbau“, November 1989, Tabelle 8 
(Hrsg.: DIN Deutsches Institut für Normung e.V.) 

  Raumart  

Lärmpe-
gelbereich 

Maßgeblicher 
Außenlärmpegel 

dB(A)l 

Aufenthaltsräume in 
Wohnungen, 
Übernachtungsräume in 
Beherbergungsstätten, 
Unterrichtsräume u. ä. 

 

Büroräume
1
und ähnliches 

 

  erf. R'W,res des Außenbauteiles in dB 

II 56 bis 60 30 30 

III 61 bis 65 35 30 

IV 66 bis 70 40 35 

V 71 bis 75 45 40 

VI 76 bis 80 50 45 

1
An Außenbauteile von Räumen, bei denen der eindringende Außenlärm aufgrund der in den Räumen ausgeübten 

Tätigkeiten nur einen untergeordneten Beitrag zum Innenraumpegel leistet, werden keine Forderungen gestellt. 
 

Die Korrekturwerte nach Tabelle 9 und 10 der DIN 4109 zu beachten.  

Für Schlafzimmer, Kinderzimmer und schutzbedürftigen Räume mit ähnlicher 
Nutzung im Lärmpegelbereich III und höher sind die Fenster mit schalldämmenden 
Lüftungsöffnungen zu versehen, die die Einhaltung der resultierenden 
Luftschalldämmung (Rw',res) des gesamten Außenwandbauteiles gewährleisten. 

 
Es können Ausnahmen von den getroffenen Festsetzungen zugelassen werden, 
soweit nachgewiesen wird, dass insbesondere an gegenüber den Lärmquellen 
abgeschirmten oder Lärmquellen abgewandten Gebäudeteilen geringere 
Schalldämm-Maße erforderlich sind. 
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4. Die Nachweise über ausreichenden Schallschutz sind im 
Baugenehmigungsverfahren zu führen. 

 
 

II.  ÖRTLICHE BAUVORSCHRIFTEN ÜBER DIE ÄUßERE GESTALTUNG BAULICHER 
ANLAGEN 

 
Werden im Planverfahren unter Beachtung der denkmalpflegerischen Anforderungen 
festgelegt. 

 
 

III. NACHRICHTLICHE ÜBERNAHMEN UND HINWEISE 
 

1. VERHALTENSWEISE BEI ARCHÄOLOGISCHEN FUNDEN, BODENDENKMALEN, 
BAU- UND KUNSTDENKMALEN  

 
Wenn während der Erdarbeiten Funde oder auffällige Bodenverfärbungen entdeckt 
werden, ist gemäß § 11 DSchG Mecklenburg-Vorpommern die zuständige untere 
Denkmalschutzbehörde zu benachrichtigen und der Fund und die Fundstelle bis zum 
Eintreffen von Mitarbeitern des Landesamtes für Kultur und Denkmalpflege oder dessen 
Vertreter in unverändertem Zustand zu erhalten. Verantwortlich sind hierfür der 
Entdecker, der Leiter der Arbeiten, der Grundeigentümer sowie zufällige Zeugen, die 
den Wert des Fundes erkennen. Die Verpflichtung erlischt 5 Werktage nach Zugang der 
Anzeige. 

 
2. ANZEIGE DER ERDARBEITEN BZW. DES BAUBEGINNS  

 
Der Beginn der Erdarbeiten ist der unteren Denkmalschutzbehörde spätestens zwei 
Wochen vor Termin schriftlich und verbindlich mitzuteilen, um zu gewährleisten, dass 
Mitarbeiter oder Beauftragte des Landesamtes für Kultur und Denkmalpflege bei den 
Erdarbeiten zugegen sein können und eventuell auftretende Funde gemäß § 11 DSchG 
Mecklenburg-Vorpommern unverzüglich bergen und dokumentieren können. Dadurch 
werden Verzögerungen der Baumaßnahmen vermieden (vgl. § 11 Abs.3 DSchG M-V). 
 

3. MUNITIONSFUNDE 
 

Nach bisherigen Erfahrungen ist es nicht auszuschließen, dass auch in einem für den 
Munitionsbergungsdienst als nicht kampfmittelbelastet bekannten Bereich Einzelfunde 
auftreten können. Aus diesem Grunde sind Tiefbauarbeiten mit entsprechender Vorsicht 
durchzuführen. Sollten bei Tiefbauarbeiten kampfmittelverdächtige Gegenstände oder 
Munition gefunden werden, sind aus Sicherheitsgründen die Arbeiten an der Fundstelle 
und der unmittelbaren Umgebung sofort einzustellen und der Munitionsbergungsdienst 
ist zu benachrichtigen. Nötigenfalls ist die Polizei oder Ordnungsbehörde hinzuzuziehen. 
Wer Kampfmittel entdeckt, in Besitz hat oder Kenntnis von Lagerstellen derartiger Mittel 
erhält, ist nach § 5 Kampfmittelverordnung verpflichtet dies unverzüglich den örtlichen 
Ordnungsbehörden anzuzeigen. Nach VOB Teil C und DIN 18299 ist der Bauherr 
verpflichtet, bei den Angaben zur Baustelle nach Angaben zu vermuteten Kampfmitteln 
im Bereich der Baustelle sowie zu Ergebnissen von Erkundungs- und 
Beräumungsmaßnahmen zu machen.  
 

4. VERHALTEN BEI AUFFÄLLIGEN BODENVERVERFÄBUNGEN BZW. BEI 
GERÜCHEN 
 
Sollten während der Erdarbeiten Hinweise auf Altlasten oder altlastverdächtige Flächen, 
erkennbar an unnatürlichen Verfärbungen bzw. Gerüche des Bodens, oder Vorkommen 
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von Abfällen, Flüssigkeiten u.ä. (schädliche Bodenverfärbungen) auftreten, ist die 
Landrätin des Landkreises Nordwestmecklenburg als untere Abfallbehörde unverzüglich 
nach Bekannt werden zu informieren. Grundstücksbesitzer sind als Abfallbesitzer zur 
ordnungsgemäßen Entsorgung des belasteten Bodenaushubs oder Bauabfalls nach §§ 
10 und 11 Kreislaufwirtschafts- und Abfallgesetz (KrW-AbfG) verpflichtet. 

 
5. ABFALL- UND KREISLAUFWIRTSCHAFT  

 
Alle Baumaßnahmen sind so vorzubereiten und durchzuführen, dass von den Baustellen 
als auch von den fertiggestellten Objekten eine vollständige und geordnete 
Abfallentsorgung entsprechend der Abfallsatzung des Landkreises erfolgen kann. Der 
Grundstücksbesitzer ist als Abfallbesitzer nach §§ 10 und 11 Krw-/AbfG zur 
ordnungsgemäßen Entsorgung belasteten Bodenaushubs verpflichtet. Abfälle 
(verunreinigter Erdaushub bzw. Bauschutt), die nicht verwertet werden können, sind 
entsprechend §§ 10 und 11 KrW-/ AbfG durch einen zugelassenen Beförderer in einer 
Abfallbeseitigungsanlage zu entsorgen. Unbelastete Bauabfälle dürfen gemäß § 18 
AbfAlG M-V nicht abgelagert werden. Sie sind wieder zu verwerten.  

 
6. BODENSCHUTZ 

 
Werden schädliche Bodenveränderungen oder Altlasten im Sinne des 
Bundesbodenschutzgesetzes (BBodSchG) festgestellt, sind mit der zuständigen 
Behörde, Staatliches Amt für Landwirtschaft und Umwelt Schwerin, gemäß § 13 
BBodSchG die notwendigen Maßnahmen abzustimmen (Sanierungsuntersuchung, 
Sanierungsplanung, Sanierung bzw. Sicherung). Bei der Erfüllung dieser Pflichten ist die 
planungsrechtlich zulässige Nutzung der Grundstücke und das sich daraus ergebende 
Schutzbedürfnis zu beachten, soweit dieses mit den Bodenfunktionen nach § 2 Abs. 2 
BBodSchG zu vereinbaren ist. Für jede Maßnahme, die auf den Boden einwirkt, hat der 
Verursacher die entsprechende Vorsorge zu treffen, dass schädliche 
Bodenveränderungen nicht hervorgerufen werden. Bodeneinwirkungen sind zu 
vermeiden bzw. zu vermindern, soweit das im Rahmen der Baumaßnahmen 
verhältnismäßig ist. Bei der Sicherung von schädlichen Bodenveränderungen ist zu 
gewährleisten, dass durch die verbleibenden Schadstoffe keine Gefahr oder erhebliche, 
nachteilige Belastung für den Einzelnen oder die Allgemeinheit entstehen. Im Falle einer 
Sanierung muss der Verursacher dafür sorgen, dass die Vorbelastungen des Bodens 
bzw. die Altlasten soweit entfernt werden, dass die für den jeweiligen Standort 
zulässigen Nutzungsmöglichkeiten wieder hergestellt werden.  
 

7. ARTENSCHUTZRECHTLICHE BELANGE 
 
1. Gehölze 
Die Beseitigung von Gehölzen darf gemäß § 39 (5) Satz 2 des 
Bundesnaturschutzgesetzes nur im Zeitraum zwischen 1. Oktober und 1. März 
durchgeführt werden. Ausnahmen sind zulässig, sofern der gutachterliche Nachweis 
durch den Verursacher erbracht wird, dass innerhalb der Flächen keine Brutvögel brüten 
und die Zustimmung der zuständigen Behörde vorliegt. Dieser Nachweis, dass keine 
besonders geschützten Brutvögel vorkommen bzw. erheblich beeinträchtigt werden, ist 
durch den Bauherren/ Vorhabenträger der zuständigen Behörde rechtzeitig vor Beginn 
der Baumaßnahmen vorzulegen. 

2. Fledermäuse 
Zur Vermeidung der Tötung von Fledermäusen sind alle Bäume mit einem 
Stammdurchmesser von mehr als 40 cm, die zur Rodung vorgesehen sind, vor 
Abnahme durch einen Fachgutachter auf Besatz durch Fledermäuse zu prüfen. 
Aufgefundene Tiere sind vorsichtig zu bergen und artgerecht zu versorgen. 
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3. Fledermäuse und Gebäudebrüter  
Vor dem Abriss bzw. dem Umbau von Gebäuden sind diese fachgutachterlich 
hinsichtlich möglicher Quartiere, Wochenstuben oder Nester von Fledermäusen und 
Gebäudebrüter zu untersuchen. Mit einem geplanten Umbau oder Abriss der im 
Plangebiet vorhandenen Gebäude darf erst begonnen werden, wenn durch den 
Bauherren/ Vorhabenträger Nachweise erbracht wurden, dass die 
Artenschutzrechtlichen Bestimmungen des § 44 (1) des Bundesnaturschutzgesetzes 
eingehalten werden. Dieser Nachweis, dass keine Fledermäuse oder Gebäudebrüter 
vorkommen bzw. nicht erheblich beeinträchtigt werden, ist durch den Bauherren bzw. 
Vorhabenträger der zuständigen Behörde rechtzeitig vor Beginn von Baumaßnahmen 
vorzulegen. 

Werden Wochenstuben, Sommer- oder Winterquartiere von Fledermäusen oder Nester 
von Gebäudebrütern (Schwalben) festgestellt, ist die zuständige Behörde zu informieren 
und die weitere Vorgehensweise abzustimmen. Abriss- bzw. Umbauzeiten sind 
festzulegen. Weiterhin werden Ersatzmaßnahmen (Schaffung von Fledermausquartieren 
oder Quartieren für Gebäudebrüter) erforderlich, welche mit der zuständigen Behörde 
abzustimmen sind.  

4. Zauneidechse 
Mit den Bautätigkeiten darf erst begonnen werden, wenn durch den Bauherren/ 
Vorhabenträger Nachweise erbracht wurden, dass die Artenschutzrechtlichen 
Bestimmungen des § 44(1) des Bundesnaturschutzgesetzes bezüglich der 
Zauneidechse eingehalten werden. Dieser Nachweis, dass keine Zauneidechsen 
vorkommen bzw. nicht erheblich beeinträchtigt werden, ist durch den Bauherren bzw. 
Vorhabenträger der zuständigen Behörde rechtzeitig vor Beginn von Baumaßnahmen 
vorzulegen. 

Kann ein Vorkommen bzw. eine erhebliche Beeinträchtigung des Erhaltungszustandes 
der lokalen Population der Zauneidechse nicht ausgeschlossen werden, ist die weitere 
Vorgehensweise mit der zuständigen Behörde festzulegen. Z.B. könnten die betroffenen 
Flächen mit einem mobilen Amphibienzaun, den Zauneidechsen nicht erklettern können 
einzuzäunen. Der Zeitpunkt der Einzäunung ist mit der zuständigen Behörde in 
Abhängigkeit des geplanten Baubeginns festzulegen. Die Zauneidechsen und andere 
vorgefundene Arten sind mittels Eimern und /oder Handfang einzusammeln und 
außerhalb der eingezäunten Fläche zu verbringen. Der Amphibienzaun bleibt während 
der gesamten Baumaßnahme bestehen und ist jeden Tag nach Bauende zu schließen.  

5. Informationspflicht  
Die Hinweise zu den artenschutzrechtlichen Belangen sind den bauausführenden 
Firmen aktenkundig zu machen.  
 
6. Monitoring 
Insofern artenschutzrechtliche Belange betroffen sind, ist die Wirksamkeit der im Text 
Teil B unter Hinweise zu den Artenschutzrechtlichen Belangen aufgeführten 
Maßnahmen im Rahmen der Überwachung gemäß § 44 BNatSchG zu prüfen. Dazu ist 
ein dreijähriges Monitoring vorzunehmen, um ggf. Nachbesserungen der Festlegungen 
festzulegen. Während der Vegetationsperiode sind dazu jährlich mindestens drei 
Aufnahmen des faunistischen Bestandes der betroffenen Artengruppe vorzunehmen. 
Wird eine erhebliche Verschlechterung des Erhaltungszustandes der betroffenen 
Artengruppe bzw. Art  festgestellt, sind in Abstimmung mit der zuständigen 
Naturschutzbehörde Nachbesserungen abzustimmen. Dann sind andere oder 
zusätzliche Maßnahmen auch außerhalb des Plangebietes durchzuführen und das 
Monitoring ist um weitere 3 Jahre zu verlängern. 
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Teil 1  Städtebaulicher Teil  

1. Bedeutung und langfristiges Planungskonzept der Gemeinde 

Die Gemeinde Bad Kleinen gehört zum Landkreis Nordwestmecklenburg. Sie 
befindet sich im südöstlichen Teil des Landkreises am Nordufer des Schweriner 
Sees und nimmt als Grundzentrum die Funktionen für den zugeordneten 
Nahbereich war.  
 
Zur Gemeinde Bad Kleinen gehören die Ortsteile Bad Kleinen, Fichtenhusen, 
Gallentin, Glashagen, Hoppenrade, Losten, Niendorf, Wendisch Rambow. In 
der Gemeinde, mit einer Fläche von etwa 23,43 km2, leben 3.643 Einwohner 
(Stand 31.12.2011).  
 
Von besonderer Bedeutung ist die Lage von Bad Kleinen an einem 
Eisenbahnknotenpunkt. Hier kreuzen sich die überregionalen Achsen des 
Schienenverkehrsnetzes, die Strecken Hamburg-Lübeck-Rostock-Stralsund 
und Berlin-Schwerin-Wismar.  
 
Die reizvolle Lage der Gemeinde Bad Kleinen am Ufer des Schweriner Sees ist 
von Bedeutung. So werden und wurden beispielsweise die Bereiche nördlich 
des Schweriner Sees für Naherholungszwecke genutzt. Die Verbindungen des 
Schweriner Sees als Wasserstraße zur Elde und Elbe bieten vielfältige 
Erholungsmöglichkeiten für den Wasserwander-, Wander-, Rad- und 
Reittourismus. Die Nähe zur Landeshauptstadt Schwerin sowie zu den 
Weltkulturerbestädten Lübeck und Wismar bieten Einheimischen und Touristen 
gute Möglichkeiten das vielseitige Kulturangebot zu nutzen. 
 
Die Landwirtschaft ist und bleibt ebenso ein wichtiger Wirtschaftsfaktor der 
Gemeinde Bad Kleinen. 
 
Langfristiges Planungsziel der Gemeinde Bad Kleinen ist die Sicherung und 
Entwicklung des ehemaligen denkmalgeschützten Mühlengeländes zu einem 
fremdenverkehrlich und touristisch genutzten Standort. Eine untergeordnete 
Wohnnutzung soll zulässig sein. 
Die Gemeinde Bad Kleinen will aufgrund ihrer natürlichen Bedingungen sich zu 
einem naturnahen Tourismusstandort entwickeln und eine Anerkennung als 
Erholungsort anstreben. Das Mühlengelände ist hierbei als ein 
gesamtkonzeptionell zu betrachtender Bereich unter Berücksichtigung der 
Lagegunst zum Schweriner See zu entwickeln. Die Gemeinde Bad Kleinen 
befindet sich in einem Tourismusentwicklungsraum und will die vorhandenen 
Potentiale für die gemeindliche Entwicklung nutzen. 
 
Andere oder weitere Potentiale für eine Entwicklung stehen im Zentrum des 
Ortes Bad Kleinen und in Seenähe nicht zur Verfügung. Die Nähe der Flächen 
im Geltungsbereich des Schweriner Sees ist ein wesentlicher Standortfaktor.  
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2. Allgemeines 

2.1 Abgrenzung des Plangeltungsbereiches 
Das Plangebiet befindet sich im Süden der Gemeinde Bad Kleinen im Ortteil 
Bad Kleinen zwischen Bahngleisen und Wohnbebauung, welche unmittelbar an 
den Schweriner See angrenzt. 
 
Der Plangeltungsbereich wird wie folgt begrenzt: 
 
 im Norden durch die Mühlenbrücke, 
 im Nordwesten durch die Gleisanlagen der Deutschen Bahn AG, 
 im Osten durch den Uferweg, 
 im Südosten durch den Uferweg, 
 im Südwesten durch den in Aufstellung befindlichen 

vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 25 „Sportboot – 
Servicestation“. 

 

 
 
 

2.2 Kartengrundlage 
Als Kartengrundlage für die Satzung über den Bebauungsplan Nr. 23 der 
Gemeinde Bad Kleinen dient die ALK, die vom Amt Dorf Mecklenburg-Bad 
Kleinen bereitgestellt wurde.  
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2.3 Bestandteile des Bebauungsplanes 
Der vorliegende Bebauungsplan Nr. 23 der Gemeinde Bad Kleinen besteht aus: 
 
 Teil A - Planzeichnung im Maßstab 1 : 1.000 mit der Planzeichenerklärung 

und 

 Teil B - Textliche Festsetzungen zum Bebauungsplan sowie  

 der Verfahrensübersicht. 

Dem Bebauungsplan wird diese Begründung, in der Ziele, Zwecke und 
wesentliche Auswirkungen des Planes dargelegt werden, beigefügt.  

2.4 Rechtsgrundlagen 
Der Aufstellung des vorliegenden Bebauungsplanes der Gemeinde Bad Kleinen 
liegen folgende Rechtsgrundlagen zugrunde: 
 
 Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 23. 

September 2004 (BGBI. I S. 2414), zuletzt geändert durch Artikel 1 des 
Gesetzes vom 22. Juli 2011 (BGBI. I S. 1509). 

 
 Verordnung über die bauliche Nutzung der Grundstücke 

(Baunutzungsverordnung - BauNVO) in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 23. Januar 1990 (BGBl. I S. 132), geändert durch Artikel 3 des 
Investitionserleichterungs- und Wohnbaulandgesetzes vom 22. April 1993 
(BGBl. I S. 466). 

 
 Verordnung über die Ausarbeitung der Bauleitpläne und die Darstellung 

des Planinhaltes (Planzeichenverordnung 1990 - PlanzV 1990) vom 18. 
Dezember 1990 (BGBl. I S. 58), zuletzt geändert durch Artikel 2 des 
Gesetzes vom 22. Juli 2011 (BGBl. I S. 1509) 

 
 Landesbauordnung Mecklenburg-Vorpommern (LBauO M-V) in der 

Fassung der Bekanntmachung vom 18. April 2006 (GVOBl. M-V S. 102), 
zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 20. Mai 2011 (GVOBl. 
M-V S. 323). 

 
 Kommunalverfassung für das Land Mecklenburg-Vorpommern (KV M-V) 

vom 13. Juli 2011, verkündet als Artikel 1 des Gesetzes über die 
Kommunalverfassung und zur Änderung weiterer kommunalrechtlicher 
Vorschriften vom 13. Juli 2011 (GVOBl. M-V S. 777) 

 
Die Rechtsgrundlagen gelten jeweils in der letztgültigen Fassung zum Zeitpunkt 
der Planaufstellung. 

3. Gründe für die Aufstellung des Bebauungsplanes 

Das Gelände der ehemaligen Mühle in Bad Kleinen soll einer neuen Nutzung 
zugeführt werden. Die derzeit überwiegend brach liegende und durch Leerstand 
der vorhandenen denkmalgeschützten Bausubstanz geprägte Fläche stellt 
einen städtebaulichen Missstand innerhalb der Ortslage von Bad Kleinen dar. 
Es gilt, den innerörtlich entstandenen städtebaulichen Missstand zu beseitigen 
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und Entwicklungsmöglichkeiten für eine städtebauliche Neuordnung des Areals 
darzustellen. Derzeit stellt sich der Bereich ungeordnet und städtebaulich 
unzureichend in die Ortslage integriert dar.  
 
Das städtebauliche Potenzial des Plangebietes ergibt sich dabei im 
Wesentlichen aus der Nachbarschaft des Schweriner Sees. Der Gemeinde Bad 
Kleinen eröffnet sich die Möglichkeit eine potentielle touristische 
Entwicklungsfläche städtebaulich neu zu ordnen und einer neuen Nutzung 
zuzuführen. 
 
Andere oder weitere Potenziale für eine derartige Entwicklung stehen im 
Zentrum vom Ort Bad Kleinen und in Seenähe nicht zur Verfügung. Die Nähe 
der Flächen zum Erlebnisbereich des Schweriner Sees ist ein wesentlicher 
Standortfaktor für die Realisierung der Planungsabsicht der Gemeinde.  
 
Für die Gemeinde Bad Kleinen ist es Ziel den naturnahen Tourismus weiter zu 
stärken. Dabei sind die Flächen des vorliegenden Bebauungsplanes für die 
Schaffung weiterer Beherbergungskapazitäten sowie eines attraktiven Freizeit- 
und Infrastrukturangebotes interessant. Vorhandene attraktive 
Wegeverbindungen sollen besser nutzbar gemacht werden. Hierbei ist 
planerisch eine Verbesserung des öffentlichen Raumes entlang des Uferweges 
vorgesehen. Die vorhandenen Grünstrukturen sollen in die Weiterentwicklung 
und Gestaltung des Plangebietes einbezogen werden. 

4. Einordnung in übergeordnete und örtliche Planungen 

4.1 Landesraumentwicklungsprogramm 
Im Landesraumentwicklungsprogramm Mecklenburg-Vorpommern (LEP M-V) 
werden die Ziele der Raumordnung und Landesplanung dargestellt. 
Für die Gemeinde Bad Kleinen werden u.a. folgende Ziele und Aussagen 
getroffen: 
 
 Die Gemeinde gehört zum Ober- und Mittelbereich Wismars.  
 Südlich des Gemeindegebietes verläuft die Grenze zum Stadt-Umland-

Raum Schwerins. 
 Die Gemeinde befindet sich im Vorbehaltsgebiet Landwirtschaft und 

Vorbehaltsgebiet Tourismus. 
 Im Bereich des Schweriner Sees sind ein Vogelschutzgebiet (SPA) und ein 

FFH-Gebiet ausgewiesen. 
 Westlich und östlich des Gemeindegebietes sind weitere FFH-Gebiete 

verzeichnet, sowie Vorranggebiete bzw. Vorbehaltsgebiete für Naturschutz 
und Landschaftspflege. 

 Bad Kleinen ist an das großräumige Schienennetz angebunden. 
 Durch den an Bad Kleinen angrenzenden Teil des Schweriner Sees 

verläuft eine wichtige Binnenschifffahrtsverbindung. 
 Nordwestlich von Bad Kleinen befindet sich ein Vorbehaltsgebiet 

Trinkwasser. 
 Westlich der Gemeinde Bad Kleinen verläuft ein überregionales 

Straßennetz (B106), welche Wismar mit Schwerin verbindet. 
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4.2 Regionales Raumentwicklungsprogramm 
Das Regionale Raumentwicklungsprogramm enthält gemäß § 5 LPlG M-V die 
Ziele und Grundsätze der Raumordnung und Landesplanung. 
Die allgemeinen übergeordneten Aussagen für den Bereich der Gemeinde Bad 
Kleinen werden durch das Regionale Raumentwicklungsprogramm 
„Westmecklenburg“ (RREP WM) vom 30. August 2011 beurteilt: 
 
 Die Gemeinde Bad Kleinen ist als Grundzentrum dargestellt. "Grundzentren 

sollen als Standorte für die Versorgung der Bevölkerung ihres 
Nahbereiches mit Gütern und Dienstleistungen des qualifizierten 
wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen Grundbedarfs gesichert und 
weiterentwickelt werden." (3.2.2. Punkt 2) 

 Bad Kleinen befindet sich im Mittelbereich Wismar. 
 Zum Nahbereich Bad Kleinen gehören neben der Gemeinde selbst Bobitz, 

Hohen Viecheln und Ventschow. 
 Die Gemeinde wird dem Ländlichen Raum mit günstiger Wirtschaftsbasis 

zugeordnet. "Ländliche Räume mit günstiger Wirtschaftsbasis sollen unter 
Nutzung ihrer hervorgehobenen Entwicklungspotenziale und 
Standortbedingungen als Wirtschafts- und Siedlungsstandort so gestärkt 
und weiterentwickelt werden, dass sie einen nachhaltigen Beitrag zur 
wirtschaftlichen Entwicklung Westmecklenburgs leisten und 
Entwicklungsimpulse in die strukturschwachen Ländlichen Räume geben 
können." (3.1.1 Punkt 4) 

 Die Gemeinde Bad Kleinen liegt innerhalb eines 
Tourismusentwicklungsraumes. "In den Tourismusentwicklungsräumen 
sollen die Voraussetzungen für die touristische Entwicklung stärker genutzt 
und zusätzliche touristische Angebote geschaffen werden. Insbesondere 
sollen die vielfältigen Formen der landschaftsgebundenen Erholung 
genutzt, die Beherbergungskapazitäten bedarfsgerecht erweitert und die 
touristische Infrastruktur verbessert werden." (3.1.3 Punkt 3) 

 Die Gemeinde Bad Kleinen liegt im Bereich eines Vorbehaltsgebiet 
Landwirtschaft. 

 Die Gemeinde Bad Kleinen ist an das großräumige Schienennetz 
angeschlossen. 

 Entlang des Schweriner Sees, der südlich an Bad Kleinen angrenzt, 
verlaufen regional bedeutsame Radrouten und europäische 
Fernwanderwege. "Das überregional und regional bedeutsame 
Radwegenetz soll erhalten und weiter ausgebaut werden."  
(3.1.3 Punkt 9) 

 Durch den Schweriner See verläuft ein wichtiger Schifffahrtsweg. 
 Im Bereich der Gemeinde Bad Kleinen ist ein Vorbehaltsgebiet Trinkwasser 

zu finden, d.h. dass alle raumbedeutsamen Planungen, Vorhaben und 
Maßnahmen so abgestimmt werden sollen, dass diese Gebiete in ihrer 
besonderen Bedeutung für den Trinkwasserschutz möglichst nicht 
beeinträchtigt werden. (siehe 5.5 Punkt 2) 

 Abgesehen von der nördlichen Gemeindegebietsgrenze sind um Bad 
Kleinen Vorrang- bzw. Vorbehaltsgebiete für Naturschutz und 
Landschaftspflege zu finden. Hier sind z.T. Natura 2000-Gebiete sowie 
Landschaftsschutzgebiete festgelegt.  

 Westlich der Gemeinde befindet sich in B 106 als übergeordnetes 
Straßennetz zwischen Wismar und Schwerin. Der Ort selbst ist über  die 
Landstraße L031 als regionales Straßennetz angebunden. 
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4.3 Gutachterliches Landschaftsprogramm Mecklenburg-Vorpommern 
Das Gutachterliche Landschaftsprogramm Mecklenburg-Vorpommern (August 
2003) trifft u. a folgende Aussagen für das Gebiet der Gemeinde Bad Kleinen: 
 
- Das Umland Bad Kleines hat eine wichtige Funktion als Rastgebiet für 

Vögel. Gebiete im Westen der Gemeinde werden als stark frequentierte 
Nahrungsgebiete eingestuft und im Nordosten als regelmäßig genutzte 
Nahrungsgebiete. Die Bewertung der Rastgebietsfunktionen variiert 
zwischen Bewertungsstufe 2 (mittel bis hoch) und Bewertungsstufe 3 (hoch 
bis sehr hoch). 

- Die Analyse und Bewertung des Lebensraumpotentials auf der Grundlage 
von Strukturmerkmalen der Landschaft stuft die westlich der Gemeinde 
gelegenen Waldflächen mit einer Bewertungsstufe 2 (mittel bis hoch) ein. 

- Im Bereich Bad Kleinen sind Lehme/ Tieflehme anzufinden. 
- Die Grundwasserneubildung wird mit mittlerer Bedeutung eingestuft (10-

15%). 
- Das Landschaftsbildpotential wird für den Bereich des Schweriner Sees als 

hoch bis sehr hoch und für die Wald- bzw. Forstgebiete als mittel bis hoch 
eingestuft. 

- Der Schweriner See wird als Raum mit günstigen Voraussetzungen zur 
Förderung natur- und landschaftsverträglicher Erholungsnutzung eingestuft.  

4.4 Gutachterlicher Landschaftsrahmenplan Westmecklenburg 
Im Gutachterlichen Landschaftsrahmenplan Westmecklenburg (Erste 
Fortschreibung September 2008) werden u.a. folgende Aussagen für das 
Gebiet der Gemeinde Bad Kleinen getroffen: 
 
- Der angrenzende Schweriner See ist als Schwerpunktvorkommen von Brut- 

und Rastvögeln von europäischer Bedeutung verzeichnet. 
- Südwestlich der Bad Kleinen sind Waldflächen vorhanden, die als naturnah 

oder mit durchschnittlichen Strukturmerkmalen bezeichnet werden. Östlich 
sind Wälder mit deutlichen strukturellen Defiziten vorhanden. 

- Der Bereich entlang des Wallensteingraben östlich von Bad Kleinen wird als 
wird als naturnaher Feuchtlebensraum mit geringen Nutzungseinflüssen 
beschrieben mit Fließgewässerabschnitten mit bedeutenden Vorkommen 
von Zielarten.  

- Das Gemeindegebiet kann der Landschaftszone 4 Höhenrücken und 
Mecklenburgische Seenplatte, der Großlandschaft 40 
Westmecklenburgische Seelandschaft und der Landschaftseinheit 402 
Schweriner Seengebiet zugeordnet werden. 

- Als Schwerpunktbereiche und Maßnahmen zur Sicherung und Entwicklung 
von ökologischen Funktionen sind u.a. die Renaturierung beeinträchtigter 
Uferabschnitte der Schweriner Sees, die erhaltende Bewirtschaftung 
überwiegend naturnaher Wälder mit hoher naturschutzfachlicher Wertigkeit 
und die ungestörte Naturentwicklung der naturnahen Röhrichtbestände, 
Torfstiche, Verlandungsbereiche und Moore. 

- Der Schweriner See sowie der Wallensteingraben werden als 
Biotopverbund im engeren Sinne entsprechend § 3 BNatSchG betrachtet. 

- Uferbereiche des Schweriner Sees, Bereiche der Naturnahen Wälder 
westlich Bad Kleines sowie angrenzende Bereiche des Wallensteingrabens 
werden dem Biotopverbund im weiteren Sinne zugeordnet. 



Begründung zur Satzung über den Bebauungsplan Nr. 23 für das Mühlengelände der Gemeinde Bad 
Kleinen gemäß § 13a BauGB 
 

Planungsstand: Vorentwurf 24.10.2012 9 
 

 

4.5 Flächennutzungsplan 
Die Gemeinde Bad Kleinen verfügt über einen wirksamen Flächennutzungsplan 
und die wirksame 1. und 2. Änderung des Flächennutzungsplanes.  
 
Die Fläche des Plangebietes ist im wirksamen Flächennutzungsplan als 
gemischte Baufläche mit zusätzlichen Regelungen für den Denkmalschutz 
dargestellt. 
Der Bebauungsplan ist nicht aus dem Flächennutzungsplan entwickelt und wird 
im Rahmen des Planverfahrens nach § 13a BauGB im Wege der Berichtigung 
angepasst. 
 

 
Auszug aus der 2. Änderung des Flächennutzungsplanes 
 

4.6 Schutzgebiete und Schutzobjekte 
In den angrenzenden Bereichen des Schweriner Sees sind die folgenden 
Schutzgebiete zu finden: 
 Landschaftsschutzgebietes (LSG) „Schweriner Außensee“ 
 SPA-Gebiet 64 „Schweriner Seen“ bzw. EU-Vogelschutzgebiet „Schweriner 

Seen“ (DE 2235-401) 
 und das FFH-Gebiet „Schweriner Außensee und angrenzende Wälder und 

Moore“ (DE 2234-304)  
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5. Städtebauliche Bestandsaufnahme 

5.1 Planungsrechtliche Ausgangssituation 
Das Plangebiet liegt im Süden der Gemeinde Bad Kleinen zwischen dem 
Uferweg und den Bahngleisen des überregionalen Schienennetzes. Der 
Plangeltungsbereich beträgt ca. 2,65 ha. Derzeit besteht kein verbindliches 
Baurecht über einen Bebauungsplan für die innerörtliche Fläche. 
 

 
Abbildung 1: Lage im Siedlungsbereich (Quelle: GeoPort.MV) 
 

 
Abbildung 2: Blick in das Gelände mit Mühlengebäude 
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Das Plangebiet selbst stellt sich als ungeordnete und derzeit überwiegend 
brach liegende Fläche innerhalb der Ortslage von Bad Kleinen dar. Der 
Leerstand (seit 1994) der vorhandenen denkmalgeschützten Bausubstanz 
prägte Fläche. Im Plangeltungsbereich befinden sich ein Silogebäude, ein 
Wohnhaus, ein Werkstatt- und Garagengebäude und ein Trafogebäude. Alle 
genannten Gebäude stehen unter Denkmalschutz. Das vorhandene Wohnhaus 
wird noch zum Wohnen genutzt. Parallel zum Uferweg befindet sich eine 
ebenso leerstehende Baracke, die nicht zu erhalten ist.  
 

 
Abbildung 3: Denkmalgeschützter Speicher 
 
Die Lage des Grundstücks ist einerseits durch seine touristisch attraktive Lage 
mit einer interessanten Blickbeziehung auf den Schweriner See und anderseits 
durch die Lage an der überregionalen Bahnstecke gekennzeichnet. Insgesamt 
ist das Plangebiet städtebaulich unzureichend in die Ortslage integriert. Das 
Plangebiet fällt von Norden nach Süden ab. 
Im Verlauf des Uferweges befindet sich überwiegend Wohnbebauung in Form 
von freistehenden Einfamilienhäusern mit Blick auf den Schweriner See. 
Im Südwesten an das Plangebiet schließt sich der Geltungsbereich des in 
Aufstellung befindlichen vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Nr. 25 
„Sportboot und Servicestation“ an. Im Nordwesten grenzen die Gleisanlagen 
der Deutschen Bahn AG mit den überregionalen Streckenverbindungen an. 
Nördlich des Plangebietes befindet sich die Mühlenbrücke mit Anschluss an 
den Uferweg. 
 
Das Plangebiet ist über die bestehenden Straßen gut an das innerörtliche 
Verkehrsnetz angebunden. Darüber hinaus bestehen Wegeverbindungen zum 
Schweriner See mit seinen regional bedeutsamen Radwanderwegen und dem 
europäischen Fernwanderweg. 
Nutzungskonflikte mit angrenzenden Gebieten sind nicht gegeben. 
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5.2 Naturräumlicher Bestand 
Das Plangebiet befindet sich innerhalb der bebauten Ortslage von Bad Kleinen, 
zwischen den Bahnanlagen und dem Schweriner See. Der Geltungsbereich 
wird im Norden, Osten und Süden durch den Uferweg/Mühlenstraße (OVL) 
begrenzt. Die westliche Begrenzung bilden Gleisanlagen (OVE) sowie deren 
Nebenanlagen. Südwestlich des Plangebietes befindet sich ein künstlich 
angelegter Wasserspeicher (SYW) mit umlaufender Zuwegung (OVU). 
 
Innerhalb des Plangebietes bestimmen die versiegelten Freiflächen und die 
hochbaulichen Anlagen des ehemaligen Mühlengeländes (OIG) die 
Biotoptypenstruktur. Der nördliche Bereich des Geltungsbereiches ist durch die 
ehemalige gärtnerische Nutzung geprägt. Charakteristisch sind neben älteren 
Obstgehölzen hier auch diverse Schuppen zur Kleintierhaltung. Nach der 
Nutzungsaufgabe ist dieser Bereich zunehmend ruderalisiert (OBD). 
Vorhanden  Anlagen und Gleise in diesem Bereich sind zu einem Großteil von 
Vegetation überdeckt. Dementsprechend haben sich Brombeeren und 
natürlicher Gehölzaufwuchs aus Birken und Berg- bzw. Spitz-Ahorn 
ausgebreitet. Der Übergang zur nördlich und westlich verlaufenden Straße 
(Mühlenstraße/Uferweg) ist in diesem Bereich durch eine Böschung geprägt. 
Straßenbegleitend ist eine geschlossene Birkenbaumreihe (§19 NatSchAG     
M-V) vorhanden.  
 

 
Abbildung 4: Nördlicher Teilbereich 
 
Die Bereiche südlich der ehemaligen Gartenflächen sind zu eine Großteil 
versiegelt ausgebildet. Die teils mehrgeschossigen Gebäude (OIG) sind direkt 
über gepflasterte Flächen und Betonflächen (OIG) an den Uferweg 
angeschlossen. Auch hier sind Flächenversiegelungen teilweise durch eine 
geringe Vegetationsschicht überwuchert. Vorhandene Lagerbereiche, z.B. 
nördlich des Silo-Gebäudes, sind auch teilversiegelt (OVU) ausgebildet.  
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Abbildung 5: Bereich nördlich vom Silogebäude 
 
Der Bereich zwischen den Gebäuden und dem Uferweg ist als Grünfläche 
(PGZ) ausgebildet. Die Grünfläche wird wiederholt durch die einzelnen 
Zufahrten und Zugänge (OIG) unterbrochen. Innerhalb dieser Grünfläche sind 
maßgeblich Rasenflächen und Ziergehölze entwickelt.  
 

 
Abbildung 6: Bereich des Mühlengeländes im westlichen Anschluss  

 an den Uferweg 
 
Randbereiche sowie die straßenbegleitenden Freiflächen im südlichen Teil des 
Geltungsbereiches sind als geschlossene Gehölzbereiche (PHX) mit 
überwiegend heimischer Ausstattung ausgebildet. Der Uferweg wird im 
südlichen Bereich durch eine lückige Allee (§19 NatSchAG M-V) aus Roß-
Kastanien begleitet.  
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Im nördlichen Ruderalbereich, an den internen Verkehrsflächen sowie 
vereinzelt im Bereich der Gebäude sind Bäume mit einem Stammumfang von 
=>100 cm entwickelt. Es handelt sich hierbei maßgeblich um Birken, Ahorn 
sowie Kastanie. Aufgrund der vorhandenen und ehemaligen gärtnerischen 
Nutzung der Flächen wird für diese Bäume nicht von einem Schutzstatus nach 
§ 18 NatSchAG M-V ausgegangen.  
 
Innerhalb des Geltungsbereiches sind keine gemäß § 20 NatSchAG M-V 
geschützten Biotope vorhanden. 

6. Verfahrensdurchführung 

Die Gemeinde Bad Kleinen führt das Aufstellungsverfahren in Anwendung des 
§ 13a BauGB als Verfahren der Innenentwicklung durch.  
 
Es handelt sich hierbei um die Wiedernutzbarmachung der brach gefallenen 
Fläche des ehemaligen Mühlengeländes mit seiner denkmalgeschützten 
Bausubstanz. 
 
Aufgrund der Lage des Plangebietes innerhalb der bebauten Ortslage Bad 
Kleinens und der Wiedernutzbarmachung von Flächen schätzt die Gemeinde 
die Anwendung des Verfahrens der Innenentwicklung nach § 13a BauGB als 
zulässig ein. 
 
Das Plangebiet befindet sich im Süden der Gemeinde Bad Kleinen. Es befindet 
sich am Rand der bebauten Ortslage zwischen den Bahngleisen des 
überregionalen Schienennetzes und der Wohnbebauung entlang des 
Uferweges. Die Wohnbebauung ihrerseits grenzt unmittelbar an den Schweriner 
See an. Auch im Plangebiet ist Wohnnutzung vorhanden. Die Wohnnutzung ist 
im Plangebiet aufgrund der Vorbelastung durch den Lärm von den 
Bahnanlagen eingeschränkt. 
 
Das Plangebiet ist für den Ausbau von verschiedenen 
Fremdenverkehrsnutzungen - Schaffung weiterer Beherbergungskapazitäten, 
sowie eines attraktiven Freizeit- und Infrastrukturangebotes - bestimmt. Die auf 
dem Gelände vorhandenen Gebäude unterliegen dem Denkmalschutz. Diese 
denkmalgeschützten Gebäude sollen entsprechend den Planungszielen 
entwickelt und wiedernutzbar gemacht werden. Eine zusätzliche Baufläche ist in 
das Sondergebiet Sport- und Spielanlagen integriert. Mit dem Bebauungsplan 
werden zusätzliche Versiegelungen durch bauliche Anlagen im Innenbereich 
ermöglicht. Neben den genannten touristischen Angeboten werden auf dem 
Gelände weitere Aufenthaltsbereiche vorhanden sein.  
Detaillierte Aussagen zu den Planungszielen können Punkt 6 dieser 
Begründung entnommen werden.  
Es wird von der Durchführung einer Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4 BauGB 
abgesehen. Hierauf wurde in der ortsüblichen Bekanntmachung im Verfahren 
der Planaufstellung gemäß § 13a BauGB des Aufstellungsbeschlusses 
hingewiesen.  
 
Das Plangebiet hat eine Größe von 26.570 m². Die zusätzlichen 
Versiegelungen durch Bau- und Verkehrsflächen liegen weit unter 20.000 m². 
Die genaue Bettenanzahl ist noch nicht festgelegt. Es wird nach derzeitigem 
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Planungsstand jedoch davon ausgegangen, dass die Bettenanzahl etwa 100 
beträgt bzw. weniger als 80 Gästezimmer geschaffen werden.  
Eine Vorprüfung des Einzelfalls wurde aufgrund der geringen Größe der Fläche 
sowie der angenommenen Anzahl der Betten bzw. Gästezimmer nicht 
durchgeführt. 
 
Um den Nachweis der Anwendbarkeit des Verfahrens der Innenentwicklung zu 
führen, wird nach den Kriterien, die für Umweltberichte gemäß § 2a BauGB in 
der Begründung zu berücksichtigen sind, zusammenfassend der Nachweis 
geführt:  
 
Die Art der baulichen Nutzung wird als Sonstige Sondergebiete mit den 
Zweckbestimmungen- Fremdenbeherbergung und touristische Infrastruktur, 
Wohnen, Sport- und Spielanlagen und Touristische Infrastruktur, Wohnen und 
Gewerbe - festgelegt.  
 
Es muss eine überschlägige Prüfung gemäß § 13 Abs. 1 Nr. 2 unter 
Berücksichtigung der in Anlage 2 des BauGB genannten Kriterien 
vorgenommen werden. Ausführungen hierzu sind nachfolgend zu finden. 
 
Das Plangebiet befindet sich in einem stark anthropogen vorbelasteten Bereich. 
Nordwestlich des Plangebietes verlaufen überregionale Gleisanlagen der 
Deutschen Bahn AG. Das Plangebiet selbst ist durch die ehemalige Nutzung 
der Mühle mit ihren Nebenanlagen und versiegelten Flächen vorbelastet. 
Die Sensibilität aufgrund von besonderen natürlichen Merkmalen des 
Planungsbereichs wird durch die vorhandenen Vorbelastungen als gering 
eingeschätzt.  
 
Eingriffe sind in Bebauungsplänen, die den Anforderungen des § 13a BauGB 
genügen, zulässig. Eine Ermittlung des Eingriffes und der erforderlichen 
Ausgleichsmaßnahmen wird daher nicht erforderlich. 
Mit der baulichen Nachverdichtung bzw. Wiedernutzbarmachung im 
Innenbereich wird einer Inanspruchnahme bisher unbebauter Flächen 
entgegengewirkt und somit dem Grundsatz des sparsamen Umganges mit 
Grund und Boden und einer nachhaltigen Entwicklung Rechnung getragen. Der 
Bebauungsplan nimmt diesbezüglich ansonsten keine Bedeutung ein. 
Zusätzliche Versieglung findet nur in einem geringen Ausmaß statt, da die 
vorhandenen denkmalgeschützten Gebäude nachgenutzt werden. Die 
Auswirkungen durch Flächeninanspruchnahme beziehen sich ausschließlich 
auf den Plangeltungsbereich.  
 
Kumulierende Bebauungspläne der Innenentwicklung - die also in einem engen 
sachlichen, räumlichen und zeitlichen Zusammenhang stehen - sind nicht 
aufgestellt. Aufgrund der Lage und Größe des Standortes sind keine 
erheblichen Umweltauswirkungen zu erwarten.  
Durch die vorliegende Planung sind keine umwelt- oder gesundheitsbezogenen 
Probleme erkennbar. 
 
In ca. 200 m (minimal 90 bzw.160m) Entfernung vom Plangebiet befinden sich 
Natura-2000-Gebiete SPA-Gebiet DE 2235-401 „Schweriner Seen“ und FFH-
Gebiet DE 2234-304 „Schweriner Außensee und angrenzende Wälder und 
Moore“.  
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Im Plangebiet sollen verschiedene touristische Freizeit- und 
Infrastruktureinrichtungen geschaffen werden. Dabei teilt sich das Plangebiet in 
Sondergebiete mit unterschiedlichen Nutzungszwecken auf. Für den Großteil 
der Freizeit- und Infrastruktureinrichtungen wird nach derzeitigem 
Planungsstand von einer nach innen gerichteten Nutzung, d.h. von 
Einrichtungen, welche keine Auswirkungen auf die Bereiche außerhalb des 
Planungsgebiets haben, ausgegangen. Dazu zählen beispielsweise die 
geplanten Sporteinrichtungen.  
Im Sondergebiet SO 1 sind teilweise touristische Infrastruktur- und 
Serviceeinrichtungen zugelassen, wie beispielsweise Fahrrad- oder 
Bootsverleih, bei welchen Auswirkungen auf die vorhandenen Schutzgebiete zu 
erwarten sind. Im Sondergebiet SO 2 sind unterschiedliche Sport- und 
Freizeitaktivitäten vorgesehen und im Sondergebiet SO 3 touristische 
Infrastruktur und Gewerbe. Zusätzlich sind in den Gebieten SO 1.2 und SO 3 
Wohnungen im Sinne der allgemeinen Wohnnutzung zulässig. 
Die touristischen Freizeit- und Infrastruktureinrichtungen werden erst im Zuge 
der fortschreitenden Planung präzisiert. Prinzipiell ist eine Nutzung der 
Schutzgebiete durch Spaziergänger/ Läufer, Fahrradfahrer oder Bootsportler zu 
erwarten. 
Im Zusammenhang mit der vorliegenden Planung im Bebauungsplan Nr.23 ist 
kein Ausbau der vorhandenen Infrastruktur, wie die Erweiterung der 
Steganlagen entlang des Schweriner Außensees vorgesehen. Das bestehende 
Rad- bzw. Wanderwegesystem wird als ausreichend eingeschätzt und die 
zusätzliche Beeinträchtigung durch Nutzer des Plangebietes als gering. Neuen 
Wegeverbindungen zum Ufer des Schweriner Sees und damit zu den 
Schutzgebieten sind im Rahmen der vorliegenden Planung nicht vorgesehen. 
 
In Bezug auf den zu erwartenden Bootsverkehr wird nach derzeitigem 
Planungsstand davon ausgegangen, dass lediglich eine Verlagerung von 
vorhandenen Bootsunternehmen erfolgt. Es wird daher von keiner Erhöhung 
des Bootsverkehrs auf dem Schweriner Außensee durch Nutzer des 
Plangebietes ausgegangen. 
 
Es bestehen somit keine Anhaltspunkte für eine erhebliche zusätzliche 
Beeinträchtigung von Erhaltungszielen/ Schutzzwecken der europäischen 
Natura 2000-Schutzgebieten.  
 
Ein Managementplan für das EU-Vogelschutzgebiet "Schweriner Seen" und 
FFH-Gebiet "Schweriner Außensee und angrenzende Wälder und Moore" 
befindet sich derzeit in Vorbereitung und wird voraussichtlich im Herbst 2013 
fertiggestellt.  
 
Auswirkungen bezüglich der Zielarten der Natura 2000-Gebiete werden im 
Rahmen der artenschutzrechtlichen Untersuchung (siehe 
Artenschutzrechtlicher Fachbeitrag Punkt 10) betrachtet. 
Die artenschutzrechtlichen Bestimmungen sind einzuhalten. Der Nachweis wird 
während des Planverfahrens erbracht. Die Belange des § 44 
Bundesnaturschutzgesetzes werden im Artenschutzrechtlichen Fachbeitrag 
berücksichtigt.  
 
Im Plangebiet sind Gehölze vorhanden, insbesondere im Nordosten und 
Südosten. Die Gehölze im Nordosten, im Bereich der geplanten 
Streuobstwiese, wurden zum Erhalt festgesetzt. Im Zuge der fortschreitenden 
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Planung wird der Schutzstatus der Gehölze nach § 18 
Naturschutzausführungsgesetz M-V überprüft und ggf. notwendigen Fällungen 
gesondert betrachtet werden. Des weiteren sind gemäß § 19 
Naturschutzausführungsgesetz M-V geschützte Gehölze innerhalb des 
Plangebietes vorhanden.  
Weitere Ausführungen zum naturräumlichen Bestand sind unter Punkt 5.2 
dieser Begründung dargestellt.  
 
Die mit der geplanten Bebauung verbundene, stärkere verkehrliche 
Frequentierung des Uferweges wird als nicht erhebliche Beeinträchtigung 
eingeschätzt. Für das Plangebiet selbst bestehen bereits Vorbelastungen aus 
dem Verkehrslärm des angrenzenden überregionalen Schienennetzes. 
 
Bei Einhaltung des ordnungsgemäßen Umganges mit Betriebsmitteln sind 
baubedingte Risiken des Menschen durch Grundwasserverunreinigungen etc. 
auszuschließen. Dazu gehören u.a. Vorkehrungen zum Schutz vor 
Grundwasserverunreinigungen in der Bauzeit. Relevante Emissionen sind 
durch das Vorhaben nicht zu erwarten.  
 
Die Auswirkungen auf den Naturhaushalt (Flächeninanspruchnahme) sind als 
gering einzuschätzen. Es handelt sich um eine Wiedernutzbarmachung brach 
gefallener Flächen mit erhaltenswerter Bausubstanz. Das Plangebiet ist stark 
anthropogen vorbelastet durch die ehemaligen Nutzungen. Der ökologische 
Wert des Planungsraumes wird dementsprechend als gering eingestuft. Die 
zukünftig zusätzlich bebauten Grundflächen verändern dies nur gering. 
Erhebliche negative Beeinträchtigungen des Naturhaushaltes werden nicht 
erwartet. Die Empfindlichkeit des Planungsraumes gegenüber Eingriffen bleibt 
aufgrund der Lage im Siedlungsraum und der anthropogenen Vorbelastungen 
fast unverändert. 
 
Bisher sind keine Bodendenkmale innerhalb des Plangebietes bekannt.  
 
Der sachgerechte Umgang mit Abfällen und Abwässern ist durch die Einhaltung 
gesetzlicher Vorschriften abgesichert.  
 
Die Ver- und Entsorgung des geplanten Gebietes ist gesichert. 
 
Durch den vorliegenden Bebauungsplan Nr. 23 wird nach derzeitigem 
Kenntnisstand nicht die Zulässigkeit von Vorhaben begründet, die einer Pflicht 
zur Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung nach dem Gesetz über 
die Umweltverträglichkeitsprüfung oder nach Landesrecht unterliegen. 
 
Aufgrund der Darlegungen ist der Nachweis erbracht, dass das Planverfahren 
gemäß § 13a BauGB anwendbar ist.  
 
Es erfolgt eine frühzeitige Unterrichtung und Erörterung der Öffentlichkeit 
gemäß § 3 Abs. 1 BauGB mit diesem Vorentwurf. Die Behörden werden ebenso 
im Verfahren nach § 4 Abs. 1 BauGB mit dem Vorentwurf beteiligt.  
 
Die Öffentlichkeit wird weiter am Aufstellungsverfahren durch die öffentliche 
Auslegung gemäß § 3 Abs. 2 BauGB beteiligt. Die Behörden werden im 
Rahmen des Planaufstellungsverfahrens  gemäß § 4 Abs. 2 BauGB beteiligt. 
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Zusammenfassung 
 
Nach der Prüfung ergeben sich hinsichtlich des geplanten Vorhabens keine 
erheblichen Auswirkungen auf die Schutzgüter Boden, Wasser, Pflanzen und 
Tiere, da die für die bauliche Nachverdichtung in Anspruch genommenen 
Flächen, als anthropogen geprägte Siedlungsflächen einzuschätzen sind. 
Aufgrund der Lage im Innenbereich sind diese zusätzlichen Versiegelungen 
nicht relevant im Sinne des Naturschutzrechtes und des BauGB. 
 
Insgesamt kann eingeschätzt werden, dass durch das Planvorhaben keine 
entscheidungserheblichen negativen Umweltauswirkungen zu erwarten sind.  
Da bei Betrachtung der relevanten Kriterien nicht davon auszugehen ist, dass 
Beeinträchtigungen vorliegen, kann von der Prüfung der Umweltbelange 
abgesehen werden. 

7. Planungsziele  

7.1 Planungsziele 
Planungsziel der Gemeinde Bad Kleinen ist die Sicherung und Entwicklung des 
denkmalgeschützten ehemaligen Mühlengeländes zu einem fremdenverkehrlich 
und touristisch genutzten Standort. Die Eignung des Geländes zur Umsetzung 
der Planungsziele ergibt sich aus der Lagegunst zum Schweriner See mit Blick 
auf den Schweriner See. Das Gebiet kann städtebaulich und touristisch durch 
die vorhandene Nähe zum Schweriner Außensee neue Impulse erfahren und 
die Attraktivität kann zunehmen. 
 
Ziel des Bebauungsplanes ist die Schaffung der planungsrechtlichen Grundlage 
für die Festsetzung eines Sonstigen Sondergebietes Fremdenbeherbergung 
und touristische Infrastruktur durch die bauliche Wiedernutzbarmachung einer 
innerörtlichen Brachfläche. Mit der Planung soll die Verfestigung des 
städtebaulichen Missstandes, verursacht durch den überwiegenden Leerstand 
der denkmalgeschützten Bausubstanz, verhindert werden und die 
Beeinträchtigung der angrenzenden Wohnnutzung kann somit vermieden 
werden. Durch die Beseitigung der städtebaulichen Missstände wird eine 
positive Wirkung auf das Ortsbild erreicht. 
 
Um dieses Ziel zu erreichen, soll das ehemalige Mühlengelände neu geordnet 
werden und einer überwiegend touristischen Nutzung und 
Fremdenbeherbergung zugeführt werden. Eine maßvolle bauliche Ergänzung 
am Uferweg ist Planungsziel. Die Gemeinde Bad Kleinen hat sich dafür 
ausgesprochen, in Teilbereichen Wohnnutzung, verbunden mit dem Erhalt der 
denkmalgeschützten Bausubstanz zu ermöglichen. Die touristische Entwicklung 
des Gebietes ist vorrangiges Planungsziel. 
 
Für die Gemeinde Bad Kleinen ist die Fläche zum einen für die Schaffung 
weiterer Beherbergungskapazitäten sowie eines attraktiven Freizeit- und 
Infrastrukturangebotes interessant; zum anderen auch wichtig, um weitere 
attraktive Wegeverbindungen orts- und landschaftsnah herzustellen und somit 
den naturnahen Tourismus weiter zu stärken. Hierbei ist planerisch eine 
Verbesserung des öffentlichen Raumes entlang des Uferweges und eine 
Einbindung des Plangebietes in die vorhandenen Grünstrukturen vorgesehen. 
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Die Nachnutzung des ehemaligen Mühlengeländes hat unter Beachtung der 
Erfordernisse der Einhaltung gesunder Wohn- und Arbeitsverhältnisse zu 
erfolgen. Hierzu sind gutachterliche Untersuchungen zu den Auswirkungen des 
an das Plangebiet nordwestlich angrenzende überregionale Schienennetz 
erforderlich. Die Behandlung der immissionsschutzrechtlichen Belange ist im 
Rahmen des Aufstellungsverfahrens zur Rechtssicherheit für zukünftige 
Nutzungen zu berücksichtigen. 

7.2 Städtebauliches Konzept und Nutzungskonzept 
Grundsätzlich ist die Wiedernutzbarmachung des ehemaligen Mühlengeländes 
für touristische und Fremdenverkehrszwecke, die planungsrechtliche Sicherung 
der Bestandsbebauung und die maßvolle bauliche Ergänzung im Bereich des 
Uferweges vorgesehen.  
 
Das Mühlengelände soll einer gesamtkonzeptionellen Betrachtung unterliegen 
und die Belange des Denkmalschutzes sind zu berücksichtigen. Eine 
wesentliche Forderung des Denkmalschutzes ist eine einheitliche Entwicklung 
des Areals. Separate Nutzungseinheiten aus unterschiedlich funktionierenden 
Teilbereichen sind möglich, sofern das Gesamtensemble in seinem 
Erscheinungsbild jedoch gewahrt bleibt.  
 
Die touristische Entwicklung des Geländes mit einem breit gefächerten Angebot 
an Nutzungsmöglichkeiten ist vorrangiges Zielsetzung der Gemeinde. Die 
Nutzungsmöglichkeiten beziehen sich insbesondere auf den Erhalt und die 
Entwicklung der denkmalgeschützten Bausubstanz. Die ursprüngliche Nutzung 
soll weiterhin erlebbar bleiben, so dass von den ursprünglichen technischen 
Einbauten der Mühle Teile erhalten bleiben sollen. 
 
Neben der touristischen Entwicklung des Gebietes soll nach Entscheidung der 
Gemeinde Bad Kleinen in der vorhandenen denkmalgeschützten Bausubstanz 
auch Wohnnutzung zulässig sein. Da sich in unmittelbarer Nähe des 
Plangebietes das überregionale Schienennetz der Deutschen Bahn AG mit den 
Streckenverbindungen Hamburg-Lübeck-Rostock-Stralsund und Berlin-
Schwerin-Wismar befindet ist eine Überprüfung dahingehend erforderlich, ob 
die geplanten empfindlichen Nutzungen innerhalb des Plangebietes durch 
Verkehrslärm beeinträchtigt werden. 
 
Die Erschließung des Plangebietes erfolgt über den Uferweg. Innerhalb des 
Plangebietes sind private fußläufige Verbindungen vorgesehen, die die 
Nutzungseinheiten miteinander verbinden und so der Gesamteindruck des 
Mühlengeländes gewahrt wird. 
 
Der ruhende Verkehr wird im südlichen Teil des Plangebietes in einer größeren 
Stellplatzanlage aufgenommen. Optional sind noch weitere Stellplätze 
außerhalb des Plangebiets in Abhängigkeit der Nutzungen vorgesehen. Es 
erfolgt nur eine nachrichtliche Darstellung, da es sich um Flächen der 
Deutschen Bahn AG handelt, für die gemäß § 23 Allgemeines Eisenbahngesetz 
(AEG) die Freistellung zu beantragen wäre. 
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8. Inhalt des Bebauungsplanes 

8.1 Art der baulichen Nutzung 
Für das Plangebiet wird ein Sonstiges Sondergebiet nach § 11 Abs. 2 BauNVO 
festgesetzt. Hierbei wird innerhalb des Plangeltungsbereiches eine 
Nutzungsdifferenzierung des Sonstigen Sondergebietes wie folgt 
vorgenommen. 
- SO 1.1 - Sonstiges Sondergebiet Fremdenbeherbergung und touristische 

Infrastruktur 
- SO 1.2 - Sonstiges Sondergebiet Fremdenbeherbergung, touristische 

Infrastruktur und Wohnen 
- SO 2 - Sonstiges Sondergebiet Sport- und Spielanlagen 
- SO 3 - Sonstiges Sondergebiet touristische Infrastruktur, Wohnen und 

Gewerbe. 
Mit der Festsetzung eines Sonstigen Sondergebietes ist ein Festsetzungsgehalt 
gewollt, der sich keinem der in den §§ 2-10 BauNVO geregelten Gebietstypen 
zuordnen lässt, weil es die dortigen Nutzungsmerkmale nicht aufweist. Die 
zulässigen Nutzungen in den einzelnen Sondergebieten SO 1.1- SO 3 sind 
funktional aufeinander bezogen, um den Forderungen des Denkmalschutzes 
nach einer gesamtheitlichen Entwicklung des Areals Rechnung zu tragen. 
Separate Nutzungseinheiten aus unterschiedlich funktionierenden Teilbereichen 
sind möglich, sofern das Gesamtensemble in seinem Erscheinungsbild jedoch 
gewahrt bleibt.  
Das Planungsziel der Gemeinde ist, die prägende Nutzung des Gebietes durch 
den Fremdenverkehr zu erreichen und der Wohnnutzung eine untergeordnete 
Bedeutung beizumessen. Die Förderung von Einrichtungen der Naherholung 
und des Tourismus sind als vorrangiges Planungsziel nicht über ein 
allgemeines Wohngebiet oder über ein Mischgebiet erreichbar, so dass die 
Gemeinde Bad Kleinen von der Festsetzung eines sonstigen Sondergebietes 
nach § 11 Abs.2 BauNVO Gebrauch macht. 

8.2 Maß der baulichen Nutzung 
Das Maß der baulichen Nutzung wird für das Plangebiet im Wesentlichen durch 
die Festsetzung 

 der Grundflächenzahl (GRZ), 
 der maximalen Firsthöhe (FHmax), 
 der maximalen Oberkante des Gebäudes (OKmax). 

bestimmt. 
Die entsprechenden Festsetzungen sind auf dem Plan in den 
Nutzungsschablonen enthalten.  
 
Um im Plangebiet eine städtebauliche Ordnung zu erreichen und gleichzeitig 
dem denkmalgeschützten Bestand Rechnung zu tragen, werden in den 
einzelnen Sondergebieten SO 1.1- SO 3 unterschiedliche Nutzungsmaße z.T. 
unterhalb der in § 17 BauNVO genannten Obergrenze festgesetzt. 
 
Die zulässige Höhe der baulichen Anlagen wird durch die Festsetzung der 
maximalen First- und Gebäudehöhe bestimmt. Die gewählten Maße nehmen 
Bezug auf die denkmalgeschützten vorhandenen Gebäude innerhalb des 
Plangebietes. Die Höhe der neu zu errichtenden baulichen Anlagen richtet sich 
nach der städtebaulich gewünschten Verdichtung in diesem Bereich. 
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Die maximal zulässige Firsthöhe ist in der Planzeichnung festgesetzt. Die 
Firsthöhe wird definiert als Höhe der oberen Dachbegrenzungskante, also der 
äußere Schnittpunkt der beiden Dachschenkel des Gebäudes. 

Die maximal zulässige Gebäudehöhe ist in der Planzeichnung festgesetzt. Die 
Gebäudehöhe wird definiert als das senkrecht gemessene maximale Maß vom 
festgesetzten Bezugspunkt bis zur Oberkante des Gebäudes oder der 
baulichen Anlage. 

Als unterer Bezugspunkt für die Festlegung der Höhe der baulichen Anlagen gilt 
die mittlere Fahrbahnhöhe der angrenzenden öffentlichen Verkehrsfläche 
„Uferweg“. 
 
Im Gebiet SO 1.2 ist eine Überschreitung der festgesetzten maximalen 
Firsthöhe durch Lüftungsrohre, Schornsteine und Antennenanlagen bis zu 
höchsten 2,00 m zulässig. 

Eine Überschreitung der festgesetzten maximalen Gebäudehöhe durch 
untergeordnete technische und betriebliche notwendige Dachaufbauten (z.B. 
Klimaanlagen, Aufzüge, Schornsteine, etc.) sind ausnahmsweise zulässig. Die 
Überschreitung darf maximal nur 20% der Dachfläche und höchsten 3,00 m 
betragen. 
 
Im Gebiet SO 3 ist eine Überschreitung der festgesetzten maximal zulässigen 
Gebäudehöhe durch Mobilfunkanlagen zulässig, wenn das Landschaftsbild 
nicht unzulässig beeinträchtigt wird. 
Die Regelungen zu den Mobilfunkanlagen sind aufgrund der bestehenden 
Anlagen erforderlich und werden über die Festsetzung der ausnahmsweisen 
Zulässigkeit für künftige Anlagen geregelt.  
 
Im Gebiet SO 3 ist die Überschreitung der festgesetzten maximal zulässigen 
Gebäudehöhe ausnahmsweise durch ein Staffelgeschoss mit Dachterrasse 
zulässig. Diese Festsetzung wurde getroffen, um die touristischen Potenziale 
auszuschöpfen und den Panoramablick über den Schweriner See in 
Verbindung mit einer attraktiven Nutzung zu ermöglichen. 

8.3 Bauweise, überbaubare Grundstücksflächen 
Bauweise 
 
Im Plangebiet gilt die offene Bauweise. Für das denkmalgeschützte Gebäude 
der ehemaligen Mühle gilt unter Berücksichtigung des denkmalgeschützten 
Bestandes die abweichende Bauweise mit der Maßgabe, dass Gebäudelängen 
über 50,00 m bei Einhaltung des seitlichen Grenzabstandes gemäß LBauO M-V 
zulässig sind. 
 
Überbaubare Grundstücksflächen 
 
Die überbaubaren Grundstücksflächen werden als Baugrenzen festgesetzt und 
orientieren sich maßgeblich an dem denkmalgeschützten Bestand. Bauliche 
Erweiterungsmöglichkeiten wurden eröffnet. 
 
Für das denkmalgeschützte Gebäude der ehemaligen Mühle wurde zu den 
Gleisanlagen der Deutschen Bahn AG eine Baulinie festgesetzt, da diese 
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bauliche Anlage in ihrer Lage gleichzeitig als aktiver Schallschutz für die 
dahinterliegenden Gebäude und Freiflächen dient.  

8.4 Nebenanlagen, Stellplätze und Garagen 
In den festgesetzten Sondergebieten SO 1.1, SO 2, und SO 3 sind 
Nebenanlagen im Sinne des § 14 BauNVO sowie Stellplätze nach § 12 
BauNVO nur innerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen sowie in den 
dafür festgesetzten Flächen für Nebenanlagen und Stellplätze zulässig. 
 
Die Festsetzung wurde getroffen, um in diesen Gebieten den ruhenden Verkehr 
der touristischen Nutzung unterzuordnen. Hierbei ist die im südlichen 
Plangeltungsbereich und im Gebiet SO 3 gelegene Stellplatzanlage zu 
berücksichtigen, da diese auch den ruhenden Verkehr aus dem Plangebiet 
aufnehmen kann. Die  Stellplatzanlage wird durch eine Lärmschutzwand von 
den touristisch geprägten Nutzungen abgegrenzt.  
 
Innerhalb des festgesetzten Sondergebietes SO 1.2 sind Nebenanlagen im 
Sinne des § 14 BauNVO sowie Garagen, überdachte Stellplätze (Carports) und 
Stellplätze nach § 12 BauNVO außerhalb der überbaubaren 
Grundstücksflächen zulässig. 
 
Die Festsetzung wurde getroffen, da die festgesetzten Baugrenzen um den 
denkmalgeschützten Gebäudebestand herum keine zusätzlichen Möglichkeiten 
für Stellplätze, Garagen und Nebenanlagen eröffnen.  

8.5 Verkehrsflächen 
Die Erschließung des Plangebietes erfolgt über den Uferweg. Innerhalb des 
Plangebietes sind private fußläufige Verbindungen vorgesehen, die die 
Nutzungseinheiten miteinander verbinden und so der Gesamteindruck des 
Mühlengeländes gewahrt wird. Die Festlegung der fußläufigen Verbindungen 
und weiterer privaten Erschließungsmöglichkeiten erfolgt im weiteren 
Planverfahren. 

8.6 Grünflächen 
Im nordöstlichen Plangebiet ist eine private Grünfläche mit der 
Zweckbestimmung Streuobstwiese festgesetzt. Vorhandene Gehölze sind zu 
erhalten. 
 
Das Planungsziel besteht in Festsetzung einer privaten Streuobstwiese zur 
Abgrenzung der touristischen Nutzung zu Mühlenbrücke und zu den Anlagen 
der Deutschen Bahn AG. In diesem Bereich ist es Ziel der Gemeinde Bad 
Kleinen zu prüfen, ob ein gestalteter Lärmschutzwall anstelle einer 
Lärmschutzwand ebenso als aktiver Schallschutz gegenüber Verkehrslärm 
vorgesehen werden kann. 
 
Zwischen den Baugebieten SO 1.1/ SO1.2 und SO 2 ist eine private Grünfläche 
mit der Zweckbestimmung „Gliederungsgrün“ festgesetzt. Das Anlegen von 
fußläufigen Verbindungswegen ist zulässig. 
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Das Planungsziel besteht darin, die Nutzungseinheiten des gesamten Areals 
miteinander zu verbinden und so den Zielstellungen der Denkmalpflege zu 
entsprechen, den Gesamteindruck des Mühlengeländes zu wahren. 
 
Im Plangebiet sind private Grünflächen mit der Zweckbestimmung „Parkanlage“ 
festgesetzt. Innerhalb dieser Grünflächen ist das Anlegen von Wegen und 
Kommunikationsbereichen zulässig. Die Grünflächen sind durch das 
Anpflanzen von Gehölzgruppen und Solitärgehölzen parkartig zu gestalten. 
 
Die Festsetzung der privaten Grünflächen entlang des Uferweges soll die 
Einbindung des Gebietes in die vorhandenen Grünstrukturen vorsehen. 

8.7 Immissionsschutz 
Ausreichender Schallschutz ist eine Voraussetzung für gesunde Wohn-, 
Arbeits- und Lebensverhältnisse der Bevölkerung. Daher war zu prüfen, welche 
Lärmbelastungen von dem überregionalen Schienennetz der Deutschen Bahn 
AG ausgehen. Diese Lärmbelastungen stellen unstreitig die Hauptlärmquelle im 
Plangebiet dar. Die hohen Belastungen resultieren aus dem 
Eisenbahnknotenpunkt Bad Kleinen. Hier kreuzen sich die überregionalen 
Achsen des Schienenverkehrsnetzes, die Strecken Hamburg-Lübeck-Rostock-
Stralsund und Berlin-Schwerin-Wismar.  
Industrie- und Gewerbelärm sowie Freizeitlärm ist im Plangebiet nicht 
vorhanden. 
Durch das Ingenieurbüro für Schallschutz Dipl.-Ing. Volker Ziegler wurde eine 
Lärmimmissionsuntersuchung bezüglich des Nutzungspotentials des 
ehemaligen Mühlen- und Speichergeländes durchgeführt. Die 
Lärmimmissionsuntersuchung vom 18.05.2012 bildet die Grundlage für 
Aussagen und Festsetzungen zu aktiven und passiven 
Schallschutzmaßnahmen im Plangebiet. 
Auszugsweise werden aus dem Gutachten die Aussagen dazu  mit eingefügt: 
 
„Berechnungsergebnisse und Bewertung 
Mit dem Schallausbreitungsprogramm LIMA, Version 8.01.0, vorgenommene 
flächendeckende Berechnungen der Beurteilungspegel tags sind für den 
Prognosehorizont 2025 und die Immissionshöhen von 2,8 m (EG), 5,5 m (1. 
OG) und 8,2 m (2. OG) als Anlagen 4 – 6 beigefügt. Die Bestandsgebäude, die 
erhalten bleiben sollen, sind in dem Simulationsmodell als abschirmende und 
reflektierende Objekte enthalten. Darüber hinaus gelten die Ergebnisse der 
Anlagen 4 – 6 für freie Schallausbreitung innerhalb des Plangebietes (ohne 
Lärmschutzwall/-wand entlang der Bahnstrecke, ohne geplante Gebäude). 
 
Die nicht gesondert dargestellten Beurteilungspegel für die Nacht sind aufgrund 
des nächtlichen Güterzugaufkommens mit um 1 dB(A) geringeren 
Lärmbelastungen nahezu unverändert gegenüber den Tagwerten 
(Verschiebung der Beurteilungspegel tags um eine 1 dB(A) - Isolinie zur 
Bahnstrecke hin). 
 
Am unmittelbar an der Bahnstrecke gelegenen Mühlengebäude kommt man an 
der Nordwestfassade tags und nachts auf Beurteilungspegel von ca. 70 dB(A), 
am etwas zurückliegenden Silogebäude von ca. 64 dB(A). Durch 
Gebäudeeigenabschirmungen ist an den von der Bahnstrecke teilweise 
abgewandten Nordost- bzw. Südwestfassaden von bis zu 5 dB(A) und auf den 
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vollständig abgewandten Südostfassaden von mindestens 10 dB(A) niedrigeren 
Lärmimmissionen auszugehen. 
 
Das Wohnhaus und das Garagengebäude profitieren von Teilabschirmungen 
des Bahnlärms durch das davorstehende Mühlengebäude. Die 
Beurteilungspegel bewegen sich tags und nachts gebäudeseitenabhängig 
zwischen 50 dB(A) und 60 dB(A). 
 
Die der Bahnstrecke vollständig bzw. teilweise zugewandten Fassaden des 
Mühlengebäudes und des Silogebäudes sind somit hohen Lärmbelastungen 
ausgesetzt oberhalb der Orientierungswerte des Beiblattes 1 zu DIN 18005-1 
von 55 / 45 dB(A) für Allgemeine Wohngebiete, 60 / 50 dB(A) für Mischgebiete 
und 65 / 55 dB(A) für Gewerbegebiete (in denen Büroräume und 
betriebsbezogene Wohnungen schutzbedürftig sind), größtenteils auch 
oberhalb der um 4 dB(A) höheren Immissionsgrenzwerte der 16. BImSchV. 
 
An den vollständig von der Bahnstrecke abgewandten Fassaden des 
Mühlengebäudes und des Silogebäudes sowie an dem teilabgeschirmten 
Wohnhaus bzw. Garagengebäude sind die Lärmbelastungen geringer. Am Tag 
kommt man auf Beurteilungspegel, die im Bereich der für Mischgebiete und 
Allgemeine Wohngebiete geltenden Orientierungswerte von  
60 dB(A) und 55 dB(A), in der Nacht aber größtenteils über den jeweiligen 
Orientierungswerten von 50 dB(A) und 45 dB(A) – teilweise auch über den 
Immissionsgrenzwerten von 54 dB(A) und 49 dB(A) – liegen. Allerdings wird in 
der Nacht der als Grenze des planerischen Handelns anzusehenden 
Höchstwert der 16. BImSchV von 60 dB(A) nicht überschritten. 
 
In den für Neubebauungen zur Verfügung stehenden Plangebietsbereichen 
südwestlich des Silogebäudes, zwischen dem Silogebäude und dem 
Mühlengebäude bzw. dem Wohnhaus und dem Garagengebäude sowie 
nordöstlich davon mit weitgehend freiem Schalleinfall liegen die 
Beurteilungspegel tags und nachts zwischen 55 dB(A) und 70 dB(A). Am Tag 
kann partiell von Wohn- und Mischgebietsqualität ausgegangen werden. In der 
Nacht werden die dafür geltenden Orientierungs- und Immissionsgrenzwerte 
(bereichsweise einschließlich des Höchstwertes von 60 dB(A)) überschritten. 
 
Bezogen auf die Zugfrequentierung bzw. Emissionspegel des Jahres 2010 
ergeben sich am Tag um ca. 4 dB(A) und in der Nacht um ca. 3 dB(A) geringere 
Beurteilungspegel. 
 
Schallschutzmaßnahmen 
Eine Lärmberuhigung des Mühlengeländes lässt sich erreichen durch 
Errichtung eines Lärmschutzwalles bzw. einer Lärmschutzwand – oder einer 
Kombination aus beiden – entlang der nordwestlichen Plangebietsgrenze 
(aktiver Schallschutz). 
 
Die Anlagen 7 – 9 enthalten beispielhafte flächendeckende Berechnungen mit 
einer Höhe der Lärmschutzanlage von 4 m. Am Tag lässt sich damit in der 
Außenwohnbereichs- und Erdgeschosshöhe größtenteils das Schutzziel der 16. 
BImSchV (teilweise auch das Schutzziel der DIN 18005-1) für Allgemeine 
Wohngebiete bzw. das Schutzziel der DIN 18005-1 für Mischgebiete erreichen. 
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In der Nacht verbleiben aber Überschreitungen der Orientierungs- und 
Immissionsgrenzwerte. 
 
Ab dem 1. Obergeschoss nimmt die Abschirmwirkung einer 4 m hohen 
Lärmschutzanlage (insbesondere dann, wenn sie sich wie im südwestlichen 
Abschnitt der nordwestlichen Plangebietsgrenze von den Bahngleisen entfernt) 
deutlich ab. Um auch in Nutzungsebenen oberhalb des Erdgeschosses zu 
spürbaren Lärmberuhigungen zu kommen, müsste die Lärmschutzanlage über 
4 m hinaus erhöht werden. 
 
Mit geeigneten Grundrissanordnungen, die nicht schutzbedürftige Nebenräume 
und Flure an den der Bahnstrecke zugewandten Gebäudeseiten vorsehen, 
sowie durch außenlärmpegelabhängige Bemessung der Schalldämmung der 
Außenbauteile incl. schalldämmender Lüftungseinrichtungen stehen 
Maßnahmen des passiven Schallschutzes zur Verfügung. Dabei ist zu 
beachten, dass der aktive Schallschutz vorrangig in die Abwägung einzustellen 
ist. Dies gilt insbesondere für den Schutz von Außenwohn- und sonstigen 
ruhebedürftigen Außennutzungsbereichen. 
 
Nutzungsempfehlungen 
Das ehemalige Mühlen- und Speichergelände ist im Hinblick auf die Belange 
des Schallschutzes nur eingeschränkt für Dauer- und Ferienwohnen geeignet. 
Neben der Errichtung einer abschirmenden Lärmschutzanlage mit einer Höhe 
von > 4 m, die möglichst dicht an der Bahnanlage heranrücken sollte, ist eine 
Beschränkung der Geschossigkeit erforderlich. Auch dann sind zum Schutz der 
Nachtruhe zusätzliche passive Maßnahmen an bzw. in den Gebäuden 
vorzusehen. Vorteilhaft wäre eine Nutzungsgliederung mit weniger 
schutzbedürftigen Einrichtungen im Nordwesten und einer Beschränkung der 
Wohnbebauung auf den südöstlichen Rand des Plangebietes.  
 
Primär sollte eine Gebietsnutzung ohne bzw. mit untergeordneten 
Wohnfunktionen erwogen werden. Dazu zählen Gewerbenutzungen sowie 
touristische und infrastrukturelle Einrichtungen u.ä., auf deren eigenen Störgrad 
im nächsten Abschnitt eingegangen wird. Ggf. kommen auch Hotelnutzungen 
mit den bereits beschriebenen Strategien des passiven Schallschutzes in 
Betracht. Auch dabei sind ruhebedürftige Außennutzungsbereiche möglichst 
aktiv durch Errichtung einer abschirmenden Lärmschutzanlage bzw. durch 
Gebäudeabschirmungen zu schützen.“ 
 
Aufgrund der gutachterlichen Aussagen werden bauliche und sonstige 
Vorkehrungen zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen erforderlich. 
Es werden aktive Lärmschutzmaßnahmen entsprechend den gutachterlichen 
Empfehlungen dicht an der Bahnanlage vorgesehen. 
 
Zum Schutz vor Verkehrslärm von den Anlagen der Deutschen Bahn sind aktive 
Lärmschutzmaßnahmen an der nordwestlichen Grundstücksgrenze (Grenze 
des Plangeltungsbereiches) erforderlich. Die Errichtung einer mindestens 4 m 
hohen Lärmschutzeinrichtung ist erforderlich. Die Lärmschutzeinrichtung ist als 
Lärmschutzwand, Lärmschutzwall oder als Kombination aus Lärmschutzwand 
und Lärmschutzwall herzustellen. Anstelle der Lärmschutzwand können 
vorhandene Gebäude die Lärmschutzfunktion übernehmen. Diese sind dann 
dauerhaft in Kubatur und Lage zu erhalten. 
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Mit dieser Festsetzung wird erreicht, dass am Tag in Erdgeschosshöhe und 
somit auch für die Außenwohnbereiche das Schutzziel für Allgemeine 
Wohngebiet teilweise und für Mischgebiete vollständig erreicht wird.  
 
Für weitere Geschosse wird das Schutzziel nicht mehr mit aktiven 
Lärmschutzmaßnahmen von 4,00 m erreicht und es besteht nur noch die 
Möglichkeit der Festsetzung von passiven Schallschutzmaßnahmen. 
Eine Beschränkung der Geschossigkeit ist unter dem Gesichtspunkt des 
Denkmalschutzes nicht möglich und würde zusätzlich die touristischen 
Nutzungspotentiale - Panoramablick über den Schweriner See - einschränken. 

 
Zum Schutz vor Verkehrslärm von den Anlagen der Deutschen Bahn sind 
zusätzlich passive Lärmschutzmaßnahmen erforderlich. Neben 
Grundrissanordnungen (Anordnung der nicht schutzbedürftigen Räume und 
Flure an der der Bahnstrecke zugewandten Gebäudeseite) muss die 
Luftschalldämmung von Außenbauteilen mindestens die Anforderung des 
entsprechenden Lärmpegelbereiches der DIN 4109 – Schallschutz im Hochbau 
– erfüllen. Alle zum ständigen Aufenthalt bestimmten Räume sind mit 
schallgedämmten Lüftungselementen gemäß VDI-Richtlinie 2719 auszustatten.  
 
Am Tag wären durch aktive und passive Schallschutzmaßnahmen auch unter 
Nutzung der Außenwohnbereiche eine touristische und in bestimmten Bereiche  
auch eine allgemeine Wohnnutzung möglich. 
 
In der Nacht verbleiben erhebliche Überschreitungen der Orientierungs- und 
Immissionsgrenzwerte, da sich die Tag- und Nachtwerte nur um 1 dB(A) 
unterscheiden. 
 
Für die Zulässigkeit von schutzbedürftigen Nutzungen wären an den jeweiligen 
Gebäudeseiten die erforderlichen Lärmpegelbereiche zu ermitteln und 
entsprechend festzusetzen.  
 
In der Vorentwurfsphase wird nur eine Beispielrechnung für eine 
Geschossebene für die Baugebiete und deren überbaubaren Flächen getroffen, 
für die das Wohnen als Nutzungsmöglichkeit berücksichtigt ist. Diese 
Berechnung gilt als beispielhafte Berechnung. Es wird eine beispielhafte 
Rechnung vorgeben. Bei Fortführung der Planung ist der Festsetzungsumfang 
zu prüfen. Dabei ist für alle Geschossebenen und für alle Gebäude in denen 
das Wohnen zulässig ist, eine entsprechende Festsetzung je Geschossebene 
vorzugeben, so dass eine rechtseindeutige Zuordnung möglich ist.  
 
Nach Auswertung der Stellungnahmen zum Vorentwurf ist vorgesehen, das 
Lärmgutachten unter Berücksichtigung der Erkenntnisse aus dem 
Beteiligungsverfahren zu präzisieren. Ebenso ist die Präzisierung in Bezug auf 
die beispielhafte Festlegung von Lärmpegelbereichen für Gebäude, die das 
Wohnen zulassen, vorgesehen.  
 
Unter Berücksichtigung der konkreten örtlichen Situation und in Abstimmung mit 
dem Lärmgutachter wird empfohlen, von den ansonsten geltenden 
Anforderungen der DIN 4109, die Lärmpegelbereiche von den 
Beurteilungspegeln tags abzuleiten, abzuweichen. Unter Berücksichtigung der 
Anforderungen an die Schaffung gesunder Wohn- und Lebensverhältnisse 
werden als Grundlage für die Ableitung von Lärmpegelbereichen die 
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Beurteilungspegel nachts zugrunde gelegt. Damit wird unter dem 
Vorsorgeprinzip von sonst geltenden Anforderungen der DIN 4109 in diesem 
Punkt zu sicheren Seite hin abgewichen.  
 
Beispielhaft wurde diese Ermittlung für das Gebiet SO 3 für das zweite 
Obergeschoss und für das Gebiet SO 1.2 durchgeführt. Hierbei ist zu 
berücksichtigen, dass die DIN 4109 nur für die Tagwerte gilt. In der Regel sind 
die Tagwerte deutlich höher als die Nachtwerte. Im Plangebiet unterscheiden 
sich die Tag- und Nachtwerte jedoch nur um 1 dB(A) und es erfolgt keine 
Lärmabschwächung in der Nacht. Es ist ein Unterschied in Bezug auf die 
heranzuziehenden Orientierungswerte der DIN 18005/1 Schallschutz im 
Städtebau von 10 dB(A) zwischen den zulässige Tag- und Nachtwerten zu 
kompensieren. 
 
Im Gebiet SO 3 sind für das bestehende Silogebäude (im 2. OG) an den  
jeweiligen Gebäudeseiten folgende Lärmpegelbereiche (LPB) einzuhalten: 
- an der der Bahnstrecke zugewandten Gebäudeseite tags der LPB IV und 

nachts der LPB VI, 
- für die Seitenfronten (senkrecht zur Bahnstecke) tags der LPB III/ IV und 

nachts der LPB V/ VI, 
- an der der Bahnstrecke abgewandten Gebäudeseite tags der LPB II und 

nachts der LPB IV. 
 
Im Gebiet SO 1.2 sind für das bestehende Wohngebäude (im 1. OG) an den 
jeweiligen Gebäudeseiten folgende Lärmpegelbereiche (LPB) einzuhalten: 
- an der der Bahnstrecke zugewandten Gebäudeseite tags der LPB III und 

nachts der LPB V, 
- für die südwestliche Seitenfront (senkrecht zur Bahnstecke) tags der LPB III 

und nachts der LPB V, 
- für die nordöstliche Seitenfront (senkrecht zur Bahnstecke) tags der LPB II 

und nachts der LPB IV, 
- an der der Bahnstrecke abgewandten Gebäudeseite nur nachts der LPB III. 
 
Außenwohnbereiche (Balkone, Loggien, Terrassen) sind ab Lärmpegelbereich 
IV unzulässig. 
 
Innerhalb der festgesetzten Lärmpegelbereiche (LPB) sind passive 
Maßnahmen zum Schutz gegen Verkehrslärm zu treffen. Zum Schutz vor 
Außenlärm sind für Außenbauteile von Aufenthaltsräumen die Anforderungen 
der Luftschalldämmung nach DIN 4109 „Schallschutz im Hochbau“, Ausgabe 
November  1989, einzuhalten. Die erforderlichen resultierenden Schalldämm-
Maße der Außenbauteile ergeben sich nach DIN 4109 aus den in der Tabelle 
aufgeführten Lärmpegelbereichen. Nach außen abschließende Bauteile von 
schutzbedürftigen Räumen sind so auszuführen, dass sie folgende 
resultierenden Schalldämm- Maße aufweisen: 
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Die Tabelle ist ein Auszug aus der DIN 4109 „Schallschutz im Hochbau“, November 1989, 
Tabelle 8 (Hrsg.: DIN Deutsches Institut für Normung e.V.) 

 
  Raumart  

Lärmpe-
gelbereich 

Maßgeblich
er 
Außenlärmp
egel 
dB(A)l 

Aufenthaltsräume in 
Wohnungen, 
Übernachtungsräume 
in 
Beherbergungsstätten
, Unterrichtsräume u. 
ä. 
 

Büroräume1und 
ähnliches 

 

  erf. R'W,res des Außenbauteiles in dB 
II 56 bis 60 30 30 
III 61 bis 65 35 30 
IV 66 bis 70 40 35 
V 71 bis 75 45 40 
VI 76 bis 80 50 45 

 

1An Außenbauteile von Räumen, bei denen der eindringende Außenlärm aufgrund der in den Räumen 
ausgeübten Tätigkeiten nur einen untergeordneten Beitrag zum Innenraumpegel leistet, werden keine 
Forderungen gestellt. 

 
Die Korrekturwerte nach Tabelle 9 und 10 der DIN 4109 zu beachten.  
 
Für Schlafzimmer, Kinderzimmer und schutzbedürftigen Räume mit ähnlicher 
Nutzung im Lärmpegelbereich III und höher sind die Fenster mit 
schalldämmenden Lüftungsöffnungen zu versehen, die die Einhaltung der 
resultierenden Luftschalldämmung (Rw',res) des gesamten 
Außenwandbauteiles gewährleisten. 
 
Das Maß des tatsächlichen Schallschutzes hängt stark von der Raumgeometrie 
und dem Anteil der „verlärmten“  Fassade  ab, also dem Verhältnis zwischen 
Außenbauteilen zur Grundfläche eines Raumes. Die globalen Anforderungen 
an die Schalldämmung der Außenbauteile eines Raumes sind Grundlage für die 
Bemessung. Nachdem die globale Anforderung an die Schalldämmung der 
Außenbauteile eines Raumes erfolgt ist, werden im nächsten Schritt die 
einzelnen Bauteile so dimensioniert, dass die globalen Anforderungen unter 
konstruktiven und wirtschaftlichen Aspekten erfüllt werden.  
Massive Wände, wie Kalksandsteinwände oder Betonwände erfüllen in der 
Regel Schalldämmmaße von über 50 dB. Die in der Praxis erreichbaren 
Schalldämmmaße von Fenstern sind deutlich niedriger. Deshalb wird die 
erreichbare Gesamt-Schalldämmung in der Regel durch die schalltechnisch 
schwächeren Bauteile, wie Fenster / Türen / Rolladenkästen sowie 
Lüftereinrichtungen bestimmt.   
 
Unter Berücksichtigung der hier zugrunde liegenden und zu beachtenden 
Anforderungen an den Schallschutz ist absehbar, dass sich hohe 
Aufwendungen ergeben können. 
 
Auswirkungen auf die Umgebung ergeben sich in Folge der Planung nicht, 
wenn die hierzu gutachterlich beurteilten Rahmenbedingungen eingehalten 
werden. Der Gutachter führt hierzu aus: 
 
„Auswirkungen von Nutzungen im Plangebiet auf die Umgebung 
Die örtliche Situation lässt tagsüber gewerbliche, sportliche oder freizeitmäßige 
Nutzungen zu, die im Einzelfall jedoch Einschränkungen unterliegen können. In 
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der Nacht sind die Einschränkungen aufgrund der unmittelbaren Nähe zur 
vorhandenen Wohnbebauung am Uferweg besonders hoch. Durch 
Gebietsgliederungen, die lärmintensivere Nutzungen zur Bahnstrecke hin und 
leisere Einrichtungen zur Wohnbebauung am Uferweg hin vorsehen, lässt sich 
eine Optimierung des Nutzungspotenzials erreichen.  

 
Auch im Hinblick auf die Regelungen zum Schutz vor Verkehrslärmbelastungen 
mit den Immissionsgrenzwerten der 16. BImSchV als obere Schwellen des 
Abwägungsrahmens kommt man zum Ergebnis, dass Nachfolgenutzungen auf 
dem ehemaligen Speicher- und Mühlengelände einem gewissen Maß an 
Einschränkungen unterliegen. Verkehrsintensive Betriebe und Einrichtungen 
sind nur bedingt zur Ansiedlung geeignet.  
 
Bei einer Asphaltierung des Uferweges erhöhen sich die zur Verfügung 
stehenden Verkehrskontingente durch den Wegfall des Pflasterzuschlages von 
3 dB(A). Man würde sich damit „Luft“ verschaffen für das Nutzungspotential des 
Mühlengeländes.“ 

8.8 Flächenbilanz 
 

Flächennutzung 
 Flächengröße  

Sonstiges Sondergebiet mit 
der Zweckbestimmung  

SO 1.1 F +TI 5.102,0 m² 
SO 1.2 F+TI+W 5.790,0 m² 
SO 2 5.121,0 m² 
SO 3 4.738,0 m² 

Bauflächen gesamt 20.751,0 m² 

Grünflächen  
 Private Grünfläche mit der 
Zweckbestimmung Parkanlage 1.695,0 m² 

 Private Grünfläche mit 
Zweckbestimmung 
Gliederungsgrün 

1.155,0 m² 

 private Grünfläche mit 
Zweckbestimmung 
Steuobstwiese 

2.968,0 m² 

Grünflächen gesamt 5.818,0m² 

Gesamtfläche 26.569,0 m² 
≈ 2,66 ha 
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9. Örtliche Bauvorschriften über die äußere Gestaltung baulicher Anlagen 

Nach § 9 Abs. 4 BauGB i.V.m. § 86 Abs.1 LBauO M-V können örtliche 
Bauvorschriften über die äußere Gestaltung baulicher Anlagen als 
Festsetzungen in den Bebauungsplan aufgenommen werden. Hierzu bedarf es 
im weiteren Verfahren die Abstimmung mit der zuständigen Denkmalbehörde. 

10. Verkehrliche Erschließung 

Die verkehrliche Erschließung erfolgt über die im Bestand vorhandenen 
Straßen und Wege mit Anbindung an das übergeordnete Verkehrsnetz mit der 
Landesstraße L031.  

11. Klimaschutz 

Eingriffe in stadtklimatisch relevante Flächen ergeben sich in Folge der Planung 
nicht. Es ist nicht davon auszugehen, dass durch die Planung die 
Durchlüftungssituation im Bereich der angrenzenden Bebauung nachhaltig 
gestört werden würde.  
Der Bebauungsplan trifft keine zwingenden Festsetzungen zur Nutzung 
regenerativer Energien. Er schließt die Nutzung regenerativer Energien oder 
sonstige bauliche Maßnahmen zum Klimaschutz nicht aus, oder erschwert 
diese erheblich. Insofern ist eine den Klimaschutzzielen entsprechende 
Nutzung und Bebauung möglich. 

12. Ver- und Entsorgung 

12.1 Wasserversorgung 
Die Gemeinde Bad Kleinen gehört zum Verbandsgebiet des Zweckverbandes 
Wismar. Die Trinkwasserversorgung erfolgt über bestehende 
Transportleitungen aus dem Versorgungsgebiet der Wasserfassung/ des 
Wasserwerkes Dorf Mecklenburg. Der Standort des zentralen Wasserwerkes 
und der Wasserfassung der Gemeinde befinden sich im Ortszentrum von Bad 
Kleinen. Der Anschluss des Plangebietes an die zentrale Wasserversorgung ist 
im weiteren Planverfahren abzustimmen. 

12.2 Abwasserbeseitigung – Schmutzwasser 
Die Gemeinde Bad Kleinen gehört zum Verbandsgebiet des Zweckverbandes 
Wismar. In Bad Kleinen besteht eine zentrale Kläranlage. Das anfallende 
Schmutzwasser ist überwiegend durch die Herstellung neuer Anlagen mit 
Anbindung an das vorhandene System zur Schmutzwasserableitung 
anzubinden.  
Die Anschlussgestattungen an die bestehenden Ver- und Entsorgungssysteme 
sind im Rahmen des weiteren Planverfahrens mit dem Zweckverband Wismar 
abzustimmen. 

12.3 Abwasserbeseitigung – Oberflächenwasser 
Das anfallende unbelastete Niederschlagswasser ist nach Möglichkeit auf den 
Grundstücken zu versickern. Da die Gemeinde keine satzungsrechtliche 
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Regelung für diese Versickerung hat, ist die erforderliche Erlaubnis bei der 
Unteren Wasserbehörde einzuholen. Die Versickerungsanlagen sind so zu 
dimensionieren, dass Schäden bzw. Gefahren auszuschließen sind. Die 
Belange des Nachbarschaftsschutzes sind zu berücksichtigen.  
Auf Grund der Gelände- und Bodenverhältnisse wurde eine generelle 
Versickerung im Rahmen der Aufstellung des Bebauungsplanes nicht 
festgesetzt. Die abschließenden Regelungen sind im weiteren Planverfahren 
abzustimmen.  

12.4 Brandschutz/ Löschwasser 
Die Löschwasserversorgung ist durch die Wasserentnahme aus dem 
Schweriner See gesichert. Das Plangebiet befindet sich im Umkreis von 300 m 
zum Schweriner See. Es handelt sich um Bestandsflächen. Die Regelungen zur 
Löschwasserversorgung und Löschwasserentnahme sind im weiteren 
Planverfahren zu präzisieren.  

12.5 Energieversorgung 
Die Versorgung mit elektrischer Energie in der Gemeinde Bad Kleinen erfolgt 
durch die E.ON edis AG. Das Versorgungsunternehmen ist rechtzeitig vor 
Beginn der Erschließungsmaßnahmen zu unterrichten, um die Versorgung der 
Gebiete sicherstellen zu können. Die abschließenden Regelungen sind im 
weiteren Planverfahren abzustimmen.  

12.6 Gasversorgung 
Die Gemeinde Bad Kleinen wird durch die Gasversorgung Wismar Land GmbH, 
deren Betriebsführung durch die E.ON Hanse AG erfolgt, mit Erdgas versorgt.  
Inwiefern ein Anschluss des Plangebietes möglich ist, ist im weiteren 
Planverfahren mit dem Versorgungsunternehmen abzustimmen.  

12.7 Telekommunikation 
Die Energieversorgung der Gemeinde Bad Kleinen erfolgt durch die E.ON edis 
AG. Die Deutsche Telekom AG ist rechtzeitig vor Beginn der 
Erschließungsarbeiten und vor der Errichtung baulicher Anlagen zu 
unterrichten, um die rechtzeitige Fernmeldeversorgung sicherzustellen zu 
können. 

12.8 Abfallentsorgung 
Die Beseitigung des anfallenden Haus- und Gewerbemülls erfolgt aufgrund der 
gültigen Abfallsatzung des Landkreises Nordwestmecklenburg. Die 
Grundstücke sind an die öffentliche Abfallbeseitigung anzuschließen. 

13. Artenschutzrechtlicher Fachbeitrag 

Innerhalb des artenschutzrechtlichen Fachbeitrages (AFB) ist darzulegen, 
inwiefern die Auswirkungen des Vorhabens auf die Verbotstatbestände des 
§ 44 Abs.1 des BNatSchG wirken. Weiterhin ist, zur Berücksichtigung des 
Europarechtes zu prüfen, ob gegen einen Verbotstatbestand der FFH- Richtlinie 
Art. 12, 13 bzw. Art. 5 der VS-RL verstoßen wird. Für dieses Vorhaben gilt 
insbesondere § 44 Abs. 5, wodurch der Verbotstatbestand eingeschränkt wird: 
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Gemäß §44 (5) BNatSchG gilt: 
„Für nach § 15 zulässige Eingriffe in Natur und Landschaft sowie für Vorhaben 
im Sinne des § 18 Absatz 2 Satz 1, die nach den Vorschriften des 
Baugesetzbuches zulässig sind, gelten die Zugriffs-, Besitz- und 
Vermarktungsverbote nach Maßgabe der Sätze 2 bis 5.  
 
Sind in Anhang IV Buchstabe a der Richtlinie 92/43/EWG aufgeführte Tierarten, 
europäische Vogelarten oder solche Arten betroffen, die in einer 
Rechtsverordnung nach § 54 Absatz 1 Nummer 2 aufgeführt sind, liegt ein 
Verstoß gegen das Verbot des Absatzes 1 Nummer 3 und im Hinblick auf damit 
verbundene unvermeidbare Beeinträchtigungen wild lebender Tiere auch gegen 
das Verbot des Absatzes 1 Nummer 1 nicht vor, soweit die ökologische 
Funktion der von dem Eingriff oder Vorhaben betroffenen Fortpflanzungs- oder 
Ruhestätten im räumlichen Zusammenhang weiterhin erfüllt wird.  
 
Soweit erforderlich, können auch vorgezogene Ausgleichsmaßnahmen 
festgesetzt werden. Für Standorte wild lebender Pflanzen der in Anhang IV 
Buchstabe b der Richtlinie 92/43/ EWG aufgeführten Arten gelten die Sätze 2 
und 3 entsprechend. Sind andere besonders geschützte Arten betroffen, liegt 
bei Handlungen zur Durchführung eines Eingriffs oder Vorhabens kein Verstoß 
gegen die Zugriffs-, Besitz- und Vermarktungsverbote vor.“ 
 
Die Berücksichtigung der artenschutzrechtlichen Belange auf der Ebene der 
Bauleitplanung erfolgt unter Berücksichtigung des Merkblattes: „Hinweise zum 
gesetzlichen Artenschutz gemäß § 44 Bundesnaturschutzgesetz auf der Ebene 
der Bauleitplanung“ (Quelle: Landesamt für Umwelt, Naturschutz und Geologie 
Mecklenburg-Vorpommern; Merkblatt: Hinweise zum gesetzlichen Artenschutz 
gemäß § 44 Bundesnaturschutzgesetz auf der Ebene der Bauleitplanung; 
November 2010): 
 
Kurzdarstellung der relevanten Verbote  
„Schädigungsverbot (ggf. im Zusammenhang mit dem Tötungsverbot, § 44 
Abs. 1 Nr. 3 und 4 in Verbindung § 44 Abs. 5 BNatSchG; ggf. im 
Zusammenhang mit § 44 Abs. 1 Nr. 1): Es ist verboten, Fortpflanzungs- oder 
Ruhestätten der wildlebenden Tiere der besonders geschützten Arten aus der 
Natur zu entnehmen, zu beschädigen oder zu zerstören oder wildlebende 
Pflanzen der besonders geschützten Arten oder ihre Entwicklungsformen aus 
der Natur zu entnehmen, sie oder ihre Standorte zu beschädigen oder zu 
zerstören. 
Das Verbot tritt ein, wenn die ökologische Funktion der Fortpflanzungs- oder 
Ruhestätte für die betroffenen Tierindividuen bzw. der (besiedelte) 
Pflanzenstandort nicht durch vorgezogene Ausgleichsmaßnahmen („CEF“) im 
räumlichen Zusammenhang erhalten wird. 
 
Unvermeidbare Tötung oder Verletzung von Tieren, die im Zusammenhang mit 
der Schädigung von Fortpflanzungs- oder Ruhestätten auftritt, kann ebenfalls 
durch Maßnahmen zur Funktionserhaltung ohne Eintreten des Verbotes 
ausgeglichen werden. 
 
Störungsverbot (§ 44 Abs. 1 Nr. 2)“ Es ist verboten, wildlebende Tiere der 
streng geschützten Arten und der europäischen Vogelarten während der 
Fortpflanzungs-, Aufzucht-, Mauser-, Überwinterungs- und Wanderungszeiten 
erheblich zu stören. 
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Das Verbot tritt ein, wenn sich durch die Störung der Erhaltungszustand der 
lokalen Population einer Art verschlechtert. 
Das Eintreten des Verbotstatbestandes kann durch populationsstützende 
Maßnahmen vermieden werden. 
 
Tötungsverbot (ohne Zusammenhang mit Schädigungsverbot, § 44 Abs. 1 Nr. 
1 BNatSchG): Es ist verboten, wildlebenden Tieren der besonders geschützten 
Arten nachzustellen, sie zu fangen, zu verletzen oder zu töten oder ihre 
Entwicklungsformen aus der Natur zu entnehmen, zu beschädigen oder zu 
zerstören. 
Das Verbot: tritt ein, wenn sich das Lebensrisiko von Individuen der 
geschützten Arten aufgrund der Realisierung der Planung (i.d.R. 
betriebsbedingt) signifikant erhöht, umfasst auch unbeabsichtigte Tötung oder 
Verletzung und ist nicht durch vorgezogene Ausgleichsmaßnahmen („CEF“) zu 
überwinden.“ 
 
Danach sind nachfolgende Arten zu berücksichtigen:  
 
I alle wildlebenden Vogelarten 
II sämtlichen Arten des Anhangs IVa FFH-RL, 
III Standorte wild lebender Pflanzen der in Anhang IVb der Richtlinie 

92/43/EWG aufgeführten Arten  
 
Innerhalb des Vorhabenstandortes befinden sich mehrere nicht mehr genutzte 
Gebäude. Darunter auch ein Silogebäude mit einer Höhe von über 35 m. 
Flächenhafte Gehölze und größere Einzelbäume sind vorhanden. Nordwestlich 
grenzen Flächen der Deutschen Bahn an. 
Es wird vom Fachgutachter Martin Bauer empfohlen das Gelände und die 
insbesondere die Gebäude des Plangebietes zu untersuchen.  
 
Relevanzprüfung 
 
I alle wildlebenden Vogelarten 
 
Im Bereich des Geltungsbereiches des Bebauungsplanes können, unter 
Berücksichtigung der vorhandenen Biotopstrukturen, störunempfindliche Arten 
wie z.B.: Amsel, Blaumeise, und Kohlmeise das Plangebiet als Nahrungshabitat 
nutzen. Potentielle Bruthabitate sind mit den flächenhaften Gehölzen und den 
Einzelbäumen ebenfalls vorhanden. Das Potential des Vorkommens von 
Bodenbrütern wird aufgrund der Lage im Siedlungsraum, der starken 
Verinselung und der Lärmemissionen durch die Anlagen der Deutschen Bahn 
als gering eingeschätzt, da der Nutzungsdruck durch die benachbarten 
Frequentierungen und den Prädatorendruck (Hunde und Katzen) als zu hoch 
eingeschätzt wird. 
Es wird vom Fachgutachter Martin Bauer empfohlen, das Gelände und die 
insbesondere die Gebäude des Plangebietes auf Quartiere von Brutvögeln in 
und an den Gebäuden zu untersuchen.  
Zielstellung ist es, die Funktion der Gebäude für die Artengruppe der Brutvögel 
zu erfassen und zu bewerten. Die Gebäude besitzen eine potenzielle 
Bedeutung als Brutplatz für Brutvogelarten wie z.B. Mauersegler, Dohle, 
Rauchschwalbe, Mehlschwalbe, Bachstelze und Hausrotschwanz. 
Insbesondere hinsichtlich der Arten Mauersegler, Dohle, Rauchschwalbe und 
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Mehlschwalbe, die mehrjährig Bruthabitate nutzen, besteht potenziell ein 
artenschutzrechtlicher Tatbestand. 
 
II sämtliche Arten des Anhangs IVa FFH-RL  
 
III Standorte wild lebender Pflanzen der in Anhang IVb der Richtlinie 
92/43/EWG aufgeführten Arten  
 
Als Grundlage wird die Tabelle des LUNG: „In Mecklenburg-Vorpommern 
lebende, durch Aufnahme in den Anhang IV der FFH- Richtlinie „streng 
geschützte“ Pflanzen und Tierarten“, Stand 25.10.2012 verwendet. Die Spalte 4 
wurde unter Berücksichtigung der örtlichen Biotopstrukturen und der 
Lebensraumansprüche der Arten ergänzt.  
 

1 2 3 4 
Gruppe wiss. 

Artname 
dt. Artname Relevanz im Plangebiet 

Gefäß-
pflanzen 

Angelica 
palustris 

Sumpf-Engelwurz Für die Arten sind keine geeigneten 
Biotopstrukturen im Plangebiet vorhanden. 
Daher kann ein Vorkommen 
ausgeschlossen werden. 

Gefäß-
pflanzen 

Apium 
repens 

Kriechender 
Scheiberich, - 
Sellerie 

Gefäß-
pflanzen 

Botrychium 
simplex 

Einfacher 
Rautenfarn 

Gefäß-
pflanzen 

Caldesia 
parnassifolia 

Herzlöffel 

Gefäß-
pflanzen 

Cypripedium 
calceolus 
 

Frauenschuh 

Gefäß-
pflanzen 

Jurinea 
cyanoides 

Sand-Silberscharte 

Gefäß-
pflanzen 

Liparis 
loeselii 

Sumpf-Glanzkraut, 
Torf-Glanzkraut 

Gefäß-
pflanzen 

Luronium 
natans 

Schwimmendes 
Froschkraut 

Weichtiere Anisus 
vorticulus 

Zierliche 
Tellerschnecke 

Da keine geeigneten Gewässer vorhanden 
sind, ist das Vorkommen ausgeschlossen. 

Weichtiere Unio 
crassus 

Gemeine 
Bachmuschel 

Libellen Aeshna 
viridis 

Grüne 
Mosaikjungfer 

Für die Arten sind keine geeigneten 
Biotopstrukturen im Plangebiet vorhanden, 
daher kann das Vorkommen 
ausgeschlossen werden.   

Libellen Gomphus 
flavipes 

Asiatische 
Keiljungfer 

Libellen Leucorrhinia 
albifrons 

Östliche 
Moosjungfer 

Libellen Leucorrhinia 
caudalis 

Zierliche 
Moosjungfer 

Libellen Sympercna 
paedisca 

Sibirische 
Winterlibelle   

Libellen Leucorrhinia 
pectoralis 

Große 
Moosjungfer 

Käfer Cerambyx 
cerdo 

Heldbock Geeignete, bevorzugte Stieleichen kommen 
im Plangebiet nicht vor, daher kann eine  
Betroffenheit der Art ausgeschlossen 
werden.  

Käfer Dytiscus Breitrand Da keine geeigneten Gewässer vorhanden 
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1 2 3 4 
Gruppe wiss. 

Artname 
dt. Artname Relevanz im Plangebiet 

latissimus sind, ist das Vorkommen ausgeschlossen. 
Käfer Graphoderu

s bilineatus 
Schmalbindiger 
Breitflügel-
Tauchkäfer 

Käfer Osmoderma 
eremita 

Eremit, 
Juchtenkäfer 

Geeignete, bevorzugte Stieleichen kommen 
im Plangebiet nicht vor, daher kann eine  
Betroffenheit der Art ausgeschlossen 
werden.  

 Euphydryas 
maturna 

Eschen-
Scheckenfalter 

Für die Arten sind keine geeigneten 
Biotopstrukturen (lichte Eschenwälder) im 
Plangebiet vorhanden, daher kann das 
Vorkommen ausgeschlossen werden.  

Falter Lycaena 
dispar 

Großer Feuerfalter Da keine geeigneten Feuchtgebiete/ 
Überflutungsräume vorhanden bzw. 
betroffen sind, kann das Vorkommen 
ausgeschlossen werden.  

Falter Lycaena 
helle 

Blauschillernder 
Feuerfalter 

Da keine geeigneten Feuchtgebiete/ 
Überflutungsräume/ Moorwiesen etc. 
vorhanden sind, kann das Vorkommen 
ausgeschlossen werden.  

 Maculinea 
arion 

Schwarzfleckiger 
Ameisen-Bläuling 

Aufgrund hoher Ansprüche an seinen 
Lebensraum (Magerrasen und 
Wacholderheiden mit reichlich Feldthymian) 
kann das Vorkommen ausgeschlossen 
werden 

Falter Proserpinus 
proserpina 

Nachtkerzen-
schwärmer 

Da keine geeigneten Feuchtgebiete/ 
Überflutungsräume/ feuchte Staudenfluren 
im Plangebiet vorhanden sind, kann das 
Vorkommen ausgeschlossen werden.  

Fische Coregonus 
oxyrinchus 
01) 

Nordseeschnäpel  Für die Arten sind keine geeigneten 
Biotopstrukturen im Plangebiet vorhanden. 

Fische Acipenser 
sturio 

Europäischer Stör 
(Erg Mai09) 

Fische  Acipenser 
oxyrinchus 

Atlantischer Stör 

Lurche  Bombina 
bombina 

Rotbauchunke Das nordwestlich des Plangebietes 
vorhandene Regenrückhaltebecken, 
unmittelbar neben den Anlagen der 
Deutschen Bahn, weist eine geschlossene 
Ufervegetation auf. Aufgrund der starken 
Verinselung wird das Potential des 
Vorkommens der Anhang IV Arten als sehr 
gering eingeschätzt. Eine 
artenschutzrechtliche Relevanz wird daher 
nach derzeitigem Kenntnisstand 
ausgeschlossen.  

Lurche  Bufo 
calamita 

Kreuzkröte 

Lurche  Bufo viridis Wechselkröte 
Lurche  Hyla 

arborea 
Laubfrosch 

Lurche  Pelobates 
fuscus 

Knoblauchkröte 

Lurche  Rana arvalis Moorfrosch 
Lurche  Rana 

dalmatina 
Springfrosch 

Lurche  Rana 
lessonae 

Kleiner 
Wasserfrosch 

Lurche  Triturus 
cristatus 

Kammmolch Aufgrund der starken Verinselung wird das 
Potential des Vorkommens als sehr gering 
eingeschätzt. Eine artenschutzrechtliche 
Relevanz wird daher nach derzeitigem 
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1 2 3 4 
Gruppe wiss. 

Artname 
dt. Artname Relevanz im Plangebiet 

Kenntnisstand ausgeschlossen.  
Kriechtiere Coronella 

austriaca 
Schlingnatter Geeignete Biotope sind nicht vorhanden. Ein 

Vorkommen kann daher ausgeschlossen 
werden. 

Kriechtiere Emys 
orbicularis 

Europäische 
Sumpfschildkröte 

Da keine geeigneten Gewässer und 
Lebensbedingungen vorhanden sind, ist das 
Vorkommen ausgeschlossen. 

Kriechtiere Lacerta 
agilis 

Zauneidechse Der Fachgutachter empfiehlt eine 
Untersuchung des Vorhabenstandortes 
aufgrund der potentiellen Lebensräume 
(Bahndämme offene, halboffene 
Vegetationsflächen). Dazu sollen im Gebiet, 
vor allem im Bereich der Bahndämme und in 
den trockenen Saumstrukturen 
Reptilienbleche ausgelegt und zwischen Mai 
und August insgesamt fünfmal kontrolliert 
werden. 
Alternativ wäre das Vorkommen der Art 
potentiell anzunehmen, Maßnahmen 
wären erforderlich.  

Meeressäuger Phocoena 
phocoena 

Schweinswal Geeignete Biotope sind nicht vorhanden. Ein 
Vorkommen kann daher ausgeschlossen 
werden. 

Fledermäuse Barbastella 
barbastellus 

Mopsfledermaus Es wird vom Fachgutachter Martin Bauer 
empfohlen das Gelände und die 
insbesondere die Gebäude des 
Plangebietes auf Quartiere von 
Fledermäusen zu untersuchen. Zielstellung 
ist es, die Funktion der Gebäude für die 
Artengruppe der Fledermäuse zu erfassen 
und zu bewerten. Die Gebäude besitzen 
potenziell eine Bedeutung als 
Vermehrungshabitat sowie als 
Winterquartier für gebäudebewohnende 
Fledermausarten.  
Es besteht potenziell ein 
artenschutzrechtlicher Tatbestand.  
Neben den Gebäuden sind ebenfalls 
betroffene Einzelbäume mit einem 
Stammdurchmesser von mehr als 40 cm zu 
betrachten.  
 
 

Fledermäuse Eptesicus W 
nilssonii 

Nordfledermaus 

Fledermäuse Eptesicus 
serotinus 

Breitflügelfleder-
maus 

Fledermäuse Myotis 
brandtii 

Große 
Bartfledermaus 

Fledermäuse Myotis 
dasycneme 

Teichfledermaus 

Fledermäuse Myotis 
daubentonii 

Wasserfleder-
maus 

Fledermäuse Myotis 
myotis 

Großes Mausohr 

Fledermäuse Myotis 
mystacinus 

Kleine 
Bartfledermaus 

Fledermäuse Myotis 
nattereri 

Fransenfleder-
maus 

Fledermäuse Nyctalus 
leisleri 

Kleiner 
Abendsegler 

Fledermäuse Nyctalus 
noctula 

Abendsegler 

Fledermäuse Pipistrellus 
nathusii 

Rauhhautfleder-
maus 

Fledermäuse Pipistrellus 
pipistrellus 

Zwergfleder-
maus 

Fledermäuse Pipistrellus 
pygmaeus 

Mücken-
fledermaus 

Fledermäuse Plecotus 
auritus 

Braunes Langohr 

Fledermäuse Plecotus Graues Langohr 
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1 2 3 4 
Gruppe wiss. 

Artname 
dt. Artname Relevanz im Plangebiet 

austriacus 
Fledermäuse Vespertilio 

murinus 
Zweifarb-
fledermaus 

Landsäuger Bison 
bonasus 

Wisent Für die Arten sind keine geeigneten 
Biotopstrukturen im Plangebiet vorhanden. 

Landsäuger Castor fiber Biber 
Landsäuger Cricetus 

cricetus 
Europäischer 
Feldhamster 

Landsäuger Canis lupus Wolf 
Landsäuger Felis 

sylvestris 
 
 

Wildkatze 

Landsäuger Lynx lynx Eurasischer Luchs 
Landsäuger Muscardinus 

avellanarius 
Haselmaus 

Landsäuger Muscardinus 
avellanarius 

Europäischer 
Wildnerz 
 

Landsäuger Sicista 
betulina 

Waldbirkenmaus 

Landsäuger Ursus arctos Braunbär 

 
Besitz- und Vermarktungsverbote nach (2) des §44 des BNatSchG werden 
nicht berührt. 
 
Die Bestimmungen der Abschnitte 3 und 4 des §44 des BNatSchG sind 
nicht betroffen.  

 
Auswirkungen des Vorhabens  
Die städtebaulichen Ziele und das Konzept sind in der Begründung zum 
Bebauungsplan dargestellt. Unterschieden wird nach bau-, anlage- und 
betriebsbedingten Auswirkungen.  
 
Baubedingte Auswirkungen 
Als baubedingte Wirkungen werden alle im unmittelbaren Zusammenhang mit 
der Bautätigkeit für die Vorhaben stehenden Beeinträchtigungen bezeichnet. 
Diese Auswirkungen beziehen sich auf das gesamte Plangebiet. Die 
baubedingten Beeinträchtigungen entstehen durch: 
 
- Baustelleneinrichtung (Materiallagerplätzen, Baustofflagerung, Bodenkippen, 

Versorgungsanlagen in der Bauphase, Aufstellen von Großmaschinen, 
Aufstellen von Sanitäreinrichtungen); 

- Abriss- und Umbaumaßnahmen, 
- Rodungsarbeiten, 
- Erschließungsarbeiten (Erdarbeiten, Einsatz von Baumaschinen und -

fahrzeugen, erhöhtes Verkehrsaufkommen, Anlieferungen von Böden bzw. 
Schütt- und Leitungsmaterialien); 

- Hochbau (Bodenumsetzungen, Einsatz von Baustellentechnik, Fahrzeuge 
und Großmaschinen, Anlieferverkehr der Materialtransporte). 



Begründung zur Satzung über den Bebauungsplan Nr. 23 für das Mühlengelände der Gemeinde Bad 
Kleinen gemäß § 13a BauGB 
 

Planungsstand: Vorentwurf 24.10.2012 38 
 

 

 
Weiterhin möglich sind: 
 Beeinträchtigung benachbarter, nicht unmittelbar betroffener Biotope als 

Nahrungsraum und zur Jungenaufzucht insbesondere durch die zusätzliche 
Lärmentwicklung und Bewegungs- / Bauabläufe; 

 Vertreibung nicht standortgebundener Tierarten aus dem unmittelbaren 
Baustellenbereich während der Bauzeit ; 

 Beeinträchtigungen durch zusätzliche Emissionen (Abgase, Stäube, 
Verlärmung,) und Lichtreize;  

 erhöhte Kollisionsgefahr zwischen Baufahrzeugen und Tieren.  
 
Anlagebedingte Auswirkungen 
Anlagebedingte Auswirkungen beziehen sich auf die dauerhafte 
Inanspruchnahme von Flächen, durch Versiegelung und Nutzungsänderung.  
 
Betriebsbedingte Auswirkungen 
Betriebsbedingte Auswirkungen resultieren aus der Nutzung des 
Vorhabenstandortes.  
Als Beeinträchtigungen sind vor allem relevant:  
- zusätzliche Schadstoff- und Lärmemissionen, visuelle Störreize (Licht, 

Bewegung); 
- zusätzliche Lärm-, Geräusch- und Bewegungsstörungen;  
- zusätzliche Scheuchwirkung. 
Eine betriebsbedingte Tötung einzelner Individuen durch Kfz kann nicht 
ausgeschlossen werden. Es besteht jedoch kein besonders großes 
Kollisionsrisiko. Unvermeidbare betriebsbedingte Tötungen durch Kollisionen 
mit Kfz fallen grundsätzlich nicht unter den Verbotstatbestand. Dies stimmt mit 
der Auffassung der Europäischen Kommission überein, die im Guidance 
Dokument Nr. II.3.6 RN 83 „roadkills“ als unabsichtliches Töten behandelt. 
 
Die ordnungsgemäße Entsorgung entstehender Abfälle und Abwasser wird 
vorausgesetzt. 

 
Prüfung der Einhaltung der Vorschriften des § 44 BNatSchG in 
Verbindung mit Abs. 5  
Betrachtet werden die relevanten Arten/ Artengruppen die vom Vorhaben 
betroffen sein könnten.  
 
Verbote: 
 § 44 Abs.1 Nr. 1 BNatSchG: Es ist verboten, wild lebenden Tieren der 

besonders geschützten Arten nachzustellen, sie zu fangen, zu verletzen 
oder zu töten oder ihre Entwicklungsformen aus der Natur zu entnehmen, 
zu beschädigen oder zu zerstören. 

 
 § 44 Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG: Es ist verboten, wild lebende Tiere der streng 

geschützten Arten und der europäischen Vogelarten während der 
Fortpflanzungs-, Aufzucht-, Mauser-, Überwinterungs-und 
Wanderungszeiten erheblich zu stören; eine erhebliche Störung liegt vor, 
wenn sich durch die Störung der Erhaltungszustand der lokalen Population 
einer Art verschlechtert. 
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 § 44 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG: Es ist verboten, Fortpflanzungs- und 
Ruhestätten der wild lebenden Tiere der besonders geschützten Arten oder 
ihre Entwicklungsformen aus der Natur zu entnehmen, zu beschädigen 
oder zu zerstören:  

 
 Auswirkungen des Vorhabens auf die Verbote § 44 Abs.1 BNatSchG: 
 
I alle wildlebenden Vogelarten 
 
I alle wildlebenden Vogelarten/ Arten, deren potentielles 
Vorkommen nicht ausgeschlossen werden kann 
 
Artengruppe/ 
Art 

Beurteilung der Auswirkungen des Vorhabens auf die 
Verbote des § 44 Abs.1 BNatSchG  
 

Tötungen einzelner Individuen während der Bauzeit können nahezu 
ausgeschlossen werden, da die Vögel den Baumaschinen ausweichen 
können. Das Risiko, beim Überfliegen der Straßen durch Kfz getötet zu 
werden, ist wesentlich höher einzuschätzen. Ein Verstoß gegen § 44 Abs. 1 
Nr. 1 BNatSchG liegt demnach nicht vor. 
Da häufige, störunempfindliche Arten des Siedlungsraumes überwiegen, 
werden baubedingte Verlärmungen, voraussichtlich unerhebliche 
Auswirkungen verursachen.  
potentiell 
vorhandene 
heimische 
störunempfind-
liche Arten des 
Siedlungs-
raumes der 
Gehölze 

Durch die Auswirkungen des Vorhabens können 
Verbotstatbestände nach § 44 Abs. 1 Nr. 2 bis 3 
BNatSchG eintreten, welche sich erheblich auf die 
potentielle lokale Population auswirken können. Um die 
Verbote nicht zu berühren, sind Rodungen von 
Gehölzen außerhalb der Brutzeit vorzunehmen. Dabei 
ist zu beachten, dass Bäume mit einem 
Stammdurchmesser von mehr als 40 cm, als auch 
Fledermausquartier dienen können (siehe Artengruppe 
Fledermäuse). 

potentiell 
vorhandene 
Gebäudebrüter  

Durch die Auswirkungen des Vorhabens können 
Verbotstatbestände nach § 44 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 
BNatSchG eintreten, welche sich erheblich auf die lokale 
Population auswirken können.  
Werden Nester von Gebäudebrütern festgestellt, wird die 
Festlegung von Abriss- bzw. Umbauzeiten erforderlich. 
Weiterhin können Ersatzmaßnahmen (Schaffung von 
Quartieren für Gebäudebrüter) erforderlich werden, 
welche mit der zuständigen Behörde abzustimmen sind. 
 

II sämtlichen Arten des Anhangs IVa FFH-RL 
 
Zauneidechse Durch die Auswirkungen des Vorhabens können 

Verbotstatbestände nach § 44 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 
BNatSchG eintreten, da ein Vorkommen der Art potentiell 
anzunehmen ist.  
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I alle wildlebenden Vogelarten/ Arten, deren potentielles 
Vorkommen nicht ausgeschlossen werden kann 
 
Artengruppe/ 
Art 

Beurteilung der Auswirkungen des Vorhabens auf die 
Verbote des § 44 Abs.1 BNatSchG  
 

Fledermäuse  Die Gebäude besitzen potenziell eine Bedeutung als 
Vermehrungshabitat sowie als Winterquartier für 
gebäudebewohnende Fledermausarten. Ebenso können 
Einzelbäume größerer Stammumfänge als Quartier oder 
Wochenstube fungieren. 
Werden Wochenstuben, Sommer- oder Winterquartiere 
von Fledermäusen festgestellt, sind Festlegungen von 
Abriss- bzw. Umbauzeiten erforderlich. Weiterhin würden 
dann Ersatzmaßnahmen (Schaffung von 
Fledermausquartieren) erforderlich werden, welche mit der 
zuständigen Behörde abzustimmen sind.  

 
 
Zusammenfassung und Maßnahmen 
 
In Auswertung der Betrachtungen zu möglicherweise betroffener Arten/ Arten- 
gruppen und mögliche Auswirkungen des Vorhabens auf diese wird 
nachfolgend zusammenfassend festgestellt:  
 
Nach derzeitigem Kenntnisstand kommen artenschutzrechtlich relevante 
Pflanzenarten im Bereich des Vorhabenstandortes nicht vor. Durch die 
Umsetzung der Planungsziele des Bebauungsplanes können potentiell 
vorkommende Brutvögel, Reptilien und Fledermäuse des Anhang IV der FFH-
RL betroffen sein.  
 
Der zeitliche, qualitative und quantitative Rahmen von Bau- und 
Abrissmaßnahmen ist derzeit nicht absehbar. Im Planverfahren ist daher der 
erforderliche Umfang faunistischer Kartierungen mit der zuständigen Behörde 
abzustimmen. 
 
Bezüglich der geplanten Bautätigkeiten ist es somit erforderlich, auf zukünftige 
Artenschutzbetrachtungen hinzuweisen, die durch den Bauherren/ 
Vorhabenträger selbst zu erbringen sind. Vor Beginn der Baumaßnahmen sind 
die Anforderungen an den Artenschutz gemäß § 44 BNatSchG zu beachten und 
zu prüfen.  
 
Vorsorglich sollten nachfolgende Maßnahmen zur Beachtung im Rahmen der 
Ausführungsplanung als Hinweise in den Textteil B aufgenommen werden. 
Damit soll ausgeschlossen werden, das Artenschutzrechtliche Belange der 
Umsetzung der Planungsziele des Bebauungsplanes entgegenstehen:  
 
Artenschutzrechtliche Belange  
 
1. Gehölze 
Die Beseitigung von Gehölzen darf gemäß § 39 (5) Satz 2 des 
Bundesnaturschutzgesetzes nur im Zeitraum zwischen 1. Oktober und 1. März 



Begründung zur Satzung über den Bebauungsplan Nr. 23 für das Mühlengelände der Gemeinde Bad 
Kleinen gemäß § 13a BauGB 
 

Planungsstand: Vorentwurf 24.10.2012 41 
 

 

durchgeführt werden. Ausnahmen sind zulässig, sofern der gutachterliche 
Nachweis durch den Verursacher erbracht wird, dass innerhalb der Flächen 
keine Brutvögel brüten und die Zustimmung der zuständigen Behörde vorliegt. 
Dieser Nachweis, dass keine besonders geschützten Brutvögel vorkommen 
bzw. erheblich beeinträchtigt werden, ist durch den Bauherren/ Vorhabenträger 
der zuständigen Behörde rechtzeitig vor Beginn der Baumaßnahmen 
vorzulegen. 
 
2. Fledermäuse 
Zur Vermeidung der Tötung von Fledermäusen sind alle Bäume mit einem 
Stammdurchmesser von mehr als 40 cm, die zur Rodung vorgesehen sind, vor 
Abnahme durch einen Fachgutachter auf Besatz durch Fledermäuse zu prüfen. 
Aufgefundene Tiere sind vorsichtig zu bergen und artgerecht zu versorgen. 
 
3. Fledermäuse und Gebäudebrüter  
Vor dem Abriss bzw. dem Umbau von Gebäuden sind diese fachgutachterlich 
hinsichtlich möglicher Quartiere, Wochenstuben oder Nester von Fledermäusen 
und Gebäudebrüter zu untersuchen. Mit einem geplanten Umbau oder Abriss 
der im Plangebiet vorhandenen Gebäude darf erst begonnen werden, wenn 
durch den Bauherren/ Vorhabenträger Nachweise erbracht wurden, dass die 
Artenschutzrechtlichen Bestimmungen des § 44 (1) des 
Bundesnaturschutzgesetzes eingehalten werden. Dieser Nachweis, dass keine 
Fledermäuse oder Gebäudebrüter vorkommen bzw. nicht erheblich 
beeinträchtigt werden, ist durch den Bauherren bzw. Vorhabenträger der 
zuständigen Behörde rechtzeitig vor Beginn von Baumaßnahmen vorzulegen. 
Werden Wochenstuben, Sommer- oder Winterquartiere von Fledermäusen oder 
Nester von Gebäudebrütern (Schwalben) festgestellt, ist die zuständige 
Behörde zu informieren und die weitere Vorgehensweise abzustimmen. Abriss- 
bzw. Umbauzeiten sind festzulegen. Weiterhin werden Ersatzmaßnahmen 
(Schaffung von Fledermausquartieren oder Quartieren für Gebäudebrüter) 
erforderlich, welche mit der zuständigen Behörde abzustimmen sind.  
 
4. Zauneidechse 
Mit den Bautätigkeiten darf erst begonnen werden, wenn durch den Bauherren/ 
Vorhabenträger Nachweise erbracht wurden, dass die Artenschutzrechtlichen 
Bestimmungen des § 44(1) des Bundesnaturschutzgesetzes bezüglich der 
Zauneidechse eingehalten werden. Dieser Nachweis, dass keine 
Zauneidechsen vorkommen bzw. nicht erheblich beeinträchtigt werden, ist 
durch den Bauherren bzw. Vorhabenträger der zuständigen Behörde rechtzeitig 
vor Beginn von Baumaßnahmen vorzulegen. 
Kann ein Vorkommen bzw. eine erhebliche Beeinträchtigung des 
Erhaltungszustandes der lokalen Population der Zauneidechse nicht 
ausgeschlossen werden, ist die weitere Vorgehensweise mit der zuständigen 
Behörde festzulegen. Beispielsweise könnten die betroffenen Flächen mit 
einem mobilen Amphibienzaun, den Zauneidechsen nicht erklettern können, 
eingezäunt werden. Der Zeitpunkt der Einzäunung ist mit der zuständigen 
Behörde in Abhängigkeit des geplanten Baubeginns festzulegen. Die 
Zauneidechsen und andere vorgefundene Arten sind mittels Eimern und /oder 
Handfang einzusammeln und außerhalb der eingezäunten Fläche zu 
verbringen. Der Amphibienzaun bleibt während der gesamten Baumaßnahme 
bestehen und ist jeden Tag nach Bauende zu schließen.  
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5. Informationspflicht  
Die Hinweise zu den artenschutzrechtlichen Belangen sind den 
bauausführenden Firmen aktenkundig zu machen.  
 
6. Monitoring 
Insofern artenschutzrechtliche Belange betroffen sind, ist die Wirksamkeit der 
im Text Teil B unter Hinweise zu den Artenschutzrechtlichen Belangen 
aufgeführten Maßnahmen im Rahmen der Überwachung gemäß § 44 
BNatSchG zu prüfen. Dazu ist ein dreijähriges Monitoring vorzunehmen, um 
ggf. Nachbesserungen der Festlegungen festzulegen. Während der 
Vegetationsperiode sind dazu jährlich mindestens drei Aufnahmen des 
faunistischen Bestandes der betroffenen Artengruppe vorzunehmen. Wird eine 
erhebliche Verschlechterung des Erhaltungszustandes der betroffenen 
Artengruppe bzw. Art  festgestellt, sind in Abstimmung mit der zuständigen 
Naturschutzbehörde Nachbesserungen abzustimmen. Dann sind andere oder 
zusätzliche Maßnahmen auch außerhalb des Plangebietes durchzuführen und 
das Monitoring ist um weitere 3 Jahre zu verlängern. 
 
Begründung der Maßnahmen: 
Die zuvor genannten Maßnahmen werden erforderlich, um die 
artenschutzrechtlichen Belange gemäß § 44 BNatSchG auf der Ebene der 
Bauleitung hinreichend zu berücksichtigen. Erhebliche Beeinträchtigungen der 
lokalen Population potentiell vorkommender Brutvögel, Fledermäuse und 
Gebäudebrüter können somit vermieden werden. 
 
Die Auswirkungen des Vorhabens, die durch die Planung vorbereitet werden, 
verstoßen unter Berücksichtigung der genannten Maßnahmen und 
Vorgehensweise somit nicht gegen die Vorschriften für besonders geschützte 
und bestimmte andere Tier- und Pflanzenarten des § 44 des BNatSchG. 
Entsprechend der Vorgaben des (5) des §44 des BNatSchG wird die 
ökologische Funktion der von dem Eingriff oder Vorhaben betroffenen 
Fortpflanzungs- oder Ruhestätten im räumlichen Zusammenhang somit 
weiterhin erfüllt. 

14. Auswirkungen der Planung 

Mit der Umsetzung der bauleitplanerischen Zielsetzungen ergeben sich auch 
Auswirkungen auf den vorhandenen naturräumlichen Bestand. Insbesondere 
werden die ruderalen Flächen, die sich aufgrund der Nutzungsaufgabe 
zwischenzeitlich entwickelt hatten, durch Umgestaltung und 
Nutzungsintensivierung betroffen sein. So werden auch die Freiflächen im 
Gesamtbereich durch eine intensive Nutzung gekennzeichnet sein.  
 
Eine Nutzung der Freiflächen für Sport- und Freizeitaktivitäten in diesem 
Innenbereich ist Vorrang zu geben gegenüber der Inanspruchnahme von 
Flächen im Außenbereich.  
 
Verbunden mit der Umnutzung von Flächen und der Herstellung der geplanten 
Lärmschutzanlagen ist auch die Beseitigung von Gehölzen möglich bzw. sogar 
notwendig. Sofern eine Beseitigung vorgesehen ist, sind die 
artenschutzrechtlichen Bestimmungen zu beachten. Weiterhin sind auch die 
Auswirkungen auf den geschützten Baumbestand zu bewerten. Hierzu ist im 



Begründung zur Satzung über den Bebauungsplan Nr. 23 für das Mühlengelände der Gemeinde Bad 
Kleinen gemäß § 13a BauGB 
 

Planungsstand: Vorentwurf 24.10.2012 43 
 

 

weiteren Planverfahren eine Klarstellung der Lage von vorhandenen 
geschützten Bäumen (Baumbestand am Uferweg) vorgesehen. 
 
Es ist vorgesehen, die vorhandenen Gebäude und Freiflächen wieder einer 
sinnvollen Nachnutzung zuzuführen. Damit wird den Anforderungen an einen 
sparsamen Umgang mit Grund und Boden entsprochen. Weiterhin können auch 
bereits vorhandene Erschließungsanlagen mit genutzt werden. Es wird ein 
städtebaulicher Missstand im Zentrum von Bad Kleinen beseitigt. Unter 
Berücksichtigung dieser Gründe werden die naturräumlichen Auswirkungen als 
hinnehmbar bzw. lösbar angesehen. 
 
Bereits bei der Darlegung zu den Gründen für die Planung und der Darstellung 
der Planungsziele wurde dargelegt, dass es Ziel ist, diesen Bereich, der aus 
städtebaulicher Sicht für die Gemeinde Bad Kleinen von großer Bedeutung ist, 
möglichst für eine fremdenverkehrliche Nutzung vorzubereiten. Der Umfang an 
Aktivitäten wurde dargestellt. Die Gemeinde ist darum bemüht, den 
vorhandenen Bestand an denkmalgeschützten Gebäuden einer sinnvollen 
Nachnutzung zuzuführen.  
 
Im Zusammenhang mit der Überprüfung der Auswirkungen der Planung auf die 
vorhandene Umgebung ergeben sich für die Nutzung limitierende Faktoren. 
Aktivitäten innerhalb des Gebietes dürfen nicht zu Beeinträchtigungen der 
Nutzungen in der Umgebung führen; darüber hinaus dürfen auch Auswirkungen 
des Zu- und Abfahrtsverkehrs die vorhandenen und bestehenden 
Schutzansprüche der vorhandenen Bebauung nicht beeinträchtigen.   
 
Im Zusammenhang mit der Überprüfung der Anforderungen zum Schutz vor 
Verkehrslärm von der Eisenbahn wird die Gemeinde Bad Kleinen 
Abstimmungen mit der Deutschen Bundesbahn suchen, um eine Verbesserung 
der Lärmsituation im Ort zu erreichen. Auswirkungen, die durch ausgleichende 
Festsetzungen im Bebauungsplan relativiert werden, wären auch in anderen 
Bereichen zu überprüfen, um gesunde Wohn- und Lebensverhältnisse zu 
sichern 

15. Nachrichtliche Übernahmen 

15.1 Bau- und Kulturdenkmale/ Bodendenkmale 
Im Plangeltungsbereich befinden sich Baudenkmale, die als solche 
gekennzeichnet wurden. Bodendenkmale sind nach gegenwärtigem 
Kenntnisstand nicht bekannt. 
Wenn während der Erdarbeiten Funde oder auffällige Bodenverfärbungen 
entdeckt werden, ist gemäß § 11 DSchG Mecklenburg-Vorpommern die 
zuständige untere Denkmalschutzbehörde zu benachrichtigen und der Fund 
und die Fundstelle bis zum Eintreffen von Mitarbeitern des Landesamtes für 
Kultur und Denkmalpflege oder dessen Vertreter in unverändertem Zustand zu 
erhalten. Verantwortlich sind hierfür der Entdecker, der Leiter der Arbeiten, der 
Grundeigentümer sowie zufällige Zeugen, die den Wert des Fundes erkennen. 
Die Verpflichtung erlischt 5 Werktage nach Zugang der Anzeige. 
 
Der Beginn der Erdarbeiten ist der unteren Denkmalschutzbehörde spätestens 
zwei Wochen vor Termin schriftlich und verbindlich mitzuteilen, um zu 
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gewährleisten, dass Mitarbeiter oder Beauftragte des Landesamtes für Kultur 
und Denkmalpflege bei den Erdarbeiten zugegen sein können und eventuell 
auftretende Funde gemäß § 11 DSchG Mecklenburg-Vorpommern 
unverzüglich bergen und dokumentieren können. Dadurch werden 
Verzögerungen der Baumaßnahmen vermieden (vgl. § 11 Abs.3 DSchG M-V). 

15.2 Gewässerschutzstreifen 
Die Gemeinde Bad Kleinen liegt am Schweriner Außensee. Dieser ist als 
Bundeswasserstraße ein Gewässer erster Ordnung, für das das Staatliche Amt 
für Umwelt und Natur Schwerin zuständig ist.  
 
Teile des Plangeltungsbereiches befinden sich im Küsten- und 
Gewässerschutzstreifen gemäß § 29 Naturschutzausführungsgesetz 
(NatschAG M-V) vom 23.02.2011. Der maßgebliche Küsten- und 
Gewässerschutzstreifen wurde nachrichtlich übernommen.  
Ausnahmeanträge zur Unterschreitung des Gewässerschutzstreifens gemäß § 
29 Abs. 3 NatSchAG M-V werden durch die Gemeinde Bad Kleinen im Rahmen 
des weiteren Planverfahrens, soweit erforderlich gestellt. 

16. Hinweise 

16.1 Verhaltensweise bei unnatürlichen Verfärbungen bzw. Gerüchen des 
Bodens 
Sollten während der Erdarbeiten Hinweise auf Altlasten oder altlastverdächtige 
Flächen, erkennbar an unnatürlichen Verfärbungen bzw. Gerüche des Bodens, 
oder Vorkommen von Abfällen, Flüssigkeiten u.ä. (schädliche 
Bodenverfärbungen) auftreten, ist die Landrätin des Landkreises 
Nordwestmecklenburg als untere Abfallbehörde unverzüglich nach Bekannt 
werden zu informieren. Grundstücksbesitzer sind als Abfallbesitzer zur 
ordnungsgemäßen Entsorgung des belasteten Bodenaushubs oder Bauabfalls 
nach §§ 10 und 11 Kreislaufwirtschafts- und Abfallgesetz (KrW-AbfG) 
verpflichtet. 

16.2 Bodenschutz 
Werden schädliche Bodenveränderungen oder Altlasten im Sinne des 
Bundesbodenschutzgesetzes (BBodSchG) festgestellt, sind mit der 
zuständigen Behörde, Staatliches Amt für Landwirtschaft und Umwelt Schwerin, 
gemäß § 13 BBodSchG die notwendigen Maßnahmen abzustimmen 
(Sanierungsuntersuchung, Sanierungsplanung, Sanierung bzw. Sicherung). Bei 
der Erfüllung dieser Pflichten ist die planungsrechtlich zulässige Nutzung der 
Grundstücke und das sich daraus ergebende Schutzbedürfnis zu beachten, 
soweit dieses mit den Bodenfunktionen nach § 2 Abs. 2 BBodSchG zu 
vereinbaren ist. Für jede Maßnahme, die auf den Boden einwirkt, hat der 
Verursacher die entsprechende Vorsorge zu treffen, dass schädliche 
Bodenveränderungen nicht hervorgerufen werden. Bodeneinwirkungen sind zu 
vermeiden bzw. zu vermindern, soweit das im Rahmen der Baumaßnahmen 
verhältnismäßig ist. Bei der Sicherung von schädlichen Bodenveränderungen 
ist zu gewährleisten, dass durch die verbleibenden Schadstoffe keine Gefahr 
oder erhebliche, nachteilige Belastung für den Einzelnen oder die Allgemeinheit 
entstehen. Im Falle einer Sanierung muss der Verursacher dafür sorgen, dass 
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die Vorbelastungen des Bodens bzw. die Altlasten soweit entfernt werden, dass 
die für den jeweiligen Standort zulässigen Nutzungsmöglichkeiten wieder 
hergestellt werden.  

16.3 Abfall- und Kreislaufwirtschaft 
Alle Baumaßnahmen sind so vorzubereiten und durchzuführen, dass von den 
Baustellen als auch von den fertiggestellten Objekten eine vollständige und 
geordnete Abfallentsorgung entsprechend der Abfallsatzung des Landkreises 
erfolgen kann. Der Grundstücksbesitzer ist als Abfallbesitzer nach §§ 10 und 11 
Krw-/AbfG zur ordnungsgemäßen Entsorgung belasteten Bodenaushubs 
verpflichtet. Abfälle (verunreinigter Erdaushub bzw. Bauschutt), die nicht 
verwertet werden können, sind entsprechend §§ 10 und 11 KrW-/ AbfG durch 
einen zugelassenen Beförderer in einer Abfallbeseitigungsanlage zu entsorgen. 
Unbelastete Bauabfälle dürfen gemäß § 18 AbfAlG M-V nicht abgelagert 
werden. Sie sind wieder zu verwerten.  
 

16.4 Munitionsfunde 
Nach bisherigen Erfahrungen ist es nicht auszuschließen, dass auch in einem 
für den Munitionsbergungsdienst als nicht kampfmittelbelastet bekannten 
Bereich Einzelfunde auftreten können. Aus diesem Grunde sind 
Tiefbauarbeiten mit entsprechender Vorsicht durchzuführen. Sollten bei 
Tiefbauarbeiten kampfmittelverdächtige Gegenstände oder Munition gefunden 
werden, sind aus Sicherheitsgründen die Arbeiten an der Fundstelle und der 
unmittelbaren Umgebung sofort einzustellen und der Munitionsbergungsdienst 
ist zu benachrichtigen. Nötigenfalls ist die Polizei oder Ordnungsbehörde 
hinzuzuziehen. 
Wer Kampfmittel entdeckt, in Besitz hat oder Kenntnis von Lagerstellen 
derartiger Mittel erhält, ist nach § 5 Kampfmittelverordnung verpflichtet dies 
unverzüglich den örtlichen Ordnungsbehörden anzuzeigen. Nach VOB Teil C 
und DIN 18299 ist der Bauherr verpflichtet, bei den Angaben zur Baustelle nach 
Angaben zu vermuteten Kampfmitteln im Bereich der Baustelle sowie zu 
Ergebnissen von Erkundungs- und Beräumungsmaßnahmen zu machen.  
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TEIL 2 Ausfertigung    

1. Beschluss über die Begründung 

Die Begründung zur Satzung über den Bebauungsplan Nr. 23 der Gemeinde 
Bad Kleinen für das Gebiet „Mühle“ für das Mühlengelände wurde gebilligt in 
der Sitzung der Gemeindevertretung ____________. 
 

 
Bad Kleinen, den                         (Siegel)  
 
 
Kreher 
Bürgermeister 
der Gemeinde Bad Kleinen 
 

2. Arbeitsvermerke 

Aufgestellt in Zusammenarbeit mit der Gemeinde Bad Kleinen durch das: 
 
Planungsbüro Mahnel 
Rudolf-Breitscheid-Str. 11 
23936 Grevesmühlen 
Telefon 0 38 81 / 71 05 – 0 
Telefax 0 38 81 / 71 05 – 50 
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II.1  
Landkreis Nordwestmecklenburg 

 

Landkreis Nordwestmecklenburg 
Untere Wasserbehörde 

- Regelung entgegenstehender Belange vorzusehen. 
- Wasserversorgung sichern. 
- Wasserwerk gilt nicht mehr. 
- Schmutzwasserentsorgung regeln. 
- Regenwasserentsorgung regeln. 
- Ableitung des Oberflächenwassers abstimmen. 
- Die Anforderungen an den Gewässerschutz sind 

entsprechend zu beachten. 

Landkreis Nordwestmecklenburg 
Untere Abfallbehörde 

- Keine entgegenstehenden Belange. 
- Nahrungsmittelbetrieb war vorhanden. 
- Keine orientierenden Untersuchungen aus Sicht der 

Gemeinde. Weil Nahrungsmittelbetrieb, werden 
schädliche Bodenverunreinigungen nicht erwartet. 

- Hinsichtlich des Bodenschutzes keine 
Standortalternativen; keine Altlasten aus Sicht der 
Gemeinde erwartet. Eine Standortalternative wird 
nicht in Betracht gezogen. Es wird davon 
ausgegangen, dass keine unrentierlichen 
Aufwendungen entstehen. 

- Allgemeine Anforderungen an Abfallentsorgung je 
nach Bedarf. 

- Belange des Bodenschutzes sind entsprechend 
Gesetz zu beachten. Altlasten derzeit nicht bekannt. 

Landkreis Nordwestmecklenburg 
Untere Naturschutzbehörde 
 

- Die entgegenstehenden Belange sind zu regeln. 
- Nicht im Gewässerschutzstreifen. 
- Baumschutzbelange sind zu beachten. 
- ! Verträglichkeit mit dem SPA-Gebiet ist zu 

untersuchen. 

Landkreis Nordwestmecklenburg 
Untere Immissionsschutzbehörde 

- Immissionsschutzrechtlich keine entgegenstehenden 
Belange in diesem Zusammenhang. Siehe jedoch 
die Stellungnahme unter II.1.1 und deren 
Behandlung. 

Landkreis Nordwestmecklenburg 
Rechtsgrundlagen 

- Rechtsgrundlagen werden zur Kenntnis genommen. 

Landkreis Nordwestmecklenburg 
Kommunalaufsicht 

- Keine Bedenken; Gemeinde ist Planaufsteller, kann 
die Kosten nicht übertragen. 

Landkreis Nordwestmecklenburg 
Straßenverkehrsamt 

- Keine Hinweise und Bedenken. 

Landkreis Nordwestmecklenburg 
Straßenaufsichtsbehörde 

- Keine Hinweise und Bedenken. 

Landkreis Nordwestmecklenburg 
Straßenbaulastträger 

- Keine Hinweise und Bedenken. 

Landkreis Nordwestmecklenburg 
FD öffentlicher 
Gesundheitsdienst 

- Anforderungen des BauGB in Bezug auf 
Festsetzungen sind zu beachten. 
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Landkreis Nordwestmecklenburg 
Untere Denkmalbehörde 

- Keine Einwände. 
- Begründung ergänzen, dass Änderungen an 

Baudenkmalen der Abstimmung bedürfen; 
insbesondere wenn sich Baugrenzen entsprechend 
ändern. 

- Hinsichtlich der Höhe wird eine städtebauliche 
Dominante gesehen! Die soll auch zukünftig so 
erhalten bleiben. 

Landkreis Nordwestmecklenburg 
Brandschutz 

- In Bezug auf die Brandschutzbelange ist zwischen 
Grundschutz und Objektschutz zu entscheiden. Der 
Grundschutz ist zu sichern und im Zuge des 
Baugenehmigungsverfahrens entsprechend zu 
beachten. 

- Flächen für die Feuerwehr sind im erforderlichen 
Umfang bereit zu stellen. 

- Löschwasserversorgung ist entsprechend 
abzusichern. 

Landkreis Nordwestmecklenburg 
Bauleitplanung 

- Allgemeine Ausführungen. 
- Anwendbarkeit § 13a BauGB. 
- Flächennutzungsplan kann berichtigt werden. 
- Verfahrensvermerke Katasteramt sind anzupassen. 
- Der B-Plan Nr. 25 ist in die Beurteilung nach § 13a 

BauGB einzubeziehen. 
- Flächen, die verfügbar sind, sind bei der Planung zu 

betrachten. Fremdflächen der Bahn dürfen nicht 
einbezogen werden. 

- In der Zeichenerklärung ist SO1.1 und SO1.2 
anstelle SO1 und SO2 zu verwenden. 

- Das Zeichen für Schallschutz ist entsprechend zu 
präzisieren. Im großen Plan ist es enthalten. 

- Die Abgrenzung zur Höhe und zur Nutzung hat 
jeweils eindeutig zu erfolgen. 

- In der Zeichenerklärung sind die Ausführungen zu 
Stellplätzen und zu Böschungen entsprechend zu 
ergänzen. 

- Die Art der Nutzung wird erneut behandelt. Hierzu 
sind insbesondere Ausführungen zu den einzelnen 
Parts der Nutzung zu führen. Die Gemeinde 
überprüft, inwiefern ein Mischgebiet oder ein 
Kerngebiet festgesetzt werden kann. Ein Mischgebiet 
wäre vorteilhafter, weil hier eine Durchmischung von 
Wohnen und Gewerbe erfolgt. Voraussetzung ist die 
Abstimmung mit dem Landkreis. Ein Kerngebiet 
würde ausscheiden, weil hier der maßgebliche 
Bezug auf die Handelsfunktion gelegt wird. 
Abstimmung vor Entwurfs- und 
Auslegungsbeschluss. 

- Ansonsten Auseinandersetzung mit den 
Festsetzungen zu Wohnungen. 

- In Bezug auf Stellplätze, Garagen und Carports 
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bleibt die Gemeinde bei ihrer Festsetzung der 
Zulässigkeit. 

- Die Information in Bezug auf die Bereithaltung von 
Unterlagen, die einzusehen sind, wird zur Kenntnis 
genommen. 

- Im Plangebiet soll keine Grundflächenzahl und keine 
GRZ festgesetzt werden. Die Begründung ist zu 
ergänzen. 

- Die Baugrenzen und die Höhen verbleiben wie 
abgestimmt. 

- Lärmpegelbereiche sind geschossweise 
festzusetzen. 

- Die überbaubare Grundstücksfläche nach § 13a 
BauGB ist entsprechend zu prüfen und zu beurteilen. 

- Eine entsprechende Darstellung der überbaubaren 
Grundstücksfläche ist vorzunehmen. 

- Belange der Ver- und Entsorgung sind zu ergänzen. 

Landkreis Nordwestmecklenburg 
Rad-, Reit- und Wanderwege 

- Keine Bedenken. 

Landkreis Nordwestmecklenburg 
Abfallwirtschaftsbetriebe 

- Entsorgung erfolgt vom Uferweg. 

II.1.1 
Landkreis Nordwestmecklenburg 
Untere Immissionsschutzbehörde 
 

- Im Widerspruch zur Hauptstellungnahme wird hier 
dargestellt, dass entgegenstehende Belange 
bestehen, auf die eingegangen werden muss. 

- Die Beurteilung und Bewertung der 
Berechnungsgrundlagen wird zur Kenntnis 
genommen. 

- Die Lärmpegelbereiche sind konkret festzusetzen. 
Geschossweise gemäß Gutachten; das Gutachten ist 
zu ergänzen. 

- Die Festsetzungsvorschläge zum passiven 
Schallschutz sind zu beachten. Belüftung sichern 
durch teilweise öffenbare Fenster. 

- Die Schutzansprüche umliegender Bebauung sind im 
Zuge konkreter Genehmigungsverfahren zu 
gewährleisten; flächenbezogene 
Schallleistungspegel sind nicht vorgesehen.  

- Rechtsgrundlagen sind entsprechend zu beachten. 

Staatliches Amt für 
Landwirtschaft und Umwelt 
Schwerin 

- Aus landwirtschaftlicher Sicht keine Anregungen und 
Bedenken. 

- Aus Sicht integrierter ländlicher Entwicklung kein 
Verfahren der Neuregelung der 
Eigentumsverhältnisse. 

- Naturschutzfachlich keine Belange des StALU 
berührt, Behörden und Träger öffentlicher Belange 
ausreichend beteiligt. 

- Wasserwirtschaftliche Belange des StALU nicht 
berührt. 

- Hinsichtlich der Altlasten Belange gemäß 
Stellungnahme des Landkreises beachtet. 
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- Hinsichtlich des Bodenschutzes werden Belange 
berücksichtigt. 

- Hinsichtlich des Immissionsschutzes wird 
TRANSGAS beachtet; befindet sich nach 
Stellungnahme in ausreichender Entfernung. 

- Lärmschutzmaßnahmen sind als aktive und passive 
Schallschutzmaßnahmen vorgesehen. Derzeit sind 
Immissionsrichtwerte nicht vorgesehen. 

- Belange der Abfallwirtschaft werden zur Kenntnis 
genommen. 

Amt für Raumordnung und 
Landesplanung 

- Allgemeine Beurteilungsgrundlagen. 
- Beteiligungsverfahrens nach § 4 Abs. 2 BauGB 

vorgesehen. 
- Vorgelegte Unterlagen und Planungsziel werden zur 

Kenntnis genommen. 
- Raumordnerische Bewertung wird zur Kenntnis 

genommen. 
- Bei Änderung der Beurteilungsgrundlagen für die 

landesplanerischen Hinweise wird eine erneute 
Stellungnahme notwendig; dies erfolgt ohnehin im 
Verfahren nach § 4 Abs. 2 BauGB. 

Bergamt Stralsund - Keine planrelevanten Belange. 

Straßenbauamt Schwerin - Keine Belange vorgetragen, weil keine Landes- und 
Bundesstraßen berührt sind. 

IHK - Zustimmung wird zur Kenntnis genommen. 
- Keine Hinweise und Einwendungen. 

DB Services Immobilien GmbH - Hinweise zur Struktur der Stellungnahme der 
Deutschen Bahn. 

- ! Keine Bedenken, sofern nachfolgende Belange 
beachtet werden. Inwiefern jedoch nachfolgende 
Belange beachtet werden können, ergibt sich aus 
der Bewertung der Stellungnahmen. Siehe 
deshalb die konkrete Ausformung. 

- Information zum Geltungsbereich wird zur Kenntnis 
genommen. 

- Durch die Gemeinde ist kein Kauf von Flächen 
vorgesehen und keine Inanspruchnahme von 
Bahnanlagen vorgesehen in diesem Bebauungsplan. 

- Hinsichtlich der Bestandssituation ergeben sich 
Auswirkungen von vorhandenen Gebäuden auf die 
Bahnanlagen; unter Berücksichtigung des Bestandes 
soll die abweichende Bauweise festgesetzt werden, 
um somit Abstandsflächen zu vermeiden. Dies ist 
aufgrund des Bestandes begründet und soll auch für 
die Zukunft entsprechend festgezurrt werden. 
Regelung des baulichen Bestandes. 

- Festsetzungen zum Schutz vor Verkehrslärm werden 
unter Berücksichtigung der Eingangsdaten, die im 
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Gutachten verwendet wurden, getroffen. 
- Anforderungen aus Lärm und Erschütterungen 

werden beachtet. 
- Konzeptionelle Untersuchungen in Bezug auf 

Erschütterungen wurden bisher nicht vorgesehen. 
- In Bezug auf die Grundstücksgrenze ist zu beachten, 

dass diese zu wahren und zu berücksichtigen ist. 
Grundstück und Bahnbetriebsanlagen dürfen nicht 
beeinträchtigt werden. 

- Inwiefern Zuwegungen zum Grundstück der 
Deutschen Bahn über das Grundstück notwendig 
sind, wäre gesondert abzustimmen. 

- Inwiefern die Grundstücksgrenzen gesondert zu 
schützen sind, ist auch mit der Bahn abzustimmen. 

- Entwässerungskonzept ist Voraussetzung für die 
Regelung zum Vorhaben. 

- Hinsichtlich Beleuchtungsanlagen wird eine 
Übernahme von nachrichtlichen Hinweisen in den 
Plan erforderlich. 

- Es wird zur Kenntnis genommen, dass keine Kabel 
und Leitungsanlagen vorhanden sind. 

- Belange des Bahnhofumbaus sind aus Sicht der 
Gemeinde nicht betroffen. Maßnahmen des aktiven 
Schallschutzes an der Grundstücksgrenze bedürfen 
der gesonderten Abstimmung; hier eine 
nachrichtliche Übernahme und einen Hinweis 
vornehmen. 

- Die Stellungnahme der Deutschen Bahn Energie 
GmbH ist nachfolgend beigefügt und ist nachfolgend 
zu behandeln. 

- Bei Abstimmungsbedarf ist Kontakt mit den 
jeweiligen Stellungnehmenden aufzunehmen. 

- Grundsätzlich sind keine Anlagen vorgesehen, die zu 
Beeinträchtigungen der Bahnanlagen führen können. 

-  Aufgrund der Nähe zur Bahn sind jedoch 
Abstimmungen bezüglich der Bebauung an der Bahn 
vorzusehen. 

- Konkrete Abstimmungen sind im Zuge von 
Baugenehmigungsverfahren zu führen. 

- Kontaktpartner für Rückfragen werden zur Kenntnis 
genommen. 

DB Energie GmbH - Keine Anlagen vorhanden. 
- Die Stellungnahme wird als Teil der 

Gesamtstellungnahme gekennzeichnet. 

Eisenbahn-Bundesamt - Allgemeine Aussagen zur Lage. 
- Es werden keine Bahnflächen berührt. 
- Schallschutzmaßnahmen an der Grenze sind 

abzustimmen. 
- Hinsichtlich möglicher Erschütterungen sind 

Ergänzungen in den Planunterlagen vorzusehen; ggf. 
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Untersuchungen über Auswirkungen durch 
Erschütterungen anführen. 

- Durch die Bahn sind keine Planmaßnahmen  
vorgesehen. Der Ausbau des Bahnhofes ist 
beabsichtigt. 

- Die Stellungnahme der Deutschen Bahn wurde 
eingeholt. 

- Die Stellungnahme des Eisenbahnbundesamtes 
ersetzt nicht die Stellungnahme der Deutschen Bahn. 

Telekom - Die Informationen zum Leitungsbestand werden den 
Verfahrensunterlagen beigefügt. Konkrete 
Abstimmungen sind vor Baumaßnahme in Bezug auf 
Einweisungen notwendig. 

- Die Anforderungen der Telekom beim Ausbau sind 
entsprechend zu beachten. Die Abstimmung ist 
vorzusehen. Belange sind abzuwägen. 

- Die Lageplanauskunft aus dem Netz wird nicht als 
zweckmäßig angesehen. Für konkrete 
Abstimmungen ist das konkrete Plandokument zur 
Verfügung zu stellen. 

Zweckverband Wismar - Dem Hinweis zur Ergänzung fehlender Angaben 
kann nur teilweise gefolgt werden. Derzeit sind die 
konkreten Anschluss- und 
Versorgungsnotwendigkeiten nicht bekannt. 

- Hinsichtlich Trinkwasserversorgung und 
Schmutzwasserableitung sind die entsprechenden 
notwendigen Anlagen zu ergänzen. 

- Hinsichtlich der Trinkwasserversorgung ist die 
Leitung zu beachten. 

- Hinsichtlich der Löschwasserbereitstellung sind ggf. 
Zisternen zu nutzen. 

- Hinsichtlich der Ableitung anfallenden Regenwassers 
sind Anlagen herzustellen. 

- Abstimmungen mit dem ZVW zur Herstellung von 
Anlagen sind zu führen. 

- Die Bestandsunterlagen sind zu beachten. 

Busbetriebe Wismar - Keine Anregungen und Hinweise. 

E.ON edis AG - Keine Bedenken. 
- Die Planunterlagen werden zur Kenntnis genommen. 

Sie ersetzen eine konkrete Einweisung nicht. 
- Die Anforderungen an die Einweisung und an die 

Vorbereitung von Maßnahmen sind unabhängig vom 
Bauleitplanverfahren zu führen. 

- Hinweise zu Kabeln werden zur Kenntnis 
genommen. 

- Kontaktdaten werden zur Kenntnis genommen. 

Gasversorgung Wismar Land 
GmbH 

- Hinweise zu Leitungsanlagen werden zur Kenntnis 
genommen. Leitungsanlagen sind zu beachten. 
Anforderungen des Versorgers sind einzuhalten und 
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die Unterlagen sind bei der Planaufstellung und 
konkreten Vorhaben entsprechend zu beachten.  

GDMcom - Zuständigkeiten werden angegeben. 
- Keine Leitungen und Anlagen vorhanden. 
- Keine Einwände zu beachten. 
- Plangebietsgrenzen bleiben. 
- Träger öffentlicher Belange wurden beteiligt. 
- Vollmacht wird zur Kenntnis genommen. 

50 Hertz - Keine planrelevanten Anregungen. 

Landesamt für Kultur und 
Denkmalpflege 

- Kulturdenkmale beachten. 
- Keine Bodendenkmale vorhanden. 
- Allgemeine Belange und Rechtssituation sind zu 

beachten. 
- Hinweise zu Bodendenkmalen allgemeiner Art sind 

zu beachten. 
- Hinweise zu Einzeldenkmalen sind bis zum Entwurfs- 

und Auslegungsbeschluss ausreichend zu klären! 

Landesamt für innere Verwaltung - Keine Festpunkte. 
- Landkreis wurde beteiligt. 

Wasser- und Schifffahrtsamt 
Lauenburg 

- Keine Belange berührt. 

Landesamt für Brand- und 
Katastrophenschutz 

- Keine Belange landesrelevanter Gefahrenabwehr 
berührt. 

- Landkreis: Hinweise zum Brandschutz sind 
entsprechend zu betrachten. Ihnen ist nachzugehen. 

- Hinsichtlich des Havarieschutzes keine Hinweise. 
- Hinsichtlich der Munitionsbergung bzw. 

Munitionsfunde allgemeine Hinweise. 
- Rechtsgrundlagen. 

Betrieb für Bau- und 
Liegenschaften 

- Keine Belange berührt. 
- Erforderliche Träger öffentlicher Belange und 

Behörden wurden beteiligt. 

Wehrbereichsverwaltung - Verteidigungsanlagen Elmenhorst ist relevant; jedoch 
keine Anregungen und Bedenken. 

DWD - Keine planrelevanten Belange. 

Forstamt Grevesmühlen - Zustimmung. 

Wasser- und Bodenverband - Zustimmung, keine Anlagen berührt. 

Landesanglerverband - Keine Anregungen. 

Landesjagdverband - Keine Anregungen. 

Schutzgemeinschaft Deutscher 
Wald 

- Keine Anregungen und Hinweise. 
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Nachbargemeinden  

Landeshauptstadt Schwerin - Keine Anregungen und Bedenken. 

Gemeinde Bobitz - Keine Anregungen und Bedenken. 

Gemeinde Hohen Viecheln - Keine Anregungen und Bedenken. 

Gemeinde Groß Stieten - Keine Anregungen und Bedenken. 

Gemeinde Dorf Mecklenburg - Keine Anregungen und Bedenken. 

 
Aufgestellt für die Diskussion: 
 
Dipl.-Ing. R. Mahnel 
Planungsbüro Mahnel 
Rudolf-Breitscheid-Straße 11 
23936 Grevesmühlen 
Telefon 0 38 81 / 71 05 – 0 
Telefax 0 38 81 / 71 05 – 50 
pbm.mahnel.gvm@t-online.de  
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lfd. 
Nr. 

Stellungnahme von/vom 
II.1 

Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 1. 
Die Darlegungen zum Planungsstand werden zur Kenntnis genommen. 
 
Zu 2. 
Die Stellungnahmen der Fachdienste des Landkreises sowie des 
Abfallwirtschaftsbetriebes werden nachfolgend behandelt. Siehe nachfolgende 
Behandlung. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zur Kenntnis zu nehmen. 
 
 
Zur Kenntnis zu nehmen. 
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lfd. 
Nr. 

Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/ 
Beschluss 

 

 
 
A 
 
 
 
 
Zu 1. 
Die entgegenstehenden Belange sind zu regeln. 
 
Zu 2. 
Die Wasserversorgung wird mit dem Zweckverband Wismar abgestimmt. Unter 
Berücksichtigung von Abstimmungen beim Zweckverband Wismar werden folgende 
Anforderungen an die Trinkwasserversorgung berücksichtigt und im Weiteren vorbereitet. 
Zur Anbindung des Bereiches an die TW-Versorgung sind folgende 
Maßnahmen  erforderlich: 
1. Verlegung einer TW-Leitung DN 110 PE im Zusammenhang mit  
der Fahrbahnerneuerung im Uferweg im Jahr 2014 / Erweiterung der Versorgungsleitung DN 
110 PE aus Richtung Nordosten.  
2. Bau von Druckerhöherstation und Vorlagebehältern auf den  
privaten Flächen durch die jeweiligen Vorhabenträger/Bauherren  
3. Die derzeit maßgeblichen Wasserbedarfswerte sind in die Betrachtung und Abwägung mit 
einzustellen und dem Zweckverband zur Kenntnis zu reichen. 
 
Zu 3. 
Die Hinweise auf das Wasserwerk Bad Kleinen werden entfernt. 
 
Zu 4. 
Die Anforderungen an die Abwasserbeseitigung wurden mit dem Zweckverband Wismar 
erörtert. Die Schmutzwasserableitung ist wie folgt vorgesehen. Die Schmutzwasserableitung 
ist über den Bau einer Druckentwässerung im Uferweg abzusichern. Anschlusspunkte werden 
durch den Zweckverband geprüft. 
 
Zu 5. 
Aufgrund der Bedeutung der Problematik wurde die Abstimmung mit dem Zweckverband 
Wismar geführt. Folgende Vorgehensweise ist vorgesehen. 
Nach Aussage von Frau Plieth muss auf Grund der örtlich anstehenden Böden eine 
Versickerung ausgeschlossen werden.  
Für die Regenwasserableitung ist der Bau eines RW-Kanals im Uferweg erforderlich. Hierzu 
ist ein Entwässerungskonzept gemeinsam durch Stadt (verantwortlich für die 
Straßenentwässerung) und Zweckverband (verantwortlich für die Grundstücksentwässerung) 
zu erstellen.  
 

 
 
 
 
 
 
 
 
Zu berücksichtigen. 
 
 
Zu berücksichtigen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu berücksichtigen. 
 
 
Zu berücksichtigen. 
 
 
 
 
 
Zu berücksichtigen. 
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lfd. 
Nr. 

Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/ 
Beschluss 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 6. 
Die Anforderungen an die Ableitung des Oberflächenwassers werden im Zuge des 
Aufstellungsverfahrens abschließend geregelt. Inwiefern eine Aussage im Text Teil B 
erfolgen muss, entscheidet sich im Planverfahren. Dies ist derzeit noch nicht abschließend 
darstellbar. Möglicherweise genügen die Ausführungen in der Begründung.  
 
 
Zu 7. 
Die Anforderungen an den Gewässerschutz sind zu beachten. Die Unterlagen werden ergänzt. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Teilweise zu 
berücksichtigen. 
 
 
 
 
 
Zu berücksichtigen. 
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lfd. 
Nr. 

Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 
 
 
B 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 1. 
Es wird zur Kenntnis genommen, dass keine entgegenstehenden Belange bestehen. 
 
Zu 2. 
Bei dem dargestellten Standort handelt es sich um das ehemalige Mühlengelände. Es 
handelt sich um einen Betrieb der Nahrungsmittelindustrie. Insofern geht die Gemeinde 
davon aus, dass Schädigungen des Bodens nicht erfolgt sind. Auf weitergehende 
tiefgründige Untersuchungen wird derzeit verzichtet. Dies wird auf die Ebene des 
Vorhabens und der Vorhabenvorbereitung verlagert.  
 
Zu 3. 
Die Gemeinde hat sich mit dem Sachverhalt beschäftigt. Wie bereits im vorgenannten 
Punkt dargelegt, drängt sich die Vermutung auf Altlasten nicht auf. Deshalb verzichtet die 
Gemeinde auf orientierende Untersuchungen. 
 
Zu 4. 
Die Gemeinde Bad Kleinen beschäftigt sich mit den Belangen des Bodenschutzes. Unter 
Berücksichtigung und Abwägung der Belange wird die Begründung ergänzt. 
Standortalternativen gibt es nicht. Es wird jedoch davon ausgegangen, dem liegt die 
Recherche der Gemeinde zugrunde, dass Altlasten nicht zu befürchten sind. 
 
 
 
 
Zu 5. 
Allgemeine Anforderungen an die Abfallentsorgung werden je nach Bedarf beachtet. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zur Kenntnis zu nehmen. 
 
 
Teilweise zu berücksichtigen. 
 
 
 
 
 
 
Teilweise zu berücksichtigen. 
 
 
 
 
Zu berücksichtigen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
Teilweise zu berücksichtigen. 
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lfd. 
Nr. 

Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 6. 
Die Anforderungen an den Bodenschutz werden beachtet. Dabei ist darzustellen, dass 
Altlasten nicht bekannt sind. Anforderungen des Gesetzgebers sind zu erfüllen. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu berücksichtigen. 
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lfd. 
Nr. 

Stellungnahme von/vom 
 

Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 
C 
 
 
Zu 1. 
Die entgegenstehenden Belange sind auf der Ebene der Bauleitplanung zu regeln. 
 
 
 
 
Zu 2. 
Der Hinweis wird beachtet. Es wird klargestellt, dass das Gebiet nicht im 
Gewässerschutzstreifen liegt. 
 
 
 
Zu 3. 
Anforderungen an den Baumschutz sind zu ergänzen. 
 
 
 
 
Zu 4. 
Die Verträglichkeitsnachweise mit dem SPA-Gebiet sind zu führen. Dafür ist das 
entsprechende Konzept abzustimmen und vorzubereiten. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
D 

 
 
 
 
 
Zu berücksichtigen. 
 
 
 
 
 
Zu berücksichtigen. 
 
 
 
 
 
Zu berücksichtigen. 
 
 
 
 
 
Zu berücksichtigen. 



Anlage 1 zum Beschluss 2013 - _________- Satzung über den Bebauungsplan Nr. 23 der Gemeinde Bad Kleinen für das Gebiet „Mühle“, für das Mühlengelände 

 8

 
lfd. 
Nr. 

Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 
Zu 1. 
Es wird zur Kenntnis genommen, dass die Stellungnahme nicht auf entgegenstehende 
Belange hinweist. Die Auswertung erfolgt unter II.1.1. 
 
 
 
 
E 
 
Zu 1. 
Die Rechtsgrundlagen werden zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
F 
 
Zu 1. 
Es wird zur Kenntnis genommen, dass keine Bedenken oder Vorbehalte bestehen. Da die 
Gemeinde Planaufsteller ist, ist eine Übertragung der entstehenden Aufwendungen nicht 
unmittelbar im Zuge der Planaufstellung möglich. 
 

 
 
Zur Kenntnis zu nehmen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zur Kenntnis zu nehmen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zur Kenntnis zu nehmen. 
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lfd. 
Nr. 

Stellungnahme von/vom 
 

Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 
 
 
 
G 
Zu 1. 
Es wird zur Kenntnis genommen, dass keine Hinweise und Bedenken bestehen. 
 
H 
Zu 1. 
Es wird zur Kenntnis genommen, dass keine Hinweise und Bedenken bestehen. 
 
Zu 2. 
Es wird zur Kenntnis genommen, dass keine Hinweise und Bedenken bestehen. 
 
I 
Zu 1. 
Die Gemeinde wird sich unter Berücksichtigung der Anforderungen des BauGB, die 
einzuhalten sind, mit den Festsetzungen beschäftigen. 
 
 
 
 
 
K 
Zu 1. 
Es wird zur Kenntnis genommen, dass keine Einwände bestehen. 
 
 
Zu 2.  
In der Begründung wird ergänzt, dass Änderungen an Baudenkmalen der Abstimmung 
mit der Behörde bedürfen.  
 
 
Zu 3.  
Die Gemeinde hat sich mit dem Gebäude und zukünftigen Ansprüchen beschäftigt. 
Durchaus ist es empfehlenswert, auch weiterhin eine städtebauliche Dominanz zu 
erhalten. Deshalb hält die Gemeinde an den Festsetzungen fest. Eine alternative 
Betrachtung ist von der Gemeinde nicht vorgesehen.  
 
L 

 
 
 
 
 
 
Zur Kenntnis zu nehmen. 
 
 
 
Zur Kenntnis zu nehmen. 
 
 
Zur Kenntnis zu nehmen. 
 
 
 
Zu berücksichtigen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zur Kenntnis zu nehmen.  
 
 
 
Zu berücksichtigen. 
 
 
 
 
Zur Kenntnis zu nehmen. 
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lfd. 
Nr. 

Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 1. 
Die Anforderungen an den Brandschutz sind zu sichern. Die Gemeinde wird sich mit dem 
Grundschutz entsprechend auseinandersetzen. Bereitstellung von Löschwasser ist 
notwendig.  
Nach Aussage des Zweckverbandes kann aus dem öffentlichen TW-Netz kein 
Löschwasser bereitgestellt werden. Für die Löschwasserversorgung ist die Entnahme aus 
vorhandenen Gewässern zu prüfen. Gegebenenfalls muss das Löschwasser durch den Bau 
von Zisternen abgesichert werden.  
Die Anforderungen an den Objektschutz sind im Zuge des Baugenehmigungsverfahrens 
zu beachten. Die Begründung ist entsprechend zu ergänzen.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 2.  
Flächen für die Feuerwehr sind entsprechend im Zuge der weiteren Vorbereitung zu 
beachten.  

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu berücksichtigen.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu berücksichtigen.  
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lfd. 
Nr. 

Stellungnahme von/vom 
 

Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 
 
 
 
 
Zu 3.  
Die Anforderungen an Löschwasserbereitstellung sind zu sichern. Die Begründung ist zu 
ergänzen.  
 
 
 
 
 
 
 
 
M 
 
 
Zu 0. 
Die allgemeine Aussage zum Planverfahren wird zur Kenntnis genommen.  
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 1.  
Die Anwendbarkeit des Verfahrens nach § 13a BauGB wird zusätzlich durch die 
Flächenbilanz von versiegelten Flächen begründet. Dabei werden auch die 
entsprechenden relevanten Nachbarbauleitplanungen beachtet.  

 
 
 
 
 
 
Zu berücksichtigen.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zur Kenntnis zu nehmen.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu berücksichtigen. 
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lfd. Nr. Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

Zu 2. 
Die Berichtigung des Flächennutzungsplanes ist bei Anwendung des Verfahrens nach       
§ 13a BauGB möglich.  
 
Zu 3. 
Der Verfahrensvermerk vom Kataster wird angepasst.   
 
Zu 4. 
Der kumulierende B-Plan Nr. 25 wird bei der Betrachtung nach § 13a BauGB beachtet. 
Eine Darstellung ist aus Sicht der Gemeinde nicht zwingend erforderlich.   
 
Zu 5.  
Im Bebauungsplan werden nur solche Flächen überplant, die verfügbar sind. Die 
Begründung ist entsprechend anzupassen.  
 
Zu 6. 
In der Zeichenerklärung wird die Untergliederung in SO 1.1 und SO 1.2 angepasst.  
 
Zu 7. 
Da dem Landkreis der Vorentwurf im digitalen Maßstab vorlag, ist diese Äußerung 
unverständlich. Die Satzung wird in einem überschaubaren Maßstab ausgefertigt. Damit 
sind die Festsetzungen ersichtlich. 
 
Zu 8. 
Die Planzeichen zur Abgrenzung in Bezug auf Höhe und Nutzung werden entsprechend 
verwendet.  
 
Zu 9. 
In der Planzeichenerklärung werden die Stellplätze und die Böschung entsprechend 
beachtet. 
 
Zu 10. 
Die Anforderungen an die Art der Nutzung werden betrachtet. Die Gemeinde wird 
überprüfen, inwiefern die Festsetzung eines Kerngebietes oder Mischgebietes anstelle 
eines Sondergebietes möglich ist. Die Gemeinde wird die Festsetzung wohl eher in 
Richtung Mischgebiet prüfen, da Kerngebiete eher Handelsbetrieben vorbehalten sind.  
Die Gemeinde hat die Festsetzungen überprüft. 
Zielsetzung der Gemeinde ist es, die Wohnfunktion zuzulassen und nicht auf einzelne 
Gruppen, wie Dienst-, Aufsichts- und Bereitschaftspersonen zu beschränken. Um die 
allgemeine Wohnfunktion zuzulassen, wurden die Auffassungen eines Kerngebietes und 
eines Mischgebietes überprüft. 
Ein Kerngebiet scheidet wegen der Handelsfunktion, die hier nicht so stark erwartet wird, 
aus. Die Festsetzung eines Mischgebietes wäre zu prüfen. Hierzu werden Abstimmungen 
mit der Behörde geführt.  

 
Zur Kenntnis zu nehmen. 
 
 
 
Zu berücksichtigen.  
 
 
Teilweise zu berücksichtigen.  
 
 
 
Zu berücksichtigen. 
 
 
 
Zu berücksichtigen.  
 
 
Zu berücksichtigen.  
 
 
 
 
Zu berücksichtigen.  
 
 
 
Zu berücksichtigen.  
 
 
 
Nicht zu berücksichtigen.  
! Festsetzung eines anderen 
Baugebietes. 
Abstimmungen mit der Behörde 
zur Möglichkeit. 
Gemäß Empfehlung und 
Diskussion im Bauausschuss soll 
die Diskussion mit der Behörde 
bezüglich der Festsetzung eines 
Mischgebietes erfolgen. 
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lfd. 
Nr. 

Stellungnahme von/vom 
 

Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 11. 
Die Festsetzung zu 4.2 geht davon aus, dass Nebenanlagen im Sinne des § 14 sowie 
Garagen und überdachte Stellplätze (Carports) und Stellplätze außerhalb der 
überbaubaren Grundstücksflächen zulässig sind. Die Gemeinde hat keine anderweitigen 
Hinweise und Erkenntnisse durch Beteiligung der Denkmalschutzbehörde erhalten. Die 
Gemeinde hält an diesem Planungsziel fest. 
 
Zu 12. 
Die Anforderungen an die Bereithaltung von Unterlagen werden beachtet. Die 
Begründung wird ergänzt. 
 
Zu 13. 
Es ist beabsichtigt, den Bebauungsplan ohne GRZ und ohne Grundfläche zu entwickeln. 
 
Zu 14. 
Die Begründung wird entsprechend angepasst. 
 
 
Zu 15. 
Die Gemeinde beabsichtigt die Festsetzung der Baugrenzen und der Höhe so zu belassen. 
Bereits bei der Abstimmung mit der Stellungnahme der Denkmalpflege hat sich die 
Gemeinde davon leiten lassen, dass die städtebauliche Dominanz erhalten werden sollen. 
Die Festsetzungen sollen auch für den Fall des Abrisses erfolgen. Bei Erweiterungen von 
Gebäuden sind Abstimmungen mit der Denkmalpflege notwendig. Die Planunterlagen 
werden um diese Passage ergänzt. Die Festsetzungen zur Höhe und zur Baugrenze sollen 
nicht geändert werden. Diese sollen verbleiben. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Nicht zu berücksichtigen. 
 
 
 
 
 
 
Zu berücksichtigen. 
 
 
 
Zur Kenntnis zu nehmen. 
 
 
Zu berücksichtigen. 
 
 
 
Zu berücksichtigen. 
! Festsetzung zur Höhe und zur 
Baugrenze. 
Gemäß Empfehlung des 
Bauausschuss bleibt die 
Festsetzung erhalten. 
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lfd. 
Nr. 

Stellungnahme von/vom 
 

Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 
 
 
 
Zu 16. 
Lärmpegelbereiche werden je nach Erfordernis ergänzt. Dies setzt voraus, dass das 
Lärmgutachten entsprechend auf den Bearbeitungsebenen ergänzt wird. 
 
Zu 17. 
Auf die überbaubare Grundstücksfläche wird im Verfahren nach § 13a BauGB 
eingegangen. 
 
Zu 18. 
Die Belange der Ver- und Entsorgung werden ergänzt. 
 
N 
Zu 1. 
Es wird zur Kenntnis genommen, dass bezüglich Rad-, Reit- und Wanderwege keine 
Bedenken bestehen.  
 
O 
Zu 1. 
Die Abfallbeseitigung ist vom Uferweg vorgesehen. Die Begründung ist zu ergänzen. 

 
 
 
 
 
Zu berücksichtigen. 
 
 
 
Zu berücksichtigen. 
 
 
 
Zu berücksichtigen. 
 
 
 
Zur Kenntnis zu nehmen. 
 
 
 
 
Zu berücksichtigen. 
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lfd. 
Nr. 

Stellungnahme von/vom 
II.1.1 

Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 1. 
Diese Passage steht im Widerspruch zu der Stellungnahme II.1 des Landkreises, in der 
dargelegt ist, dass seitens der unteren Immissionsschutzbehörde keine entgegenstehenden 
Belange vorliegen. Dies ist für die Gemeinde jedoch unerheblich, da eine abgewogene 
Planung vorzubereiten ist und entgegenstehende Belange auszuräumen sind. 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 2. 
Die Beurteilung der Berechnungsergebnisse wird zur Kenntnis genommen. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu berücksichtigen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zur Kenntnis zu nehmen. 
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lfd. 
Nr. 

Stellungnahme von/vom 
 

Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 3. 
Die Lärmpegelbereiche werden konkret durch ein Gutachten untersetzt und sind 
entsprechend zu beachten. 
 
 
 
 
Zu 4. 
Die Festsetzungsvorschläge für den passiven Schallschutz werden beachtet. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu berücksichtigen. 
 
 
 
 
 
 
Zu berücksichtigen. 
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lfd. 
Nr. 

Stellungnahme von/vom 
 

Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 5. 
Die Belange des Schutzes umliegender Bebauung vor Auswirkungen der im Plangebiet 
vorbereitenden Bebauung sind zu beachten. Auf die Festsetzung von flächenbezogenen 
Schallleistungspegeln wird verzichtet. Es wird auf eine Regelung im 
Baugenehmigungsverfahren orientiert. 
 
 
 
Zu 6. 
Die Rechtsgrundlagen werden zur Kenntnis genommen. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Teilweise zu berücksichtigen. 
 
 
 
 
 
 
 
Zur Kenntnis zu nehmen. 
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lfd. 
Nr. 

Stellungnahme von/vom 
II.2 

Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 0. 
Die Stellungnahmen der einzelnen Abteilungen werden nachfolgend behandelt. 
 
 
Zu 1. 
Es wird zur Kenntnis genommen, dass aus landwirtschaftlicher Sicht keine Anregungen 
und Bedenken vorgetragen werden.  
 
 
 
 
 
Zu 2. 
Es wird zur Kenntnis genommen, dass kein Verfahren der Neuregelung der 
Eigentumsverhältnisse durchgeführt wird und keine Anregungen und Bedenken 
vorgetragen werden. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zur Kenntnis zu nehmen. 
 
 
 
Zur Kenntnis zu nehmen. 
 
 
 
 
 
 
 
Zur Kenntnis zu nehmen. 
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lfd. 
Nr. 

Stellungnahme von/vom 
 

Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 
 
Zu 3. 
Es wird zur Kenntnis genommen, dass keine naturschutzfachlichen Belange berührt sind. 
Naturschutzbehörden wurden beteiligt. 
 
Zu 4. 
Es wird zur Kenntnis genommen, dass keine wasserwirtschaftlichen Belange berührt sind. 
 
 
 
Zu 5. 
In Bezug auf Altlasten wurde der Landkreis beteiligt. Altlastenverdachte wurden nicht 
geäußert. Die Gemeinde geht aufgrund historischer Recherche davon aus, dass keine 
Altlasten vorhanden sind. Sie wird dies jedoch bei der weiteren Vorbereitung sorgfältig 
betrachten. 
 
Zu 6. 
Belange des Bodenschutzes werden entsprechend redaktionell angepasst. 
 
 
 
 
Zu 7. 
Die BImSch-genehmigte Anlage der TRANSGAS wird in den Planunterlagen beachtet. 
Es wird berücksichtigt, dass keine Bedenken bestehen, da der Abstand ausreichend groß 
bemessen ist. 

 
 
 
Zur Kenntnis zu nehmen. 
 
 
 
Zur Kenntnis zu nehmen. 
 
 
 
 
Teilweise zu berücksichtigen. 
 
 
 
 
 
Teilweise zu berücksichtigen. 
 
 
 
 
 
Zu berücksichtigen. 
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lfd. 
Nr. 

Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 
 
 
 
 
 
 
Zu 8. 
Die Gemeinde Bad Kleinen setzt sich mit der Schallproblematik angemessen auseinander. 
Der Hinweis wird beachtet. Die Festsetzung von Immissionsrichtwerten ist jedoch nicht 
vorgesehen. Orientierende Untersuchungen sind erfolgt. Maßgeblich geht es um den 
Schutz vor Lärm, der sich auswirkt. Weitergehende Schutzanforderungen sind im Zuge 
des Baugenehmigungsverfahrens für konkrete Anlagen zu beachten. 
 
Zu 9. 
Die Belange der Abfallwirtschaft sind entsprechend zu beachten. 

 
 
 
 
 
 
 
 
Teilweise zu berücksichtigen. 
 
 
 
 
 
 
Zu berücksichtigen. 
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lfd. 
Nr. 

Stellungnahme von/vom 
II.3 

Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 1. 
Die allgemeinen Beurteilungsgrundlagen werden zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 2. 
Das Beteiligungsverfahren nach § 4 Abs. 2 BauGB ist vorgesehen. Somit sind die 
Belange beachtet. 
 
 
Zu 3. 
Vorgelegte Unterlagen und Planziele werden zur Kenntnis genommen. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zur Kenntnis zu nehmen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zur Kenntnis zu nehmen. 
 
 
 
 
Zur Kenntnis zu nehmen. 
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lfd. 
Nr. 

Stellungnahme von/vom 
 

Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 
 
 
Zu 4. 
Die raumordnerische Bewertung wird in den Unterlagen beachtet. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 5. 
Die Gemeinde nimmt die landesplanerischen Hinweise zur Kenntnis. Sobald sich die 
Beurteilungsgrundlagen ändern, wird eine erneute Stellungnahme eingeholt, in jedem 
Falle gemäß § 4 Abs. 2 BauGB. 

 
 
 
 
Zu berücksichtigen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zur Kenntnis zu nehmen. 



Anlage 1 zum Beschluss 2013 - _________- Satzung über den Bebauungsplan Nr. 23 der Gemeinde Bad Kleinen für das Gebiet „Mühle“, für das Mühlengelände 

 23

 
lfd. 
Nr. 

Stellungnahme von/vom 
II.4 

Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 1. 
Es werden keine planrelevanten Belange vorgetragen. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zur Kenntnis zu nehmen. 
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lfd. 
Nr. 

Stellungnahme von/vom 
II.6 

Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 1. 
 Es werden keine Belange vorgetragen, weil keine Bundes- oder Landesstraßen berührt 
sind. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zur Kenntnis zu nehmen. 
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lfd. 
Nr. 

Stellungnahme von/vom 
II.7 

Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 1. 
Die Zustimmung zu dem belebenden Projekt wird zur Kenntnis genommen. 
 
Zu 2. 
Es wird zur Kenntnis genommen, dass keine Hinweise und Einwendungen bestehen. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zur Kenntnis zu nehmen. 
 
 
Zur Kenntnis zu nehmen. 
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lfd. 
Nr. 

Stellungnahme von/vom 
II.9 

Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 1. 
Hinweise zur Struktur der Stellungnahme werden zur Kenntnis genommen. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zur Kenntnis zu nehmen. 
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lfd. 
Nr. 

Stellungnahme von/vom 
 

Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 
Zu 2. 
Es wird zur Kenntnis genommen, dass keine Bedenken bestehen, sofern nachfolgende 
Belange beachtet werden. Inwiefern nachfolgende Belange beachtet werden können, 
ergibt sich aus den Unterlagen. 
 
Zu 3. 
Die Information zum Geltungsbereich wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
Zu 4. 
Die Belange zum Eigentum und die Modalitäten zum Grunderwerb werden zur Kenntnis 
genommen. Die Gemeinde beabsichtigt nicht, Flächen zu erwerben. Zielsetzungen sollen 
für das Gebiet des Bebauungsplanes vorbereitet und realisiert werden. 

 
 
Zur Kenntnis zu nehmen. 
 
 
 
 
Zur Kenntnis zu nehmen. 
 
 
 
Zur Kenntnis zu nehmen. 
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lfd. 
Nr. 

Stellungnahme von/vom 
 

Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 
 
 
Zu 5. 
Es handelt sich um eine Bestandssituation. Die Gebäude neben der Bahn sind vorhanden. 
Die bestehende Situation soll geregelt werden. Die Nutzung für vorhandene Gebäude soll 
nicht schlechter gestellt werden. Deshalb wird ggf. die Regelung der abweichenden 
Bauweise notwendig, sofern die Abstandsflächen der offenen Bauweise nicht eingehalten 
werden können. Es handelt sich hier um eine Regelung der baulichen Bestandsituation. 
 
Zu 6. 
Zum Schutz vor Verkehrslärm werden Festsetzungen getroffen. 
 
Zu 7. 
Anforderungen der Bahn in Bezug auf Lärm und Erschütterungen werden zur Kenntnis 
genommen. Ausführungen sind in der Begründung zu beachten. Die jeweilige 
gegenseitige Nachbarschaft ist zu gewährleisten.  
 
 
 
 
 
 
Zu 8. 
Die Grundstücksgrenzen, Grundstück und Betriebsanlagen sind entsprechend zu beachten. 
Unabhängig von der Planung gilt die Berücksichtigung des Eigentums an Grund und 
Boden. 
 
Zu 9. 
Zuwegungen zur Deutschen Bahn AG sind bei Bedarf über das Grundstück des 
Vorhabens gesondert zu regeln. Dies kann parallel zum Bebauungsplan erfolgen. 
Unmittelbar drängt sich kein Erfordernis auf, weil kein konkretes Erfordernis bekannt 
gegeben wurde. Die Unterlagen sind klarzustellen. 
 
Zu 10. 
Zur Grundstücksgrenze sind entsprechende Abstimmungen zu führen. Grundsätzlich 
dürfen Grundstücke nur jeweils von Betroffenen genutzt werden. Die Nutzung der 
Bahnanlagen durch Dritte drängt sich nicht auf. Die Unterlagen sind zu ergänzen. 
 
Zu 11. 
Vor Abschluss des Verfahrens ist eine Regelung zur Ableitung des anfallenden 
Oberflächenwassers zu schaffen. Hierzu wird ein Entwässerungskonzept erstellt. 
Beeinträchtigungen von Grundstücken Dritter sind auszuschließen.  

 
 
 
 
Zur Kenntnis zu nehmen. 
 
 
 
 
 
 
Zu berücksichtigen. 
 
 
Zu berücksichtigen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu  berücksichtigen. 
 
 
 
 
Zu berücksichtigen. 
 
 
 
 
 
Zu berücksichtigen. 
 
 
 
 
Zu berücksichtigen. 
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lfd. 
Nr. 

Stellungnahme von/vom 
 

Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 
Zu 12. 
Die Beleuchtungsanlagen sind entsprechend abzustimmen. Hier sollte entsprechend der 
Nachweis in die nachrichtlichen Übernahmen und Hinweise erfolgen. 
 
Zu 13. 
Es wird in der Begründung beachtet, dass keine Kabel und Leitungsanlagen im Gebiet des 
Bebauungsplanes enthalten sind. 
 
Zu 14. 
Belange des Bahnhofsumbaus sind vom Vorhaben aus gemeindlicher Sicht nicht 
betroffen. Abstimmungen zum aktiven Schallschutz sind bei Erfordernis, an der 
Grundstücksgrenze, abzustimmen. Die Unterlagen sind entsprechend unter nachrichtliche 
Übernahmen und Hinweise zu ergänzen. 
 
 
 
 
 
Zu 15. 
Die Stellungnahme der DB Energie GmbH wird nachfolgend behandelt. 
 
 
 
 
 
Zu 16. 
Bei Abstimmungsbedarf wird Kontakt mit den Stellungnehmenden gesucht. 
 
Zu 17. 
Grundsätzlich sind Anlagen, die zur Beeinträchtigung der Bahnanlagen führen können, 
nicht vorgesehen. In Nähe der Bahnanlagen sollen jedoch Abstimmungen geführt werden. 
 
Zu 18. 
Die Hinweise zum Baugenehmigungsverfahren werden zur Kenntnis genommen und sind 
bei Bedarf zu beachten. 

 
 
Zu berücksichtigen. 
 
 
 
Zu berücksichtigen. 
 
 
 
Zu berücksichtigen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zur Kenntnis zu nehmen. 
 
 
 
 
 
 
Zur Kenntnis zu nehmen. 
 
 
Teilweise zu berücksichtigen. 
 
 
 
Zur Kenntnis zu nehmen. 
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lfd. 
Nr. 

Stellungnahme von/vom 
 

Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 
Zu 19. 
Kontakt für Rückfragen wird bei Bedarf gesucht. 

 
 
Zur Kenntnis zu nehmen. 
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lfd. 
Nr. 

Stellungnahme von/vom 
II.9a 

Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 1. 
Es wird zur Kenntnis genommen, dass seitens der DB Energie GmbH keine Anlagen zu 
beachten sind. 
 
 
 
Zu 2. 
Diese Stellungnahme gilt als Teil der Gesamtstellungnahme der Bahn. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zur Kenntnis zu nehmen. 
 
 
 
 
 
Zur Kenntnis zu nehmen. 
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lfd. 
Nr. 

Stellungnahme von/vom 
II.10 

Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 0. 
Allgemeine Aussage zur Lage wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 
Zu 1. 
Es werden keine Bahnflächen berührt. Schallschutzmaßnahmen sind entsprechend 
vorzusehen. Die Unterlagen sind zu ergänzen. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zur Kenntnis zu nehmen. 
 
 
 
 
 
 
Zu berücksichtigen. 
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lfd. 
Nr. 

Stellungnahme von/vom 
 

Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 
 
 
 
 
 
Zu 2. 
In Bezug auf Erschütterungen und deren Duldung sind Hinweise in den Planunterlagen zu 
beachten. Konkrete Auswirkungen wurden bisher nicht untersucht. 
 
Zu 3. 
Es wird zur Kenntnis genommen, dass keine Planmaßnahmen bekannt sind und die 
Schaffung des Planrechts für den Bahnhof vorbereitet wird. Daraus ergeben sich keine 
direkten Maßnahmen. 
 
Zu 4. 
Die Stellungnahme der DB wurde eingeholt. 
 
Zu 5. 
Die Bedeutung der Stellungnahme unter Vorbehalt der Abstimmungen mit der DB wird 
zur Kenntnis genommen. 

 
 
 
 
 
 
 
Zu berücksichtigen. 
 
 
 
Zur Kenntnis zu nehmen. 
 
 
 
 
Zur Kenntnis zu nehmen. 
 
 
Zur Kenntnis zu nehmen. 
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lfd. 
Nr. 

Stellungnahme von/vom 
II.12 

Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 1. 
Informationen zu Leitungen werden zur Kenntnis genommen. Sie werden den 
Verfahrensunterlagen beigefügt. In den Unterlagen wird auf konkrete Einweisungen und 
Abstimmungen vor Baumaßnahmen hingewiesen. 
 
Zu 2. 
Anforderungen der Telekom für den Ausbau sind abzustimmen. Dabei sind die 
Anforderungen der Telekom in die Überlegungen der Gemeinde und in die Abwägung der 
Belange einzubeziehen. Umfangreiche öffentliche Maßnahmen sind nicht vorgesehen. Die 
Begründung ist zu ergänzen. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu berücksichtigen. 
 
 
 
 
Zu berücksichtigen. 
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lfd. 
Nr. 

Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 3. 
Für die Lagepläne wird die Trassenauskunft direkt abgefordert. Eine Auskunft aus dem 
Netz ist für das Planverfahren aus Sicht der Gemeinde nicht geeignet. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Nicht zu berücksichtigen. 
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lfd. 
Nr. 

Stellungnahme von/vom 
 

Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

  



Anlage 1 zum Beschluss 2013 - _________- Satzung über den Bebauungsplan Nr. 23 der Gemeinde Bad Kleinen für das Gebiet „Mühle“, für das Mühlengelände 

 37



Anlage 1 zum Beschluss 2013 - _________- Satzung über den Bebauungsplan Nr. 23 der Gemeinde Bad Kleinen für das Gebiet „Mühle“, für das Mühlengelände 

 38



Anlage 1 zum Beschluss 2013 - _________- Satzung über den Bebauungsplan Nr. 23 der Gemeinde Bad Kleinen für das Gebiet „Mühle“, für das Mühlengelände 

 39



Anlage 1 zum Beschluss 2013 - _________- Satzung über den Bebauungsplan Nr. 23 der Gemeinde Bad Kleinen für das Gebiet „Mühle“, für das Mühlengelände 

 40



Anlage 1 zum Beschluss 2013 - _________- Satzung über den Bebauungsplan Nr. 23 der Gemeinde Bad Kleinen für das Gebiet „Mühle“, für das Mühlengelände 

 41

 
lfd. 
Nr. 

Stellungnahme von/vom 
II.13 

Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 1. 
Die Ausführungen zu den aufgeführten Punkten können derzeit noch nicht gegeben 
werden. Die Angaben können noch nicht ergänzt werden. Hierzu sind noch 
Abstimmungen zu führen. Das Vorhaben ist noch nicht konkret bekannt. Es handelt sich 
um die Schaffung planungsrechtlicher Voraussetzungen. Vorabstimmungen fanden zu den 
einzelnen Belangen statt. Diese werden zum Gegenstand der Abwägung. 
 
 
 
Zu 2. 
Im Zusammenhang mit der Trinkwasserversorgung und der Schmutzwasserableitung 
wurden Abstimmungen mit dem Zweckverband Wismar am 15.05.2013 geführt. Die 
Ausführungen zur Trinkwasserversorgung und zur Schmutzwasserableitung werden wie 
für die untere Wasserbehörde genutzt. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Teilweise zu berücksichtigen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu berücksichtigen. 
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lfd. 
Nr. 

Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 
 
 
 
Zu 3. 
Die Trinkwasserleitung ist entsprechend zu beachten. 
 
Zu 4. 
Die Löschwasserbereitstellung wird gemäß Abstimmung mit dem Zweckverband Wismar 
vom 15.05.2013 beachtet.  
Nach Aussage des Zweckverbandes kann aus dem öffentlichen TW-Netz kein 
Löschwasser bereitgestellt werden. Für die Löschwasserversorgung ist die Entnahme aus 
vorhandenen Gewässern zu prüfen. Gegebenenfalls muss das Löschwasser durch den Bau 
von Zisternen abgesichert werden.   
 
Zu 5. 
Hinsichtlich der Ableitung des anfallenden Oberflächenwassers werden die Ausführungen 
gemäß Abstimmungsvermerk bei Zweckverband Wismar beachtet. Die Unterlagen 
werden ergänzt. Eine Versickerung ist nicht möglich. Vor Abschluss des Verfahrens sind 
hier entsprechende Abstimmungen zum Konzept abschließend zu führen. 
 
Zu 6. 
Die Abstimmungen mit dem Zweckverband Wismar werden geführt. Bereits 
stattgefunden hat die Abstimmung am 15.05.2013 zu grundsätzlichen Vorgehensweisen. 
 
Zu 7. 
Die Bestandsunterlagen werden entsprechend beachtet. 

 
 
 
 
 
Zu berücksichtigen. 
 
 
Zu berücksichtigen. 
 
 
 
 
 
 
 
Zu berücksichtigen. 
 
 
 
 
 
Zu berücksichtigen. 
 
 
 
Zu berücksichtigen. 
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lfd. 
Nr. 

Stellungnahme von/vom 
II.14 

Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 1. 
Es wird zur Kenntnis genommen, dass keine Hinweise und Anregungen bestehen. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zur Kenntnis zu nehmen. 
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lfd. 
Nr. 

Stellungnahme von/vom 
II.15 

Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 1. 
Es wird zur Kenntnis genommen, dass keine Bedenken bestehen. 
 
Zu 2. 
Die Planunterlagen werden bei der weiteren Vorbereitung beachtet. Es wird zur Kenntnis 
genommen, dass damit keine Einweisung verbunden ist. 
 
Zu 3. 
Die Anforderungen an Einweisungen und die Vorbereitung von Maßnahmen wird 
entsprechend beachtet. Dies erfolgt unabhängig vom Bauleitplanverfahren. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zur Kenntnis zu nehmen. 
 
 
Teilweise zu berücksichtigen. 
 
 
 
Teilweise zu berücksichtigen. 
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lfd. 
Nr. 

Stellungnahme von/vom 
 

Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 4. 
Die Hinweise zu Kabeln sind zu beachten und bei der weiteren Vorbereitung zu 
berücksichtigen. 
 
 
 
 
 
Zu 5. 
Kontaktdaten werden zur Kenntnis genommen und beachtet. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu berücksichtigen. 
 
 
 
 
 
 
 
Zur Kenntnis zu nehmen. 
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lfd. 
Nr. 

Stellungnahme von/vom 
II.16 

Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 1. 
Der Hinweis, dass Leitungsanlagen vorhanden sind, wird zur Kenntnis genommen. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zur Kenntnis zu nehmen. 
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lfd. 
Nr. 

Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 
Zu 2. 
Die Leitungsanlagen werden zur Kenntnis genommen. Sie sind zu beachten. Es handelt 
sich dabei maßgeblich um Hausanschlüsse.  
 
 
 
 
 
Zu 3. 
Anforderungen des Versorgers sind einzuhalten. Darauf ist in den Unterlagen 
entsprechend hinzuweisen. 

 
 
Zu berücksichtigen. 
 
 
 
 
 
 
 
Zu berücksichtigen. 
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lfd. 
Nr. 

Stellungnahme von/vom 
II.17 

Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 1. 
Zuständigkeiten werden zur Kenntnis genommen. 
 
Zu 2. 
Es wird zur Kenntnis genommen, dass keine Leitungen und Anlagen vorhanden sind und 
keine Einwände bestehen. 
 
Zu 3. 
Derzeit ist nicht vorgesehen, dass die Plangebietsgrenzen verändert werden. 
 
Zu 4. 
Die aus Sicht der Gemeinde erforderlichen Träger öffentlicher Belange wurden beteiligt. 
 
Zu 5. 
Vollmacht wird zur Kenntnis genommen. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zur Kenntnis zu nehmen. 
 
 
Zur Kenntnis zu nehmen. 
 
 
 
Zur Kenntnis zu nehmen. 
 
 
Zur Kenntnis zu nehmen. 
 
 
Zur Kenntnis zu nehmen. 
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lfd. 
Nr. 

Stellungnahme von/vom 
II.18 

Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 1. 
Es werden keine planrelevanten Belange vorgetragen. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zur Kenntnis zu nehmen. 
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lfd. 
Nr. 

Stellungnahme von/vom 
II.19 

Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 1. 
Die Anforderungen an die Kunstdenkmale werden beachtet. Sie werden entsprechend 
behandelt. 
 
Zu 2. 
Es wird berücksichtigt, dass keine Bodendenkmale bekannt sind. Die Unterlagen sind 
entsprechend zu ergänzen. 
 
Zu 3. 
Belange der Denkmalpflege werden entsprechend in den Planunterlagen beachtet. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zur Kenntnis zu nehmen. 
 
 
 
Zu berücksichtigen. 
 
 
 
Zu berücksichtigen. 
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lfd. 
Nr. 

Stellungnahme von/vom 
 

Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 
 
 
 
Zu 4. 
Hinweise zu Bodendenkmalen werden beachtet. 

 
 
 
 
 
Zu berücksichtigen. 
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lfd. 
Nr. 

Stellungnahme von/vom 
 

Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 
 
 
 
 
Zu 5. 
Die Hinweise zu Einzeldenkmalen werden zur Kenntnis genommen. Vor dem 
Entwurfsbeschluss ist eine Abstimmung mit der Denkmalpflege bezüglich der 
Ausnutzung der  planungsrechtlichen Festsetzungen, Baugrenze und 
Erweiterungsmöglichkeiten für Gebäude, Höhe,… vorzunehmen. 

 
 
 
 
 
 
Zu berücksichtigen. 
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lfd. 
Nr. 

Stellungnahme von/vom 
II.20 

Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 1. 
Es wird zur Kenntnis genommen und berücksichtigt, dass keine Festpunkte vorhanden 
sind. 
 
Zu 2. 
Der Landkreis wurde beteiligt. Er hat keine Stellungnahme in Bezug auf das 
Katasterwesen abgegeben. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu berücksichtigen. 
 
 
 
Zur Kenntnis zu nehmen. 
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lfd. 
Nr. 

Stellungnahme von/vom 
II.21 

Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 1. 
Es wird zur Kenntnis genommen, dass keine Belange berührt sind. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zur Kenntnis zu nehmen. 
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lfd. 
Nr. 

Stellungnahme von/vom 
II.22 

Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 1. 
Es wird zur Kenntnis genommen, dass aus Sicht der landesrelevanten Gefahrenabwehr 
keine Bedenken bestehen. 
 
 
 
Zu 2. 
Der Landkreis wurde als zuständige Kommunalbehörde beteiligt. Hinsichtlich des 
Brandschutzes wurden Anregungen vorgetragen. Hinsichtlich des Havarieschutzes 
wurden keine Belange vorgetragen.  
 
Zu 3. 
Die Hinweise zur Vorgehensweise bei Munitionsfunden werden beachtet. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zur Kenntnis zu nehmen. 
 
 
 
 
 
Zur Kenntnis zu nehmen. 
 
 
 
 
Zu berücksichtigen. 
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lfd. 
Nr. 

Stellungnahme von/vom 
 

Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 
 
Zu 4. 
Die Rechtshinweise werden zur Kenntnis genommen. 

 
 
 
Zur Kenntnis zu nehmen. 
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lfd. 
Nr. 

Stellungnahme von/vom 
II.25 

Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 1. 
Es wird zur Kenntnis genommen, dass keine Belange berührt sind. 
 
Zu 2. 
Die aus Sicht der Gemeinde erforderlichen Träger öffentlicher Belange und Behörden 
wurden beteiligt. Weitere Beteiligungen drängen sich nach Eingang der Stellungnahmen 
im Planverfahren nicht auf. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zur Kenntnis zu nehmen. 
 
 
Zur Kenntnis zu nehmen. 
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lfd. 
Nr. 

Stellungnahme von/vom 
II.26 

Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 1. 
Es wird zur Kenntnis genommen, dass die Anlage im Bereich der Verteidigungsanlage 
Elmenhorst liegt, jedoch keine Bedenken vorgetragen werden.  

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zur Kenntnis zu nehmen. 
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lfd. 
Nr. 

Stellungnahme von/vom 
II.27 

Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 1. 
Es werden keine planrelevanten Belange vorgetragen. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zur Kenntnis zu nehmen. 
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lfd. 
Nr. 

Stellungnahme von/vom 
II.29 

Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 1. 
Zustimmung aus Sicht der Landesforst wird zur Kenntnis genommen. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zur Kenntnis zu nehmen. 
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lfd. 
Nr. 

Stellungnahme von/vom 
II.32 

Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 1. 
Zustimmung unter Berücksichtigung, dass keine Anlagen vorhanden sind, wird zur 
Kenntnis genommen. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zur Kenntnis zu nehmen. 
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lfd. 
Nr. 

Stellungnahme von/vom 
II.34 

Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 1. 
Es wird zur Kenntnis genommen, dass keine Anregungen bestehen. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zur Kenntnis zu nehmen. 
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lfd. 
Nr. 

Stellungnahme von/vom 
II.35 

Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 1. 
Es werden keine Anregungen vorgetragen. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zur Kenntnis zu nehmen. 
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lfd. 
Nr. 

Stellungnahme von/vom 
II.36 

Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 1. 
Es wird zur Kenntnis genommen, dass keine Anregungen und Hinweise bestehen. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zur Kenntnis zu nehmen. 
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lfd. 
Nr. 

Stellungnahme von/vom 
III.2 

Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 1. 
Es wird zur Kenntnis genommen, dass keine Anregungen und Bedenken bestehen. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zur Kenntnis zu nehmen. 
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lfd. 
Nr. 

Stellungnahme von/vom 
III.5 

Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Es wird zur Kenntnis genommen, dass keine Hinweise und Bedenken bestehen. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zur Kenntnis zu nehmen. 
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lfd. 
Nr. 

Stellungnahme von/vom 
III.6 

Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Es wird zur Kenntnis genommen, dass keine Hinweise oder Bedenken bestehen. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zur Kenntnis zu nehmen. 
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lfd. 
Nr. 

Stellungnahme von/vom 
III.7 

Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Es wird zur Kenntnis genommen, dass keine Hinweise oder Bedenken bestehen. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zur Kenntnis zu nehmen. 
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lfd. 
Nr. 

Stellungnahme von/vom 
III.8 

Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Es wird zur Kenntnis genommen, dass keine Hinweise oder Bedenken bestehen. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zur Kenntnis zu nehmen. 
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lfd. 
Nr. 

Stellungnahme von/vom 
IV.1 

Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 1. 
Der Einwand wird als Stellungnahme gewertet. Siehe nachfolgende Behandlung. 
 
Zu 2. 
Die Grundsätze der Bauleitplanung sind in § 1 BauGB geregelt. Danach haben 
Gemeinden Bauleitpläne aufzustellen, sobald und soweit es für die städtebauliche 
Entwicklung und Ordnung erforderlich ist (§ 1 Abs. 3 BauGB). Die Gemeinde sieht es als 
erforderlich an. 
 
Zu 3. 
Die Gemeinde nutzt das Mittel der verbindlichen Bauleitplanung, um Festsetzungen für 
die zukünftige Nutzung zu treffen. Die Planungsabsichten der Gemeinde sollen geregelt 
werden. Darüber hinaus soll Investitionssicherheit geschaffen werden. Die Planung wird 
weitergeführt. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zur Kenntnis zu nehmen. 
 
 
Zur Kenntnis zu nehmen. 
 
 
 
 
 
Nicht zu berücksichtigen. 
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lfd. 
Nr. 

Stellungnahme von/vom 
 

Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

Zu 4. 
Die Gemeinde weist den Vorwurf der Täuschung zurück. Im Rahmen der 
Gemeindeberatungen und im Rahmen der Beteiligungsverfahren besteht Gelegenheit zur 
Stellungnahme. 
 
Zu 5. 
Schallschutzmaßnahmen werden unter Berücksichtigung des Gutachtens getroffen. Die 
Schallschutzmaßnahmen sind bei Beachtung der Präzisierung der Planziele zu ergänzen. 
Dies ist in der Entwurfsphase entsprechend zu beachten. Der Plan berücksichtigt den 
ungünstigsten Zustand. Die Belange sind beachtet. 
 
Zu 6. 
Die Feststellung, dass neben aktiven auch passive Schallschutzmaßnahmen erforderlich 
sind, wird bestätigt. 
 
Zu 7. 
Das Schallgutachten betrachtet auch Auswirkungen, die durch ein mögliches Vorhaben 
induziert werden können. Dabei werden die Auswirkungen auf die vorhandene 
Wohnbebauung betrachtet. Eine Einbeziehung der vorhandenen Bebauung in das 
Wohngebiet ist nicht vorgesehen. 
 
Zu 8. 
Die Gemeinde wird gewissenhaft die Schalluntersuchung für das weitere Verfahren 
prüfen; dazu gehört auch die Anforderung an die zu berücksichtigende 
Streckengeschwindigkeit. Die Gemeinde wird prüfen, ob tatsächlich Versäumnisse im 
Zusammenhang mit den Auswirkungen des Bahnlärms durch Planfeststellungsverfahren 
der Bahn gegenüber der Wohnbebauung bestehen. 
 
Zu 9. 
Die Gemeinde wird den Eingang des „Schienenbonus“ prüfen. 
 
Zu 10. 
Die Gemeinde ist angehalten, die Prognose-Daten 2025 zu nutzen. Dies hat die Gemeinde 
auch in ihrem Gutachten bzw. der Gutachter im Gutachten für die Gemeinde 
berücksichtigt. Der Belang ist deshalb berücksichtigt.  
 
Zu 11. 
Es handelt sich um eine planungsrechtliche Vorbereitung des Vorhabens. Der Rahmen für 
zukünftige Nutzungen wird geschaffen. In der Schalluntersuchung hat sich die Gemeinde 
mit der Problematik bereits auseinandergesetzt. Unabhängig davon sind die 
Anforderungen des § 15 Baunutzungsverordnung gegenseitiger Nachbarschaftsschutz, zu 
beachten und zu erfüllen. Die Gemeinde wird sich gewissenhaft damit auseinander setzen. 
Die Unterlagen sind nur zum Teil zu ergänzen. 

 
Zur Kenntnis zu nehmen. 
 
 
 
 
Zur Kenntnis zu nehmen. 
 
 
 
 
 
Zur Kenntnis zu nehmen. 
 
 
 
Teilweise zu berücksichtigen. 
 
 
 
 
 
Zu berücksichtigen. 
 
 
 
 
 
 
Zu berücksichtigen. 
 
 
Zur Kenntnis zu nehmen. 
 
 
 
 
Teilweise zu berücksichtigen. 
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lfd. 
Nr. 

Stellungnahme von/vom 
 

Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 12. 
Für das Gebiet sind die Belange des Denkmalschutzes entsprechend zu beachten. 
Unabhängig von den Festsetzungen des Planes gelten die Anforderungen des 
Denkmalschutzes. Hier sind die Ausnutzungsmöglichkeiten innerhalb der Baugrenzen 
und die Regelungen bei zukünftigen Bauvorhaben entsprechend zu berücksichtigen. Die 
Planunterlagen sind zu ergänzen. 
 
 
 
Zu 13. 
Die Planung ist FFH-Gebietsverträglich zu entwickeln. Entsprechende Nachweise sind zu 
führen. Hierzu sind die Eingangsdaten entsprechend zu formulieren. Die Anforderungen 
des Denkmalschutzes sind auch bei Räumarbeiten, zum Beispiel Aktivitäten des 
Verschrottungs-Unternehmens, zu beachten. Artschutzziele sind zu berücksichtigen. Ein 
Gutachter hat die Maßnahmen begleitet. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 14. 
Die Straße wird zukünftig so ausgebaut, dass sie den Anforderungen entspricht. Dies 
erfolgt außerhalb des Bauleitplanverfahrens. Die Asphaltierung ist als Maßnahme 
geeignet. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu berücksichtigen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
Teilweise zu berücksichtigen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu berücksichtigen. 
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lfd. 
Nr. 

Stellungnahme von/vom 
 

Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 
 
 
 
 
Zu 15. 
Die Belange des Verkehrs werden im Rahmen der Aufstellung beachtet. Die Zulässigkeit 
der Menge an Verkehr kann ein limitierender Faktor für die Entscheidung sein. Die 
Herstellung der Straße ist bis zum Zeitpunkt der Inbetriebnahme von Einrichtungen auf 
dem Mühlengelände beabsichtigt.  

 
 
 
 
 
 
Zu berücksichtigen. 
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lfd. 
Nr. 

Stellungnahme von/vom 
IV.2 

Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 1. 
Es handelt sich um einen Vielzahl an Unterstellungen, die an den planungsrechtlichen 
Zielen der Gemeinde vorbeigehen. Die Gemeinde schafft mit der Planung einen 
planungsrechtlichen Rahmen und für Investoren Investitionssicherheit. Die 
Anforderungen an Immissionsschutz sind zu beachten. Dabei ist auch insbesondere die 
Anforderung an § 15 Baunutzungsverordnung zu beachten. Auf die der Gemeinde 
unterstellten beabsichtigten Nutzungen geht die Gemeinde nicht weiter ein. Die Gemeinde 
nimmt die Aussagen zur Kenntnis und wird den Entwurf für die weitere Beteiligung 
vorbereiten und räumt dann nochmals Gelegenheit zur Stellungnahme ein. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zur Kenntnis zu nehmen. 
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lfd. 
Nr. 

Stellungnahme von/vom 
 

Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 2. 
Für die Gemeinde besteht ein Planungserfordernis. Dies Planungserfordernis ist dafür da, 
die eigenen Ziele zu formulieren und Investitionssicherheit für Interessenten am Standort 
zu schaffen. Die Vereinbarkeit mit den Belangen des Denkmalschutzes ist herzustellen. 
Entgegen der Auffassung des Einwenders ist es Ziel der Gemeinde die 
Beherbergungskapazität zu erhöhen. Diesem Ziel wird auch die Planung entsprechend 
gerecht werden müssen. In Bezug auf die Wegebeziehungen sollen diese für das 
Vorhaben hergestellt werden. Es ist klarzustellen, dass für die Entwicklung des Tourismus 
weitere Wege entsprechend notwendig sind oder besser auszubauen sind. Die Begründung 
wird entsprechend angepasst. Die Gemeinde betrachtet das Vorhaben aus 
planungsrechtlicher Sicht. Die genannten kommunalaufsichtlichen Unterstellungen 
werden hier nicht bewertet. Dass es sich um einen Missstand handelt, ist offensichtlich. 
Über den Festsetzungscharakter des Gebietes, Sondergebiete oder die Festsetzung eines 
Mischgebietes oder Kerngebietes, wird die Gemeinde sich entsprechend zum Entwurfs- 
und Auslegungsbeschluss verständigen. Kerngebiete, die eher für Handelsbetriebe zu 
betrachten sind, kommen wohl eher weniger als Mischgebiete, die der Durchmischung 
von Wohnen und Gewerbe dienen, in Betracht. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Teilweise zu berücksichtigen. 
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lfd. 
Nr. 

Stellungnahme von/vom 
 

Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 3. 
Die Gemeinde sieht weiterhin die verkehrliche Anbindung über den Uferweg vor. Vor 
Inbetriebnahme des Vorhabens sind die Straßenbaumaßnahmen entsprechend zu regeln 
und abzustimmen. Die Kostenübernahme hat im Gradmesser des jeweiligen Vorteils zu 
erfolgen. Nutzungsspekulationen werden nicht geteilt. Die Nutzung muss sich im Rahmen 
der Festsetzungen bewegen und zusätzlich die Anforderungen an die Umgebung bzw. an 
den Schutzanspruch der Umgebung erfüllen.  

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Teilweise zu berücksichtigen. 
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lfd. 
Nr. 

Stellungnahme von/vom 
 

Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 
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lfd. 
Nr. 

Stellungnahme von/vom 
 

Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 4. 
Die Anforderungen an die Erschließung sind im laufenden Planverfahren abzustimmen. 
Nichts anderes hat die Gemeinde unter 8.5 ihrer Gliederung formuliert (erfolgt im 
weiteren Planverfahren). Dies findet sich auch analog in Gliederungspunkt 12.1, 12.2, 
12.3, 12.4, 12.5, 12.6. Insofern geht die Ausführung hier ins Leere. Die Gemeinde 
bearbeitet das sorgfältig und abschließend bis zum Satzungsbeschluss. 
 
 
 
 
Zu 5. 
Die Unterstellung in Bezug auf die Veranstaltungshalle wird zurückgewiesen. Die 
Gemeinde hat ihre Ziele im Bebauungsplan-Vorentwurf dargestellt. Ziel der Gemeinde ist 
es, das Mühlengelände entsprechend planerisch vorzubereiten und Investitionssicherheit 
zu schaffen. Für die Entwicklung des Mühlengeländes, das sich als Missstand 
städtebaulicher Art darstellt, gibt es keine Alternative. Gerade die Inanspruchnahme der 
Mühle bzw. des Mühlengeländes entspricht dem sparsamen Umgang mit Grund und 
Boden. Die Belange sind somit hier nicht zutreffend vorgetragen. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zur Kenntnis zu nehmen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Nicht zu berücksichtigen. 
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lfd. 
Nr. 

Stellungnahme von/vom 
 

Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 6. 
Die Gemeinde hat die Stellungnahme des Amtes für Raumordnung und Landesplanung zu 
den Planungszielen eingeholt. In der Stellungnahme des Amtes für Raumordnung und 
Landesplanung vom 17.01.2013 ist dargelegt, dass das Vorhaben dazu beitragen kann, 
einen städtebaulichen Missstand zu beseitigen. Dies entspricht dem Ziel der 
Raumordnung und Landesplanung, durch Umnutzung und Verdichtung von 
Siedlungsflächen der Innenentwicklung vor der Außenentwicklung Vorrang zu geben. 
Somit sind die Ziele der Raumordnung und Landesplanung beachtet. Die Belange werden 
zurückgewiesen. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Nicht zu berücksichtigen. 
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lfd. 
Nr. 

Stellungnahme von/vom 
 

Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 7. 
Bei der Aufstellung des Bebauungsplanes sind die Anforderungen des BauGB zu 
beachten. Die subjektiven Äußerungen werden zurückgewiesen. Im Rahmen der 
Abwägung wird auf die einzelnen Belange eingegangen. Die Planunterlagen werden 
ergänzt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 7.1. 
Es handelt sich um eine nachhaltige städtebauliche Entwicklung. Die Unterstellung in 
Bezug auf eine Sport- und Mehrzweckhalle wird zurückgewiesen. Die Nachweise sind im 
Rahmen des Aufstellungsverfahrens zu beachten. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu berücksichtigen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Teilweise zu beachten. 
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lfd. 
Nr. 

Stellungnahme von/vom 
 

Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 
Zu 7.2. 
In Bezug auf das Landschaftsbild wird ein bereits vorgeprägter Standort genutzt. Es 
erfolgt eine Innenverdichtung. Dieser wird Vorrang vor der Außenentwicklung gegeben. 
Die Entwicklung ist unter Berücksichtigung der Schutzerfordernisse der Umgebung 
vorzubereiten und zu prüfen. Darüber hinaus sind die Belange des Denkmalschutzes zu 
beachten. Es handelt sich nicht um einen vorhabenbezogenen Plan sondern um eine 
Angebotsplanung. Abstimmungen sind auch im Rahmen des Zulässigen mit der Behörde 
zu führen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 7.3.a. 
Sicherlich kann nicht auf die ursprüngliche Nutzung, die wesentlich stärker den Uferweg 
frequentiert hat als bisher, verwiesen werden. Der Ansatz der Gemeinde ist jedoch, dass 
nur Verkehr in dem Umfang, dass er nicht zu erheblichen Auswirkungen der 
Wohnbebauung führt, zulässig ist. Handlungsempfehlungen hat hierzu der Gutachter 
unterbreitet bezüglich des zulässigen Verkehrsaufkommens unter Berücksichtigung des 
Schutzanspruches der vorhandenen Bebauung. Die Gemeinde wird sich im Weiteren mit 
dem Verkehrsaufkommen, mit dem Fußgänger- und Radverkehr und mit möglichen 
Anforderungen an den ÖPNV beschäftigen. Die Gemeinde prüft, inwiefern ein 
Verkehrsgutachten erstellt werden soll. Dabei wird auch auf die Anforderungen der Lärm- 
und Schadstoffbelastung einzugehen sein. Die Spekulation mit der Veranstaltungshalle 
wird durch die Gemeinde zurückgewiesen. Allein die Umgebungssituation lässt dies aus 
Sicht der Gemeinde nicht zu. Der Bezug zu § 15 Baunutzungsverordnung wird hier 
hergestellt. Die Gemeinde führt hierzu eine umfassende Überprüfung. Das Gutachten zum 
Schallschutz gibt einen Rahmen vor. In Abhängigkeit von dem konkreten Vorhaben ist 
ggf. eine gesonderte Einzelfallprüfung notwendig. Inwiefern ein Verkehrsgutachten für 
alle Verkehrsteilnehmer, Radfahrer, Fußgänger, KFZ notwendig ist, prüft die Gemeinde. 
Eine Abschätzung der bisherigen Vorhaben wäre entsprechend durchzuführen. Die 
Belange des Schienenverkehrs und die Geschwindigkeit sind entsprechend zu prüfen und 
zu beachten. 

 
 
Teilweise zu berücksichtigen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Teilweise zu berücksichtigen. 
Entscheidungen in Bezug auf die 
Notwendigkeit eines 
Verkehrsgutachtens führen. 
Dabei auch die Klärung der 
Erfordernisse zu Lärm- und 
Schadstoffgutachten führen. Im 
Gesamtverkehrskonzept die 
Anforderungen der 
Verkehrsteilnehmer, Radfahrer, 
Fußgänger, KFZ überprüfen. 
Eine Abschätzung der sonst 
geplanten Vorhaben ist zum 
Gegenstand der Abwägung zu 
machen. 
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lfd. 
Nr. 

Stellungnahme von/vom 
 

Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 
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lfd. 
Nr. 

Stellungnahme von/vom 
 

Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 
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lfd. 
Nr. 

Stellungnahme von/vom 
 

Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 
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lfd. 
Nr. 

Stellungnahme von/vom 
 

Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 
Zu 7.3.b. 
Im Zusammenhang mit der Veranstaltungshalle erübrigt sich die Betrachtung. Die 
Gemeinde sieht keine Veranstaltungshalle vor. Ansonsten sind die Anforderungen des § 
15 Baunutzungsverordnung zu beachten. Das heißt, dass auch ansonsten zulässige 
Nutzungen unzulässig sind, weil der Schutzanspruch vorhandener Bebauung das nicht 
zulässt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 7.3.c. 
In Bezug auf die Stellplätze sind die Anforderungen an die Wohnumgebung zu 
berücksichtigen. Dies ist in der weiteren Bearbeitung zu betrachten. 

 
 
Nicht zu berücksichtigen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Teilweise zu berücksichtigen. 
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lfd. 
Nr. 

Stellungnahme von/vom 
 

Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 
Zu 7.3.d. 
Im Zusammenhang mit dem Gliederungspunkt Gewerbe- sowie Sport- und Freizeitlärm 
ist hier klarzustellen, dass tatsächlich derzeit weder Gewerbe- und Freizeitlärm vorhanden 
sind. Dies betrifft Seite 23. Im Gegensatz dazu ist auf Seite 28 von der Planung die Rede. 
Bei der Ansiedlung im Planungsbereich sind die umgebenden Schutzwürdigkeiten 
entsprechend zu beachten. Nichts anderes ist auch Gegenstand der Planunterlagen. Die 
Planung des Bebauungsplanes Nr. 25 ist als reine vorhabenbezogene Planung zu 
betrachten. Der Bebauungsplan Nr. 23 gilt als Angebotsplanung. Insofern ist hier keine 
Willkür in der Planungsaktivität der Gemeinde zu sehen. Eine gesamtheitliche 
Betrachtung unter Berücksichtigung aller Vorhaben ist Ziel der Gemeinde, um so 
entsprechend Konflikten entgegen zu wirken. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 7.3.e. 
Das Schallgutachten geht von Daten für den Prognose-Zeitraum 2025 aus. Insofern 
werden diese Belange zurückgewiesen. Unabhängig davon wird die Geschwindigkeit 
geprüft. 
 
 
 
Zu 7.3.f. 
Die Gemeinde wird ihr Handeln gesetzeskonform für den Bestand und für die Planung 
beachten.  

 
 
Zu berücksichtigen. 
! Gesamtbetrachtung ist zu 
ergänzen, um Bebauungspläne 
der Umgebung. 
Es ist Ziel, so ist es im 
Bauausschuss besprochen 
worden, die Zielsetzungen in 
Bezug auf die Verkehrsbelastung 
zu ergänzen.  
Zählung des Verkehrs. 
Betrachtung des vorhandenen 
Verkehrs und der Reserven 
durch vorhandene 
Bebauungspläne, um eine 
entsprechende Aussage zu 
treffen. 
 
 
 
 
Zur Kenntnis zu nehmen. 
 
 
 
 
 
 
Zur Kenntnis zu nehmen. 
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lfd. 
Nr. 

Stellungnahme von/vom 
 

Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 
 
 
Zu 7.4. 
Die Gemeinde widerspricht den Spekulationen. Die Nutzungen sind gemäß 
Festsetzungskatalog der Angebotsplanung zu betrachten. Dabei ist der 
Nachbarschaftsschutz zu berücksichtigen. Im Zusammenhang mit der Gestaltung sind 
eine denkmalschutzverträgliche und eine immissionsschutzverträgliche Bauausführung zu 
regeln. Die Anforderungen der vorhandenen Bebauung werden beachtet. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 7.5. 
Die Gestaltungsfestlegungen wurden noch nicht getroffen. Die Abstimmungen mit der 
Denkmalpflege hierzu sind entsprechend zu führen. Die Spekulation zur 
Veranstaltungshalle wird zurückgewiesen. Denkmalschutzgerechte Entwicklungen sind 
vorgesehen. Die Unterlagen sind entsprechend anzupassen und zu ergänzen. 

 
 
 
 
Zur Kenntnis zu nehmen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu berücksichtigen. 
! Gemäß Abstimmung im 
Bauausschuss ist die 
Abstimmung mit der 
Denkmalschutzbehörde zu 
führen. Dies hat auch im Zuge 
von konkreten Abstimmungen zu 
erfolgen. 
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lfd. 
Nr. 

Stellungnahme von/vom 
 

Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 7.6. 
Die Gemeinde wird die Planung auch in Bezug auf die Grundfläche präzisieren. Für den 
Erhalt des Mikroklimas werden auch entsprechende Grünflächen bewahrt. Eine 
Entwicklung ist vorgesehen. 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 7.7. 
Im Zusammenhang mit den Belangen des Umweltschutzes wird die Nachweisführung für 
die Anwendbarkeit des Verfahrens nach § 13a BauGB, Innenentwicklung vor 
Außenentwicklung, geführt. Beim Artenschutz wurden bereits Nachweise im 
Zusammenhang mit den erfolgten Abrissarbeiten geführt. Die faunistischen und 
floristischen Erkenntnisse in Bezug auf den Artenschutz sind im Planverfahren zu 
beachten. Der Innenentwicklung ist Vorrang vor der Außenentwicklung zu geben. 
Die FFH-Verträglichkeit ist nachzuweisen. Die artenschutzfachliche Betrachtung ist 
durchzuführen. Darüber hinaus sind die Belange des Baumschutzes zu beachten. Die 
Belange werden berücksichtigt. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Teilweise zu berücksichtigen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
! 
Belange des Artenschutzes sind 
entsprechend zu beachten. Dies 
hat im Zuge der Abschichtung zu 
erfolgen, Bebauungsplan, 
Bauvorhaben… 
Das Einmaß der Bäume soll in 
dem unbedingt erforderlichen 
Ausmaß erfolgen, um die 
Abstimmungen mit der Behörde 
zu führen. 
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lfd. 
Nr. 

Stellungnahme von/vom 
 

Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 
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lfd. 
Nr. 

Stellungnahme von/vom 
 

Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 7.8. 
Im Zusammenhang mit dem Gesundheitsschutz sollen die Belange betrachtet werden. Die 
Mobilfunkanlagen sind zulässig. Dabei ist darauf einzugehen, dass sie im Rahmen des 
Zumutbaren mit gesundheitlichen Anforderungen zu überprüfen sind. Angesprochene 
Belange sind im erforderlichen Umfang zu betrachten. In Ermangelung des konkreten 
Ansiedlungsfalls kann eine weitergehende gutachterliche Prüfung hier nicht 
vorgenommen werden. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Teilweise zu berücksichtigen. 
Gutachten zu 
elektromagnetischen Belangen 
im Zuge des 
Baugenehmigungsverfahrens. 
Gemäß Empfehlung des 
Bauausschusses sollen 
Entscheidungen zum Baurecht 
auf der konkreten Ebene der 
Antragstellung geführt und 
geprüft werden. Anforderungen 
an gesunde Wohn- und 
Lebensverhältnisse sind zu 
gewährleisten. Die Gemeinde ist 
als Grundstückseigentümer in 
einer recht einflussreichen 
Position. 
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lfd. 
Nr. 

Stellungnahme von/vom 
 

Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 
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lfd. 
Nr. 

Stellungnahme von/vom 
 

Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 
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lfd. 
Nr. 

Stellungnahme von/vom 
 

Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 
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lfd. 
Nr. 

Stellungnahme von/vom 
 

Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 7.9. 
Im Zusammenhang mit der Innenentwicklung vor Außenentwicklung wird gesetzlich 
geregelt, dass keine Eingriffs- und Ausgleichsregelung erforderlich ist. Unabhängig davon 
sind die Belange des Baumschutzes zu beachten. Vorhaben unabhängig vom 
Bebauungsplan Nr. 23 werden hier nicht gesondert behandelt. Eine Eingriffs-
/Ausgleichsregelung ist nicht notwendig. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Nicht zu berücksichtigen. 
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lfd. 
Nr. 

Stellungnahme von/vom 
 

Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 
 
Zu 7.10. 
Der Gesetzgeber hat die Anforderungen an die Bauleitplanung geregelt. Diesen Anspruch 
wird die Gemeinde in Anwendung des § 1 BauGB erfüllen. Unter dem Gesichtspunkt, 
dass der Innenentwicklung vor der Außenentwicklung Raum gegeben wird, hält die 
Gemeinde an ihren Planungszielen fest. Die sachgerechte Abwägung wird geführt. 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 7.11. 
Die Einwender werden zur Kenntnis genommen. 

 
 
 
Zu berücksichtigen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zur Kenntnis zu nehmen. 
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lfd. 
Nr. 

Stellungnahme von/vom 
 

Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

  



Anlage 1 zum Beschluss 2013 - _________- Satzung über den Bebauungsplan Nr. 23 der Gemeinde Bad Kleinen für das Gebiet „Mühle“, für das Mühlengelände 

 105

 
lfd. 
Nr. 

Stellungnahme von/vom 
IV.3 

Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 1. 
Es handelt sich um einen Vielzahl an Unterstellungen, die an den planungsrechtlichen 
Zielen der Gemeinde vorbeigehen. Die Gemeinde schafft mit der Planung einen 
planungsrechtlichen Rahmen und für Investoren Investitionssicherheit. Die 
Anforderungen an Immissionsschutz sind zu beachten. Dabei ist auch insbesondere die 
Anforderung an § 15 Baunutzungsverordnung zu beachten. Auf die der Gemeinde 
unterstellten beabsichtigten Nutzungen geht die Gemeinde nicht weiter ein. Die Gemeinde 
nimmt die Aussagen zur Kenntnis und wird den Entwurf für die weitere Beteiligung 
vorbereiten und räumt dann nochmals Gelegenheit zur Stellungnahme ein. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zur Kenntnis zu nehmen. 



Anlage 1 zum Beschluss 2013 - _________- Satzung über den Bebauungsplan Nr. 23 der Gemeinde Bad Kleinen für das Gebiet „Mühle“, für das Mühlengelände 

 106

 
lfd. 
Nr. 

Stellungnahme von/vom 
 

Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 2. 
Für die Gemeinde besteht ein Planungserfordernis. Dies Planungserfordernis ist dafür da, 
die eigenen Ziele zu formulieren und Investitionssicherheit für Interessenten am Standort 
zu schaffen. Die Vereinbarkeit mit den Belangen des Denkmalschutzes ist herzustellen. 
Entgegen der Auffassung des Einwenders ist es Ziel der Gemeinde die 
Beherbergungskapazität zu erhöhen. Diesem Ziel wird auch die Planung entsprechend 
gerecht werden müssen. In Bezug auf die Wegebeziehungen sollen diese für das 
Vorhaben hergestellt werden. Es ist klarzustellen, dass für die Entwicklung des Tourismus 
weitere Wege entsprechend notwendig sind oder besser auszubauen sind. Die Begründung 
wird entsprechend angepasst. Die Gemeinde betrachtet das Vorhaben aus 
planungsrechtlicher Sicht. Die genannten kommunalaufsichtlichen Unterstellungen 
werden hier nicht bewertet. Dass es sich um einen Missstand handelt, ist offensichtlich. 
Über den Festsetzungscharakter des Gebietes, Sondergebiete oder die Festsetzung eines 
Mischgebietes oder Kerngebietes, wird die Gemeinde sich entsprechend zum Entwurfs- 
und Auslegungsbeschluss verständigen. Kerngebiete, die eher für Handelsbetriebe zu 
betrachten sind, kommen wohl eher weniger als Mischgebiete, die der Durchmischung 
von Wohnen und Gewerbe dienen, in Betracht. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Teilweise zu berücksichtigen. 
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lfd. 
Nr. 

Stellungnahme von/vom 
 

Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 3. 
Die Gemeinde sieht weiterhin die verkehrliche Anbindung über den Uferweg vor. Vor 
Inbetriebnahme des Vorhabens sind die Straßenbaumaßnahmen entsprechend zu regeln 
und abzustimmen. Die Kostenübernahme hat im Gradmesser des jeweiligen Vorteils zu 
erfolgen. Nutzungsspekulationen werden nicht geteilt. Die Nutzung muss sich im Rahmen 
der Festsetzungen bewegen und zusätzlich die Anforderungen an die Umgebung bzw. an 
den Schutzanspruch der Umgebung erfüllen.  

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Teilweise zu berücksichtigen. 
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lfd. 
Nr. 

Stellungnahme von/vom 
 

Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 
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lfd. 
Nr. 

Stellungnahme von/vom 
 

Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 4. 
Die Anforderungen an die Erschließung sind im laufenden Planverfahren abzustimmen. 
Nichts anderes hat die Gemeinde unter 8.5 ihrer Gliederung formuliert (erfolgt im 
weiteren Planverfahren). Dies findet sich auch analog in Gliederungspunkt 12.1, 12.2, 
12.3, 12.4, 12.5, 12.6. Insofern geht die Ausführung hier ins Leere. Die Gemeinde 
bearbeitet das sorgfältig und abschließend bis zum Satzungsbeschluss. 
 
 
 
 
Zu 5. 
Die Unterstellung in Bezug auf die Veranstaltungshalle wird zurückgewiesen. Die 
Gemeinde hat ihre Ziele im Bebauungsplan-Vorentwurf dargestellt. Ziel der Gemeinde ist 
es, das Mühlengelände entsprechend planerisch vorzubereiten und Investitionssicherheit 
zu schaffen. Für die Entwicklung des Mühlengeländes, das sich als Missstand 
städtebaulicher Art darstellt, gibt es keine Alternative. Gerade die Inanspruchnahme der 
Mühle bzw. des Mühlengeländes entspricht dem sparsamen Umgang mit Grund und 
Boden. Die Belange sind somit hier nicht zutreffend vorgetragen. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zur Kenntnis zu nehmen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Nicht zu berücksichtigen. 
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lfd. 
Nr. 

Stellungnahme von/vom 
 

Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 6. 
Die Gemeinde hat die Stellungnahme des Amtes für Raumordnung und Landesplanung zu 
den Planungszielen eingeholt. In der Stellungnahme des Amtes für Raumordnung und 
Landesplanung vom 17.01.2013 ist dargelegt, dass das Vorhaben dazu beitragen kann, 
einen städtebaulichen Missstand zu beseitigen. Dies entspricht dem Ziel der 
Raumordnung und Landesplanung, durch Umnutzung und Verdichtung von 
Siedlungsflächen der Innenentwicklung vor der Außenentwicklung Vorrang zu geben. 
Somit sind die Ziele der Raumordnung und Landesplanung beachtet. Die Belange werden 
zurückgewiesen. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Nicht zu berücksichtigen. 
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lfd. 
Nr. 

Stellungnahme von/vom 
 

Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 
 
 
Zu 7. 
Bei der Aufstellung des Bebauungsplanes sind die Anforderungen des BauGB zu 
beachten. Die subjektiven Äußerungen werden zurückgewiesen. Im Rahmen der 
Abwägung wird auf die einzelnen Belange eingegangen. Die Planunterlagen werden 
ergänzt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 7.1. 
Es handelt sich um eine nachhaltige städtebauliche Entwicklung. Die Unterstellung in 
Bezug auf eine Sport- und Mehrzweckhalle wird zurückgewiesen. Die Nachweise sind im 
Rahmen des Aufstellungsverfahrens zu beachten. 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 7.2. 
In Bezug auf das Landschaftsbild wird ein bereits vorgeprägter Standort genutzt. Es 
erfolgt eine Innenverdichtung. Dieser wird Vorrang vor der Außenentwicklung gegeben. 
Die Entwicklung ist unter Berücksichtigung der Schutzerfordernisse der Umgebung 
vorzubereiten und zu prüfen. Darüber hinaus sind die Belange des Denkmalschutzes zu 
beachten. Es handelt sich nicht um einen vorhabenbezogenen Plan sondern um eine 
Angebotsplanung. Abstimmungen sind auch im Rahmen des Zulässigen mit der Behörde 
zu führen. 
 

 
 
 
 
Zu berücksichtigen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Teilweise zu beachten. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Teilweise zu berücksichtigen. 
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lfd. 
Nr. 

Stellungnahme von/vom 
 

Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 7.3.a. 
Sicherlich kann nicht auf die ursprüngliche Nutzung, die wesentlich stärker den Uferweg 
frequentiert hat als bisher, verwiesen werden. Der Ansatz der Gemeinde ist jedoch, dass 
nur Verkehr in dem Umfang, dass er nicht zu erheblichen Auswirkungen der 
Wohnbebauung führt, zulässig ist. Handlungsempfehlungen hat hierzu der Gutachter 
unterbreitet bezüglich des zulässigen Verkehrsaufkommens unter Berücksichtigung des 
Schutzanspruches der vorhandenen Bebauung. Die Gemeinde wird sich im Weiteren mit 
dem Verkehrsaufkommen, mit dem Fußgänger- und Radverkehr und mit möglichen 
Anforderungen an den ÖPNV beschäftigen. Die Gemeinde prüft, inwiefern ein 
Verkehrsgutachten erstellt werden soll. Dabei wird auch auf die Anforderungen der Lärm- 
und Schadstoffbelastung einzugehen sein. Die Spekulation mit der Veranstaltungshalle 
wird durch die Gemeinde zurückgewiesen. Allein die Umgebungssituation lässt dies aus 
Sicht der Gemeinde nicht zu. Der Bezug zu § 15 Baunutzungsverordnung wird hier 
hergestellt. Die Gemeinde führt hierzu eine umfassende Überprüfung. Das Gutachten zum 
Schallschutz gibt einen Rahmen vor. In Abhängigkeit von dem konkreten Vorhaben ist 
ggf. eine gesonderte Einzelfallprüfung notwendig. Inwiefern ein Verkehrsgutachten für 
alle Verkehrsteilnehmer, Radfahrer, Fußgänger, KFZ notwendig ist, prüft die Gemeinde. 
Eine Abschätzung der bisherigen Vorhaben wäre entsprechend durchzuführen. Die 
Belange des Schienenverkehrs und die Geschwindigkeit sind entsprechend zu prüfen und 
zu beachten. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Teilweise zu berücksichtigen. 
Entscheidungen in Bezug auf die 
Notwendigkeit eines 
Verkehrsgutachtens führen. 
Dabei auch die Klärung der 
Erfordernisse zu Lärm- und 
Schadstoffgutachten führen. Im 
Gesamtverkehrskonzept die 
Anforderungen der 
Verkehrsteilnehmer, Radfahrer, 
Fußgänger, KFZ überprüfen. 
Eine Abschätzung der sonst 
geplanten Vorhaben ist zum 
Gegenstand der Abwägung zu 
machen. 
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lfd. 
Nr. 

Stellungnahme von/vom 
 

Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 
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lfd. 
Nr. 

Stellungnahme von/vom 
 

Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

  



Anlage 1 zum Beschluss 2013 - _________- Satzung über den Bebauungsplan Nr. 23 der Gemeinde Bad Kleinen für das Gebiet „Mühle“, für das Mühlengelände 

 115

 
lfd. 
Nr. 

Stellungnahme von/vom 
 

Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 7.3.b. 
Im Zusammenhang mit der Veranstaltungshalle erübrigt sich die Betrachtung. Die 
Gemeinde sieht keine Veranstaltungshalle vor. Ansonsten sind die Anforderungen des § 
15 Baunutzungsverordnung zu beachten. Das heißt, dass auch ansonsten zulässige 
Nutzungen unzulässig sind, weil der Schutzanspruch vorhandener Bebauung das nicht 
zulässt. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Nicht zu berücksichtigen. 
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lfd. 
Nr. 

Stellungnahme von/vom 
 

Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 7.3.c. 
In Bezug auf die Stellplätze sind die Anforderungen an die Wohnumgebung zu 
berücksichtigen. Dies ist in der weiteren Bearbeitung zu betrachten. 
 
 
 
Zu 7.3.d. 
Im Zusammenhang mit dem Gliederungspunkt Gewerbe- sowie Sport- und Freizeitlärm 
ist hier klarzustellen, dass tatsächlich derzeit weder Gewerbe- und Freizeitlärm vorhanden 
sind. Dies betrifft Seite 23. Im Gegensatz dazu ist auf Seite 28 von der Planung die Rede. 
Bei der Ansiedlung im Planungsbereich sind die umgebenden Schutzwürdigkeiten 
entsprechend zu beachten. Nichts anderes ist auch Gegenstand der Planunterlagen. Die 
Planung des Bebauungsplanes Nr. 25 ist als reine vorhabenbezogene Planung zu 
betrachten. Der Bebauungsplan Nr. 23 gilt als Angebotsplanung. Insofern ist hier keine 
Willkür in der Planungsaktivität der Gemeinde zu sehen. Eine gesamtheitliche 
Betrachtung unter Berücksichtigung aller Vorhaben ist Ziel der Gemeinde, um so 
entsprechend Konflikten entgegen zu wirken. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Teilweise zu berücksichtigen. 
 
 
 
 
 
Zu berücksichtigen. 
! Gesamtheitliche Betrachtung 
ergänzen, um Bebauungspläne 
der Umgebung. 
Gemäß Empfehlung des 
Bauausschusses ist eine 
Überarbeitung bzw. Ergänzung 
vorzunehmen. Empfehlungen 
sollen erfolgen. Reserven sollen 
mit betrachtet werden. Die 
Reserven resultieren aus den 
anderen Belangen des 
Planungsrechts. 
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lfd. 
Nr. 

Stellungnahme von/vom 
 

Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 7.3.e. 
Das Schallgutachten geht von Daten für den Prognose-Zeitraum 2025 aus. Insofern 
werden diese Belange zurückgewiesen. Unabhängig davon wird die Geschwindigkeit 
geprüft. 
 
 
 
 
Zu 7.3.f. 
Die Gemeinde wird ihr Handeln gesetzeskonform für den Bestand und für die Planung 
beachten. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 7.4. 
Die Gemeinde widerspricht den Spekulationen. Die Nutzungen sind gemäß 
Festsetzungskatalog der Angebotsplanung zu betrachten. Dabei ist der 
Nachbarschaftsschutz zu berücksichtigen. Im Zusammenhang mit der Gestaltung sind 
eine denkmalschutzverträgliche und eine immissionsschutzverträgliche Bauausführung zu 
regeln. Die Anforderungen der vorhandenen Bebauung werden beachtet. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zur Kenntnis zu nehmen. 
 
 
 
 
 
 
 
Zur Kenntnis zu nehmen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zur Kenntnis zu nehmen. 
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lfd. 
Nr. 

Stellungnahme von/vom 
 

Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 7.5. 
Die Gestaltungsfestlegungen wurden noch nicht getroffen. Die Abstimmungen mit der 
Denkmalpflege hierzu sind entsprechend zu führen. Die Spekulation zur 
Veranstaltungshalle wird zurückgewiesen. Denkmalschutzgerechte Entwicklungen sind 
vorgesehen. Die Unterlagen sind entsprechend anzupassen und zu ergänzen. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu berücksichtigen. 
! Gemäß Empfehlung des 
Bauausschusses sind 
Abstimmungen im weiteren 
Planverfahren und im Zuge des 
Einzelgenehmigungsverfahrens 
mit der Denkmalschutzbehörde 
sind zu führen. 
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lfd. 
Nr. 

Stellungnahme von/vom 
 

Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 
 
 
 
Zu 7.6. 
Die Gemeinde wird die Planung auch in Bezug auf die Grundfläche präzisieren. Für den 
Erhalt des Mikroklimas werden auch entsprechende Grünflächen bewahrt. Eine 
Entwicklung ist vorgesehen. 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 7.7. 
Im Zusammenhang mit den Belangen des Umweltschutzes wird die Nachweisführung für 
die Anwendbarkeit des Verfahrens nach § 13a BauGB, Innenentwicklung vor 
Außenentwicklung, geführt. Beim Artenschutz wurden bereits Nachweise im 
Zusammenhang mit den erfolgten Abrissarbeiten geführt. Die faunistischen und 
floristischen Erkenntnisse in Bezug auf den Artenschutz sind im Planverfahren zu 
beachten. Der Innenentwicklung ist Vorrang vor der Außenentwicklung zu geben. 
Die FFH-Verträglichkeit ist nachzuweisen. Die artenschutzfachliche Betrachtung ist 
durchzuführen. Darüber hinaus sind die Belange des Baumschutzes zu beachten. Die 
Belange werden berücksichtigt. 

 
 
 
 
 
Teilweise zu berücksichtigen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
! 
Belange des Artenschutzes sind 
entsprechend zu beachten. Dies 
hat im Zuge der Abschichtung zu 
erfolgen, Bebauungsplan, 
Bauvorhaben… 
Das Einmaß der Bäume soll in 
dem unbedingt erforderlichen 
Ausmaß erfolgen, um die 
Abstimmungen mit der Behörde 
zu führen. 
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lfd. 
Nr. 

Stellungnahme von/vom 
 

Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 
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lfd. 
Nr. 

Stellungnahme von/vom 
 

Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 7.8. 
Im Zusammenhang mit dem Gesundheitsschutz sollen die Belange betrachtet werden. Die 
Mobilfunkanlagen sind zulässig. Dabei ist darauf einzugehen, dass sie im Rahmen des 
Zumutbaren mit gesundheitlichen Anforderungen zu überprüfen sind. Angesprochene 
Belange sind im erforderlichen Umfang zu betrachten. In Ermangelung des konkreten 
Ansiedlungsfalls kann eine weitergehende gutachterliche Prüfung hier nicht 
vorgenommen werden. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Teilweise zu berücksichtigen. 
Gutachten zu 
elektromagnetischen Belangen 
im Zuge des 
Baugenehmigungsverfahrens. 
Gemäß Empfehlung des 
Bauausschusses sollen 
Entscheidungen zum Baurecht 
auf der konkreten Ebene der 
Antragstellung geführt und 
geprüft werden. Anforderungen 
an gesunde Wohn- und 
Lebensverhältnisse sind zu 
gewährleisten. Die Gemeinde ist 
als Grundstückseigentümer in 
einer recht einflussreichen 
Position. 
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lfd. 
Nr. 

Stellungnahme von/vom 
 

Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

  



Anlage 1 zum Beschluss 2013 - _________- Satzung über den Bebauungsplan Nr. 23 der Gemeinde Bad Kleinen für das Gebiet „Mühle“, für das Mühlengelände 

 123

 
lfd. 
Nr. 

Stellungnahme von/vom 
 

Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 
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lfd. 
Nr. 

Stellungnahme von/vom 
 

Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 7.9. 
Im Zusammenhang mit der Innenentwicklung vor Außenentwicklung wird gesetzlich 
geregelt, dass keine Eingriffs- und Ausgleichsregelung erforderlich ist. Unabhängig davon 
sind die Belange des Baumschutzes zu beachten. Vorhaben unabhängig vom 
Bebauungsplan Nr. 23 werden hier nicht gesondert behandelt. Eine Eingriffs-
/Ausgleichsregelung ist nicht notwendig. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Nicht zu berücksichtigen. 
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lfd. 
Nr. 

Stellungnahme von/vom 
 

Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 7.10. 
Der Gesetzgeber hat die Anforderungen an die Bauleitplanung geregelt. Diesen Anspruch 
wird die Gemeinde in Anwendung des § 1 BauGB erfüllen. Unter dem Gesichtspunkt, 
dass der Innenentwicklung vor der Außenentwicklung Raum gegeben wird, hält die 
Gemeinde an ihren Planungszielen fest. Die sachgerechte Abwägung wird geführt. 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 7.11. 
Die Einwender werden zur Kenntnis genommen. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu berücksichtigen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zur Kenntnis zu nehmen. 
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lfd. 
Nr. 

Stellungnahme von/vom 
IV.4 

Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 
 
 
 
 
 
 
Zu 1. 
Der Schallschutz ist notwendig. Die Belange werden zurückgestellt. 
 
 
 
 
 
Zu 2. 
Die Erhaltung der Sichtbeziehungen zum Bahnhof ist ein Belang. Die Belange der 
Gesundheit und der Aufenthaltsqualität sind höher zu bewerten. Deshalb werden die 
Belange zurückgestellt. 
 
 
 
Zu 3. 
Reflektionen sind durch geeignete Schallschutzmaßnahmen zu reduzieren.  

 
 
 
 
 
 
 
 
Nicht zu berücksichtigen. 
 
 
 
 
 
 
Nicht zu berücksichtigen. 
 
 
 
 
 
 
Zu berücksichtigen. 
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Öffentlichkeit  

IV.1 - Der Einwand wird als Stellungnahme gewertet. 
- Die Planungserfordernisse sind in § 1 Abs. 3 BauGB 

geregelt; Bauleitpläne sind aufzustellen, sobald und 
soweit es erforderlich ist. 

- Die verbindliche Bauleitplanung wird mit dem Ziel 
aufgestellt, Planungssicherheit für die Gemeinde und 
Investitionssicherheit zu schaffen für Vorhabenträger. 
Die Planung wird fortgeführt. 

- Der Vorwurf der Täuschung wird durch die 
Gemeinde zurückgewiesen. 

- Die Schallschutzmaßnahmen sind im Rahmen der 
Entwurfsphase zu präzisieren. 

- Neben Festsetzung von aktiven 
Schallschutzmaßnahmen sind passive 
Schallschutzmaßnahmen erforderlich. 

- Das Schallgutachten betrachtet auch die umgebende 
Bebauung. Die Einbeziehung von Wohnbebauung, 
die extern zu betrachten ist, in das Plangebiet ist 
nicht vorgesehen. 

- Die Gemeinde geht den Anforderungen für die 
Eingangsdaten innerhalb des Gutachtens weiter 
nach. Die Gemeinde prüft, inwiefern Versäumnisse 
bei der Bahn vorliegen. Die Eingangsdaten sind 
sicher zu ermitteln. 

- Die Gemeinde prüft die Notwendigkeit der 
Berücksichtigung des „Schienenbonus“ von 5 dB(A). 

- Die Prognose für 2025 wird verbindlich angewendet. 
- Die planungsrechtliche Vorbereitung muss sicher 

erfolgen. Unabhängig davon gelten die 
Anforderungen des gegenseitigen 
Nachbarschaftsschutzes nach § 15 
Baunutzungsverordnung. 

- Limitierend wirken sich vorhandene Nutzungen auf 
die zukünftige Ausnutzung im Plangebiet aus. Dies 
ist zu berücksichtigen. 

- Die baulichen Möglichkeiten sind im Zusammenhang 
mit den Möglichkeiten und Anforderungen des 
Denkmalschutzes zu prüfen. 

- Für das FFH-Gebiet sind die entsprechenden 
Nachweise zu führen. Die Eingangsdaten für das 
Projekt sind zu ermitteln.  

- Im Zusammenhang mit dem Denkmalschutz sind die 
Verschrottungsarbeiten und die begleitenden 
Artenschutznachweise zu prüfen und beizubringen. 

- Die Straße ist zukünftig auszubauen, um den 
zukünftigen Anforderungen gerecht zu werden. 
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- Die Belange des Verkehrs sind im Zusammenhang 
mit dem Straßenbau (Asphaltierung) zu sehen. Die 
Erstellung der Straße ist von Inbetriebnahme der 
Anlage vorgesehen. 

IV.2 - Unterstellungen werden zurück gewiesen. Es geht 
der Gemeinde um eine planungsrechtliche Regelung 
und um Sicherheit für die Investoren. 

- Die Gemeinde formuliert ihre Ziele. Die Sicherheit für 
Investoren soll geschaffen werden. Belange des 
Denkmalschutzes sind zu beachten. Die Gemeinde 
möchte die Beherbergungskapazität erweitern. In 
Bezug auf die Geh- und Radwege ist eine 
Klarstellung notwendig. Das heißt, für die 
Entwicklung des Fremdenverkehrs ist auch ein Netz 
des Geh- und Radwegeverkehrs notwendig. Dies ist 
anzupassen. In Bezug auf die Kommunalaufsicht 
wird auf die entsprechenden 
Vertragsangelegenheiten verwiesen. Im 
Planverfahren geht es um die Schaffung von 
Voraussetzungen für eine zukünftige Ansiedlung, um 
einen Missstand zu beseitigen. Es ist zu prüfen, 
anstelle eines Sondergebietes eine andere Art der 
Nutzung wohl in Richtung Mischgebiet festzusetzen. 
Kerngebietsfestsetzung mag ausscheiden, weil 
Handelsbetriebe kaum in Betracht kommen.  

- Die Verkehrsanbindung erfolgt über den Uferweg. 
Straßenbaumaßnahmen sind vor der Inbetriebnahme 
zu regeln. Die Kostenübernahme ist nach dem 
Prinzip des jeweiligen Vorteils vorgesehen. 
Nutzungsspekulationen werden zurückgewiesen. 

- Die Erschließung wird im laufenden Verfahren 
vorbereitet. Dies ist auch so dargestellt. Es wird nicht 
auf nachfolgende Verfahren verschoben. 

- Die Unterstellung in Bezug auf die 
Veranstaltungshalle wird zurückgewiesen. Die 
Zielsetzungen gelten gemäß Vorentwurf. Das 
Mühlengebäude soll genutzt werden. Die Planung ist 
zur Umsetzung bzw. zur Klarstellung der 
gemeindlichen Ziele notwendig. Gleichzeitig soll für 
Inverstoren Sicherheit geschaffen werden. Für den 
Mühlenstandort gibt es keine Alternative. Die 
Inanspruchnahme des Mühlengeländes ist die 
Umsetzung eines wesentlichen Grundsatzes des 
sparsamen Umgangs mit Grund und Boden.  

- Die Ziele der Raumordnung und Landesplanung 
werden eingehalten. Dies ist in der Stellungnahme 
des Amtes für Raumordnung und Landesplanung 
dargestellt. Die Bedenken werden zurückgewiesen. 

- Die Anforderungen des BauGB werden beachtet. Die 
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subjektiven Äußerungen werden zurückgewiesen. 
Die Abwägung zu diesen Belangen dient als 
Ergänzung der Planunterlagen. 

- Die Inanspruchnahme des Standortes entspricht 
einer städtebaulichen nachhaltigen Entwicklung. Die 
Spekulationen zur Sport- und Mehrzweckhalle 
werden zurückgewiesen. 

- In Bezug auf das Landschaftsbild wird klargestellt, 
dass der Standort bereits vorgeprägt ist. Es handelt 
sich um eine Innen- vor Außenentwicklung. Eine 
Vorprägung ist vorhanden. Die Schutzbedürftigkeit 
der Umgebung ist zu betrachten. Die 
Denkmalschutzbelange sind zu beachten. Es handelt 
sich um einen Angebotsplanung. 

- In Bezug auf die Nutzungen erfolgt kein Bezug auf 
die ursprüngliche Nutzung. Der zulässige Verkehr, 
auch zukünftig zulässige Verkehr darf nicht zu 
erheblichen Auswirkungen der Wohnumgebung 
führen. Der Gutachter geht auf das zulässige 
Verkehrsaufkommen unter Berücksichtigung des 
Schutzanspruches der Umgebung ein. Es wäre zu 
überprüfen, inwiefern ein Verkehrsgutachten zu 
Belangen des KFZ-Verkehrs der Fußgänger und 
Radfahrer erforderlich ist.  
? Erstellung eines Verkehrsgutachtens. 

- Lärm- und Schadstoffbelästigungen sind zu 
überprüfen. 

- Die Spekulation zur Veranstaltungshalle wird 
zurückgewiesen; unabhängig davon gelten die 
Anforderungen des § 15 Baunutzungsverordnung. 

- Der Gutachter stellt mit dem Schallschutzgutachten 
einen Rahmen auf. Das konkrete Vorhaben ist ggf. in 
einer Einzelfallprüfung zu prüfen. Der 
Bebauungsplan stellt eine Angebotsplanung dar. Der 
Verkehr von der Schiene ist in Bezug auf seine 
Auswirkungen zu überprüfen. 
? Lärm- und Schadstoffgutachten. 
? Gesamtverkehrslärmgutachten und Konzept. 
? Vorhabenabschätzung in der Umgebung. 

- Veranstaltungshalle ist nicht vorgesehen. Eine 
Betrachtung in Bezug auf Auswirkungen erübrigt 
sich. Die Anforderungen des § 15 
Baunutzungsverordnung sind zu beachten. 

- In Bezug auf Stellplätze sind die Wohngebäude in 
der Umgebung auf ihre Schutzansprüche zu 
beachten. 

- In Bezug auf den Lärm ist derzeit klarzustellen, dass 
Gewerbe- und Freizeitlärm nicht vorhanden ist. Hier 
ist zwischen Bestand und Planung, für den die 
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Belange zu berücksichtigen sind, zu unterscheiden. 
Der Bebauungsplan Nr. 25 ist ein 
vorhabenbezogener Plan und stellt auf die 
Vorhabenbezogenheit ab.  Der Bebauungsplan Nr. 
23 soll die städtebaulichen Ziele der Gemeinde 
klarstellen und gilt als Angebotsplanung; gleichzeitig 
gilt er als Sicherheit für den Investor. Es handelt sich 
um keine willkürliche Grenze der Gebiete. Eine 
gesamtheitliche Betrachtung ist durch die Gemeinde 
beabsichtigt. 
? Gesamtheitliche Betrachtung vornehmen. 

- Das Schallgutachten geht mit den Prognosewerten 
von 2025 um. Die Geschwindigkeitsprüfung ist 
vorzunehmen. Hierzu laufen die Abstimmungen mit 
dem Gutachter. 

- In Bezug auf baubedingte Auswirkungen ist eine 
gesetzeskonforme Handlung notwendig. Dies gilt 
sowohl für Bestand als auch für Planung. 

- Die Gemeinde tritt Spekulationen gegenüber. Die 
Angebotsplanung hat die nachbarschaftlichen 
Interessen zu berücksichtigen. Die Gestaltung 
innerhalb des Gebietes wird überprüft. Sie hat 
denkmalgerecht zu erfolgen und 
immissionsverträglich. Die Anforderungen an 
vorhandene Bebauung werden beachtet. 

- Gestaltungsfestlegungen werden derzeit noch nicht 
getroffen. Diese sind zu präzisieren. Abstimmungen 
mit der Denkmalpflege sind notwendig. 
? Abstimmungen mit der Denkmalpflege. 

- Der Widerspruch zur Spekulation zur 
Veranstaltungshalle wird zurückgewiesen. Eine 
denkmalschutzgerechte Entwicklung ist vorgesehen. 

- Die Planung ist in Bezug auf die Grundflächen zu 
präzisieren. Das Mikroklima stellt auf die Erhaltung 
kleinerer Grünflächen ab. 

- Die Nachweisführung für die Anwendbarkeit des 
Verfahrens nach § 13a BauGB ist zu führen. Dabei 
sind Belange des Artenschutzes in Bezug auf 
Flora/Fauna bei Abriss und Maßnahmen vorzusehen; 
Innen- vor Außenentwicklung beachten. FFH-
Verträglichkeit nachweisen. Baumschutz und AFB. 
? AFB Flora/Fauna. 
? Baumschutz. 
? Einmaß Bäume. 

- Die gesundheitlichen Belange sind zu beachten. Die 
Mobilfunkantennen werden als Angebot angefügt. 
Der erforderliche Umfang ist zu prüfen in Bezug auf 
Gesundheitsgefährdung. 
? ggf. Gutachten zur Einschätzung der 
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Beeinträchtigung für gesundheitliche Belange. 
- Anwendbarkeit § 13a BauGB wird nachgewiesen. 

Innen- vor Außenentwicklung vorsehen. Grundfläche 
angeben. Keine Eingriffs-/Ausgleichsregelung 
notwendig. Baumschutz beachten. Die 
voraussichtlichen Nutzungen des B-Planes Nr. 23 
sind zu beachten. Die Anforderungen des BauGB 
sind zu beachten; dies ist wesentlicher Gegenstand 
der Abwägung. 

- Die Einwender als Einwohner sind zur Kenntnis zu 
nehmen. 

IV.3 Siehe IV.2 
 

IV.4 - Schallschutzwall ist notwendig, um 
Aufenthaltsqualität im Freien zu schaffen bei dem 
beabsichtigten Konzept. 

- Die Sicht auf den Bahnhof ist ein Belang. 
Gesundheitliche Belange sind zu sichern. Deshalb 
Schallschutzmaßnahme notwendig. 

- Reflektionen können durch entsprechende 
Gestaltung der Schallschutzwand minimiert und 
reduziert werden. 

 
Aufgestellt für die Diskussion: 
 
Dipl.-Ing. R. Mahnel 
Planungsbüro Mahnel 
Rudolf-Breitscheid-Straße 11 
23936 Grevesmühlen 
Telefon 0 38 81 / 71 05 – 0 
Telefax 0 38 81 / 71 05 – 50 
pbm.mahnel.gvm@t-online.de  


	Vorlage
	Anlage  1 2012-12-05BKleinen_B23 VorentwurfTöB_A3A4
	Anlage  2 2012-12-04TextTeilB-3
	Anlage  3 2012-11-12 Begründ - 2
	Anlage  4 2013-05-17kurzVorentwB23BadKleinenOhneBürger-1
	Anlage  5 2013-05-17AbwVorentwB23BadKleinen-1
	Anlage  6 2013-05-17kurzVorentwB23BadKleinenBürger-1

